Deutscher Bundestag 
2.’Wahlperiode 
1953 


Drudesache 1900 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
6 — 50103 — 3541/55 


Bonn, den 2. Dezember 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1956 (Haushaltsgesetz 1956) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Die Entwürfe des Gesamtplans und der Einzelpläne"*) des Bundes- 
haushaltsplans sind als Anlagen beigefügt. 

Für den Bundesminister für Verteidigung ist durch den Entwurf 
eines Nachtragshaushaltsgesetzes 1955 der besondere Einzelplan 14 
geschaffen worden. Dieser Einzelplan enthält im vorliegenden Ent- 
wurf nur einen Globalansatz, da der Bundesminister für Verteidi- 
gung sich außerstande sieht, die in Betracht kommenden Einzel- 
ausgaben schon jetzt zu veranschlagen. Es ist beabsichtigt, spätestens 
im Februar 1956 den Globalansatz im Wege einer Ergänzungs- 
vorlage näher aufzugliedern. 

Der Nachweis über das Vermögen und die Schulden des Bundes 
nach dem Stand vom 31, März 1955 liegt diesem Schreiben bei."') 
Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 2. Dezember 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf Stel- 
lung genommen. Seine Änderungsvorschläge, Bemerkungen und 
Empfehlungen sind zusammen mit der Stellungnahme der Bundes- 
regierung dazu in der Anlage 2 dargelegt. 


Dr. Adenauer 


*) als Sonderdruck verteilt 


Druck: Bonner Universltäts-Buchdnickerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 , Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1956 (Haushaltsgesetz 1956) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1956 wird in Einnahme und Ausgabe auf 

32 576 472 900 Deutsche Mark 
festgestellt, und zwar 

im ordentlichen Haushalt auf 
29 047 500 400 Deutsche Mark 

an Einnahmen 


und auf 

29 047 500 400 Deutsche Mark 

an Ausgaben, 

im außerordentlichen Haushalt auf 
3 528 972 500 Deutsche Mark 

an Einnahmen 

und auf 

3 528 972 500 Deutsche Mark 

an Ausgaben. 


§ 2 

(1) Innerhalb der einzelnen Kapitel sind 
gegenseitig deckungsfähig die Ansätze bei 

1, Titel 104 a und b 

2. Titel 201 a, b und c 

3. Titel 204 und 205 

4, Titel 207 a, b und c. 

(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel kön- 
nen bei Bedarf verwendet werden (einseitige 
Deckungsfähigkeit) : 


1 . Einsparungen bei Titel 101 zur Verstär- 
kung der bei Titel 103 und Titel 104 ver- 
anschlagten Mittel; 

2. Einsparungen bei Titel 103 zur Verstärkung 
der bei Titel 104 veranschlagten Mittel; 

3. Einsparungen bei Titel 106 zur Verstärkung 
der bei Titel 107 veranschlagten Mittel; 

4. Einsparungen bei Titel 108 zur Verstärkung 
der bei Titel 217 veranschlagten Mittel. 

(3) Gegenseitig deckungsfähig sind die 
übertragbaren Mittel folgender Titel, und 
zwar nach den jeweiligen Haushaltsver- 
merken: 

Kapitel 32 05, Titel 683 und 

Kapitel 60 04, Titel 315 
Kapitel 10 02, Titel 531 und 662 
Kapitel 10 02, Titel 532 und 663 
Kapitel 10 02, Titel 530 und 661 
Kapitel 12 02, Titel 535 und 623 
Kapitel 12 03, Titel 304 und 

Kapitel 12 04, Titel 304 
Kapitel 12 03, Titel 725 und 726 
Kapitel 12 04, Titel 730 und 735 
Kapitel 32 05, Titel 680 und 681 
Kapitel 40 09, Titel 870 und 872 
Kapitel 60 02, Titel 530 und 600 
Kapitel 60 02, Titel 531 und 601. 

(4) Nach den jeweiligen Haushaltsvermer- 
ken können von den übertragbaren Mitteln 
verwendet werden: 

1 . Einsparungen bei Kapitel 06 29 Titel 300 
zur Verstärkung der bei Kapitel 06 29 
Titel 215 veranschlagten Mittel; 

2. Einsparungen bei Kapitel 25 03 Titel 602 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 03 
Titel 534 veranschlagten Mittel; 
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3. Einsparungen bei Kapitel 25 04 Titel 641 

zur Verstärkung der bei Kapitel 25 04 

Titel 550 veranschlagten Mittel; 

4. Einsparungen bei Kapitel A 25 03 Titel 

530 zur Verstärkung der bei Kapitel 25 03 

Titel 620 veranschlagten Mittel. 

(5) Die übertragbaren Ausgabemittel des 
Einzelplans 35 sind nach den besonderen 
Haushaltsvermerken dieses Plans gegenseitig 
deckungsfähig. 

s 3 

Der Bundesminister der Finanzen kann in 
Einzelfällen bestimmen, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 der Reichshaushaltsordnung keine An- 
wendung findet. 

§ 4 

Bei Anwendung des § 30 a der Reichshaus- 
haltsordnung ist der Betrag von 30 000 
Deutsche Mark durch den Betrag von 50 000 
Deutsche Mark zu ersetzen. 

S 5 

Übersteigt bei einem Einnahmetitel der 
Betrag der tatsächlichen Einnahmen den 
Haushaltsansatz und können auf Grund 
eines Haushaltsvermerks bei einem übertrag- 
baren Ausgabetitel in Höhe dieser Mehrein- 
nahmen Ausgaben geleistet werden, so dür- 
fen, abweichend von § 73 der Reichshaus- 
haltsordnung, die Beträge solcher Mehrein- 
nahmen, die bis zum Schluß des Rechnungs- 
jahres für die Zwecke der Ausgabetitel nidit 
verwendet worden sind, in der Haushalts- 
rechnung als Ausgaberest und zugleich als 
Mehrausgabe nachgewiesen werden. 

§ 6 

§ 75 Satz 1 der Reichshaushaltsordnung 
wird im Rechnungsjahr 1956 nicht ange- 
wendet. 

§ 7 

Die örtlichen Sonderzuschläge von 3 vom 
Hundert des Grundgehalts, die bisher ge- 
währt wurden, werden den Beamten des 
Bundes und der in Artikel 130 des Grund- 
gesetzes bezeichneten Verwaltungsorgane 
und Einrichtungen sowie den Versorgungs- 
empfängern, deren Versorgungsbezüge der 
Bund zu tragen hat, weitergewährt. Bei der 
Bemessung des örtlichen Sonderzuschlags 
rechnet außer den ruhegehaltfähigen und un- 


widerruflichen Stellenzulagen auch die ruhe- 
gehaltfähige Zulage, die den im vorstehen- 
den Satz bezeichneten Personen nach § 7 
oder § 8 des Dritten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 
27. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 81) und 
den dort angeführten Vorschriften gewährt 
wird, zum Grundgehalt. 

S 8 

(1) Über die letzten 10 vom Hundert der 
Bewilligung für Sachausgaben und für allge- 
meine Ausgaben darf nur mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen verfügt 
werden. Dies gilt nicht für die aus zweck- 
gebundenen Einnahmen zu leistenden Aus- 
gaben. 

(2) Verfügungen über Ausgabemittel, die 
bei einzelnen Titeln des Haushaltsplans als 
gesperrt bezeichnet sind, sowie über die Aus- 
gabemittel des außerordentlichen Haushalts 
bedürfen der Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
die Inanspruchnahme von Mitteln für be- 
stimmte Ausgabetitel oder für Gruppen von 
solchen von seiner Zustimmung abhängig 
machen, soweit die Entwicklung auf der Ein- 
nahme- oder Ausgabeseite es erfordert. 

§ 9 

(1) Wird ein planmäßiger Beamter im 
dienstlichen Interesse des Bundes mit Zustim- 
mung seiner obersten Dienstbehörde bei einer 
öffentlichen internationalen oder supranatio- 
nalen Organisation unter Wegfall der Dienst- 
bezüge länger als ein Jahr verwendet und be- 
steht ein unabweisbares Bedürfnis, die Plan- 
stelle des Beamten neu zu besetzen, so kann 
der Bundesminister der Finanzen für diesen 
Beamten im Einzelplan der abgebenden 
Dienstbehörde eine Leerstelle der bisherigen 
Besoldungsgruppe des Beamten mit dem Ver- 
merk „künftig wegfallend'* ausbringen. 

(2) Wird der Beamte wieder im Dienste 
des Bundes verwendet, ist er in eine freie oder 
in die nächste freiwerdende Planstelle seiner 
Besoldungsgruppe bei seiner Verwaltung ein- 
zuweisen; mit der Einweisung fällt die Leer- 
stelle weg. Bis zur Einweisung in eine freie 
Planstelle ist er auf der Leerstelle zu führen, 
wenn er nicht in eine andere freie Planstelle 
seiner Besoldungsgruppe eingewiesen werden 
kann; solange er auf der Leerstelle geführt 
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wird, dürfen, soweit notwendig, die hierdurch 
entstehenden Mehrausgaben abweichend von 
§ 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung ohne 
besondere Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen über die Ansätze des Haushalts- 
plans hinaus geleistet werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
ferner mit Zustimmung des Haushalpaus- 
schusses des Deutschen Bundestages im Einzel- 
plan der zuständigen Dienstbehörde Plan- 
stellen für Beamte ausbringen, deren Verwen- 
dung demnächst bei einer bestehenden inter- 
nationalen oder supranationalen Organisation 
beabsichtigt ist. Für den Fall, daß Ersatz für 
Beamte gewonnen werden soll, die in Zukunft 
bei einer bestehenden oder erwarteten Orga- 
nisation dieser Art verwendet werden sollen 
oder die durch Teilnahme an internationalen 
oder supranationalen Konferenzen länger als 
ein Jahr an der Erfüllung ihrer dienstlichen 
Aufgaben verhindert sind, können auf die 
gleidie Weise Planstellen ausgebracht werden. 
Von der Einholung der Zustimmung des 
Haushaltsausschusses darf nur abgesehen wer- 
den, wenn die Maßnahme keinen Aufschub 
duldet; in diesem Falle ist der Haushaltsaus- 
schuß unverzüglich zu unterrichten. 

(4) Über den weiteren Verbleib der durdi 
den Bundesminister der Finanzen ausgebrach- 
ten Planstellen ist in dem nächsten Haushalts- 
plan zu entscheiden. 

§ 10 

(1) Die Deutsche Bundespost wird ver- 
pflichtet, die im Rechnungsjahr 1956 fälligen 
Zinsen für die Ausgleichsforderung zu über- 
nehmen, die der Postsparkasse auf Grund von 
§ 10 der Zweiten Durchführungsverordnung 
(Bankenverordnung) zum Dritten Gesetz zur 
Neuordnung des Geldwesens (Umstellungs- 
gesetz) gegenüber dem Bund zusteht. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost werden verpflichtet, ein 
Drittel von den im Rechnungsjahr 1956 fälli- 
gen Zinsen für die Ausgleichsforderung zu 
übernehmen, die der Bank deutscher Länder 
auf Grund von § 10 der Zweiten Durchfüh- 
rungsverordnung (Bankenverordnung) zum 
Dritten Gesetz zur Neuordnung des Geld- 
wesens (Umstellungsgesetz) gegenüber dem 
Bund zusteht. Das zu übernehmende Drittel 
wird im Verhältnis 3 : 2 auf die Deutsche 
Bundesbahn und die Deutsche Bundespost 
aufgeteilt. 


(3) Soweit die Deutsche Bundesbahn und 
die Deutsche Bundespost nach den Absätzen 1 
und 2 zur Übernahme von Zinsen verpflichtet 
werden, sind die Zinsverpflichtungen nur aus 
den Sondervermögen der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost zu er- 
füllen. 

§ 11 

Bei der Übertragung von Aufgaben aus 
dem Geschäftsbereich eines Verwaltungs- 
zweiges in den Geschäftsbereich eines anderen 
können mit Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen die Mittel und Planstellen auf 
die neu zuständige Haushaltsstelle übertragen 
werden. Dem Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages ist dies mitzuteilen. § 36 a 
der Reichshaushaltsordnung bleibt unberührt. 

§ 12 

(1) Die in das Rechnungsjahr 1956 aus 
Sammeltiteln des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1955 übertragenen Ausgabe- 
reste werden vom Bundesminister der Finan- 
zen im Einvernehmen mit dem zuständigen 
Bundesminister auf die im Rechnungsjahr 
1956 für gleiche Zwecke vorgesehenen Einzel- 
titel aufgeteilt. 

(2) Die bei etwaigen übertragbaren Sam- 
melbewilligungen am Ende des Rechnungs- 
jahres 1956 verbleibenden Ausgabereste kön- 
nen mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen auf die künftig zuständigen Einzel- 
titel des Rechnungsjahres 1957 übertragen 
werden. 

(3) § 30 Abs. 2 der Reichshaushaltsordnung 
bleibt unberührt. 

§ 13 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur vorübergehenden Verstärkung 
der Betriebsmittel der Bundeshauptkasse Geld- 
mittel im Wege des Kredits zu beschaffen, 
dessen Höhe den Betrag von 3 000 000 000 
Deutsche Mark nicht überschreiten darf. 

§ 14 

(1) Die dem Bundesminister der Finanzen 
durch § 13 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1955 
(Bundesgesetzbl. II S. 714) erteilte Ermächti- 
gung zur Beschaffung von Geldmitteln im 
Wege des Kredits zur Dedcung von Ausgaben 
des außerordentlichen Haushalts für das Rech- 
nungsjahr 1955 bleibt bis zum 31. März 1957 
wirksam. 
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(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
zur Deckung von Ausgaben des außerordent- 
lichen Haushalts fü^das Rechnungsjahr 1956 
Geldmittel im Wege des Kredits beschaffen, 
dessen Höhe den Betrag von 1 078 972 500 
Deutsche Mark nicht überschreiten . darf. 

§ 15 

Der Bundesminister der Finanzen wird zur 
Unterstützung von Offenmarktgeschäften der 
Bank deutscher Länder ermädhtigt, durch Ver- 
wendung des Erlöses aus der Begebung von 
Wechseln und unverzinslichen Schatzanwei- 
sungen im Betrage von bis zu 2 000 000 000 
Deutsche Mark Ausgleichsforderungen der 
Bank deutscher Länder im gleichen Nenn- 
beträge vorübergehend zurückzuerwerben. 


§ 16 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
V er wal tungs vor schrif ten zur Durchführung 
dieses Gesetzes erlassen. 


§ 17 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 18 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1956 in Kraft. 


Begründung 


Der Entwurf des Bundeshaushaltsgesetzes 
1956 entspricht im wesentlichen den Bestim- 
mungen des Haushaltsgesetzes 1955. Er ist 
nach sachlichen Gesichtspunkten neu geglie- 
dert worden. 

Zu § 1 

Der Wortlaut des § 1 ist mit Ausnahme der 
Zahlen gegenüber dem Vorjahre unver- 
ändert. 

Zu § 2 

Die Vorschrift enthält die Fälle der gegen- 
seitigen und der einseitigen Deckungsfähig- 
keit von Haushaltsmitteln. 

Zu § 3 

Die Vorschrift des § 3 wurde neu in den 
Entwurf aufgenommen. In der Haushalts- 
praxis haben sich bei der ausnahmslosen An- 
wendung des § 30 Abs. 3 RHO Schwierig- 
keiten ergeben, weil bestimmte Haushalts- 
ausgaben, die im laufenden Jahr geleistet 
worden waren, trotzdem in jedem Falle in 
den Ansatz des nächsten Jahres auf genom- 
men und gedeckt werden mußten. Für die in 
Arbeit befindliche Novelle zur RHO ist eine 
entsprechende Änderung des § 30 Abs. 3 
vorgesehen. Als Übergangsmaßnahme soll 


durch das Haushaltsgesetz schon jetzt die 
Möglichkeit geschaffen werden, in Einzelfäl- 
len Ausnahmen von dieser Bestimmung zu- 
zulassen, indem der Bundesminister der 
Finanzen bestimmen kann, daß Mehrausgaben 
gegenüber einer übertragbaren Ausgaberi- 
bewilligung nicht aus den nächsten Bewilli- 
gungen für den gleichen Zweck vorweg zu 
decien sind. Sie werden also wie die sonsti- 
gen Haushaltsüberschreitungen behandelt. 

Zu § 4 

Die Vorschrift ist gegenüber dem Vorjahr 
sachlich unverändert. 

Zu § 5 (im Vorjahr § 6) 

Die Vorschrift ist gegenüber dem Vorjahr 
sachlich unverändert. 

Zu § 6 (im Vorjahr § 11) 

Im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1956 läßt sich — wie im Vorjahre — mit 
Rücksicht auf den durch Art. 110 GG ge- 
botenen Haushaltsausgleich der rechnungs- 
mäßige Fehlbetrag der Vorjahre nicht be- 
rücksichtigen. Der Bundesregierung erscheint 
es vertretbar, die Vorschrift des § 75 RHO 
für ein weiteres Rechnungsjahr außer Kraft 
zu setzen. 
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Zu § 7 (i m Vorjahr § 3) 

Entsprechend der Anregung des Haushalts- 
ausschusses ist die Vorschrift, welche besol- 
dungsmäßige örtliche Sonderzusdiläge be- 
trifft, in den Entwurf des neuen Bundes- 
besoldungsgesetzes eingearbeitet worden. Da 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes noch nidit feststeht, mußte diese Be- 
stimmung auch in das Haushaltsgesetz 1956 
aufgenommen werden. 

Zu § 8 (Im Vorjahr § 4) 

Die Vorschrift ist gegenüber dem Vorjahr 
sachlich unverändert. In Abs. 1 wurde Satz 2 
angefügt, weil eine Sperre der zweckgebun- 
denen Mittel ihrer Zweckbindung zuwider- 
laufen würde. 

Zu § 9 (im Vorjahr § 8) und 

zu § 10 (im Vorjahr § 9) 

Diese Vorschriften sind gegenüber dem Vor- 
jahr sachlich unverändert. 


Zu § 11 (im Vorjahr § 10 Abs. 1) und 

zu § 12 (im Vorjahr §«10 Abs. 2 und 3) 

Die Vorschriften sind gegenüber dem vorjäh- 
rigen Haushaltsgesetz sachlich unverändert. 
Da die Bestimmungen sachlich nicht mitein- 
ander Zusammenhängen, wurden sie in dem 
diesjährigen Entwurf in zwei Paragraphen 
aufgenommen. 

Zu § 13 (im Vorjahr § 12), 

zu § 14 (im Vorjahr § 13), 

zu § 15 (im Vorjahr § 14), 

zu § 16 (im Vorjahr § 15), 

zu § 17 (im Vorjahr § 16) und 

zu § 18 (im Vorjahr § 17) 

Die Vorschriften sind — mit Ausnahme der 
Zahlen — gegenüber dem Vorjahre sachlich 
unverändert. 
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Entwurf 


zum 

Gesamtplan 

des Bundeshaushaltsplans 

1956 


Diesem Gesamtplan, der nach dem sogenannten Ministerial- oder Institutionsprinzip gegliedert 
ist und sämtliche Einnahmen und Ausgaben der Einzelpläne enthält, ist ein Funktionen- oder 
Aufgabenplan nachgestellt, der die im Bundeshaushaltsplan berüdcsichtigten Aufgaben nach 
Gruppen und unter übergeordneten Gesichtspunkten zusammenfaßt. Der Funktionen- und Auf- 
gabenplan, der von der Bundesregierung nicht förmlich beschlossen wird, ist vom Haushaltsgesetz 
nicht ergriffen und hat nur nachrichtliche Bedeutung. 



Gesamtplan 


— 8 — 

Ordentlicher Haushalt 


Kap. 


Bezeichnung 


Ordentliche Einnahmen 

Personalausgaben 


gegenüber 

1955 

mehr ( + ) 



1956 

1956 

1955 

DM 

weniger ( — ) 
DM 

DM 

DM 

3 

4 

5 

6 



190 000 

190 000 

10 400 

— 5 100 

679 900 

639 600 

10 400 

— 5 100 

869 900 

829 600 

93 900 


5 515 100 

5 515 100 

300 

— , 

85 800 

85 800 

94 200 


5 600 900 

5 600 900 

20 400 

--2 500 

874 100 

844 800 

9 900 

+ 2 300 

1 860 200 

1 816 900 

18 900 

— 9 500 

4 329 200 

4 024 700 


•) ^ 13 400 


*) 6 717 100 

28 800 

^ 20 600 

6 189 400 

12 558 700 

73 700 

+ 15 100 

14 227 700 

13 546 500 

2 471 500 

— 907 300 

87 882 000 

81 500 600 

2 545 200 

— 892 200 

102 109 700 

95 047 100 

49 500 

+ 12 900 

11 495 800 

11 052 600 

200 400 

— 130 000 

— 

— 

46 000 

+ 7 400 

2 085 200 

1 742 000 

100 

— 

132 800 

129 500 

200 

— 

604 200 

601 300 

300 

+ 100 

169 200 

167 200 


01 01 
01 03 


02 01 
02 04 


03 01 


04 01 
04 03 


05 01 
05 02 
05 03 


06 01 
06 02 
06 03 
06 04 
06 05 
06 06 


01 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 

Bundespräsident 

Bundespräsidialamt 


Zusammen 


02 


Deutscher Bundestag 

Deutscher Bundestag 

Deutsche Vertretung in der Beratenden Versammlung des 
Europarates und der Gemeinsamen Versammlung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Zusammen . . 


03 

Bundesrat 

Bundesrat 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Bundeskanzler und Bundeskanzlei 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 


Zusammen .... 

*) Vorjährige Abschlußzahlen der Kap, 04 04 und 04 05, die 1956 im Epl. 14] 
enthalten sind. 

05 

Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 

Allgemeine Bewilligungen 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

Zusammen . . . 


06 

Bundesminister des Innern 

Bundesministerium des Innern 

Allgemeine Bewilligungen 

Bundesverwaltungsgeridit 

Der Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 

Bundesdisziplinarhof 

Der Bundesdisziplinaranwalt beim Bundesdisziplinarhof 
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Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 

Kap. 








1955 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

mehr (+) 




' 





weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

100 000 

100 000 

250 000 

250 000 



540 000 


01 01 

342 000 

355 000 

— 

— 

1 340 200 

88 900 

2 362 100 

+ 1 278 600 

01 03 

442 000 

455 000 

250 000 

250 000 

1 340 200 

88 900 

2 902 100 

+ 1 278 600 


3 038 000 

3 038 000 

16 080 400 

16 080 400 

338 700 

338 700 

24 972 200 



02 01 

83 100 

83 100 

219 100 

219 100 

— 



388 000 

— 

02 04 

3 121 100 

3 121 100 

16 299 500 

i 

16 299 500 

338 700 

338 700 

25 360 200 



343 000 

365 400 

166 500 

181 500 

— 

9 400 

1 383 600 

— 17 500 

03 01 

451 800 

466 000 

200 000 

200 000 

135 000 

448 800 

2 647 000 

— 284 700 

04 01 

1 309 900 

1 039 000 

14 615 000 

13 177 000 

95 900 

1 166 100 

20 350 000 

+ 943 200 

04 03 


*) 1 671 200 


*) 700 000 


*) 187 200 


*) — 9 275 500 


1 761 700 

3 176 200 

14 815 000 

14 077 000 

230 900 

1 802 100 

22 997 000 

— 8 617 000 


6 584 700 

5 756 500 

111 000 

190 000 

7 285 900 

6 385 200 

28 209 300 

+ 2 331 100 

05 01 

— 



40 664 000 

35 646 300 

— 

— 

40 664 000 

+ 5 017 700 

05 02 

15 620 000 

16 135 000 

1 860 000 

2 050 000 

12 141 300 

13 678 000 

117 503 300 

+ 4 139 700 

05 03 

22 204 700 

21 891 500 

42 635 000 

37 886 300 

19 427 200 

20 063 200 

186 376 600 

+ 11 488 500 


1 702 000 

1 411 100 

368 000 

407 000 

6 500 

295 500 

13 572 300 

+ 406 100 

06 01 

— 



119 211800 

109 215 700 

1 968 900 

1 930 200 

121 180 700 

+ 10 034 800 

06 02 

362 200 

307 000 

— 



138 100 

111 100 

2 585 500 

+ 425 400 

06 03 

19 400 

20 400 

— 



— 



152 200 

+ 2 300 

06 04 

105 300 

129 900 

— 

— 


3 800 

709 500 

— 25 500 

06 05 

29 500 

26 200 





198 700 

+ 5 300 

06 06 




Gesamtplan 
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Ordentlicher Haushalt 




Ordentliche Einnahmen 

Personalausgaben 

Kap. 

Bezeichnung 


gegenüber 1955 





1956 

mehr 

(+) 

1956 

1955 




weniger ( — ) 





DM 

DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


06 






06 07 

Bundesdisziplinarkammern 

21 400 

— 

4 400 

317 100 

320 400 

06 08 

Statistisches Bundesamt 

366 900 

+ 

78 300 

15 817 800 

15 266 500 

06 09 

Bundesamt für Verfassungsschutz 

53 900 

— 

10 700 

3 255 100 

3 048 800 

06 10 

Bundeskriminalamt 

16 900 


5 200 

4 109 500 

3 939 200 

0611 

Bundesgesundheitsamt 

345 600 

+ 

2 600 

3 508 600 

3 426 200 

0612 

Bundesamt für Auswanderung 

2 000 

— • 

44 000 

139 600 

344 100 

06 13 

Bundesarchiv 

23 300 

+ 

6 000 

844 800 

812 100 

06 14 

Institut für Raumforschung 

1 19 600 

— 

2 500 

313 500 

299 500 

06 15 

Bundesstelle für innere Angelegenheiten beim Bundesminister 







des Innern 

71 600 

+ 

71 600 

1 382 800 

— 

06 16 

Institut für Angewandte Geodäsie 

416 700 

+ 

400 

1 219 100 

1 056 500 

06 17 

Bundesanstalt für Landeskunde 

47 100 

— ■ 

12 000 

527 600 

487 900 

06 19 

Bundesanstalt „Technisches, Hilfswerk" 

6 000 

+ 

2 500 

2 868 000 

2 734 500 

06 20 

Allgemeine Bewilligungen für Zwecke des zivilen Luftschutzes 

— 


— 

— 


06 21 

Luftschutzwarndienst 

— 


— 

— 

— 

06 22 

Bundesanstalt für zivilen Luftschutz 

1 700 


— 

656 000 

591 400 

06 24 

Beschaffungen für die Bereitschaftspolizeien der Länder 

400 

+ 

400 

— 

— 

06 25 

Bundesgrenzschutz 

552 000 


48 200 

90 833 800 

101 268 700 

06 26 

Beschaffungsstelle für den Bundesgrenzschutz 

28 500 

+ 

3 400 

1 108 600 

1 014 500 

06 29 

Deutsches Archäologisches Institut 

37 300 

-1- 

30 000 

1 522 700 

1 198 400 

06 30 

Deutsches Historisches Institut 

600 


— . 

169 400 

138 000 

0631 

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften 

1 500 


— 

37 100 

38 200 

06 33 

Bundesdienststelle für die Anerkennung ausländischer 







Flüchtlinge 

145 000 

+ 

55 000 

395 700 

282 100 

06 35 

Bundeszentrale für Heimatdienst 

1 400 

— 

2 000 

491 500 

455 300 


Summe der Kap. 06 23 und 06 28 


— • 

2 500 


931 900 


(im Rechnungsjahr 1956 in Kap. 06 15 übernommen) 







Zusammen .... 

2 455 900 

+ 

115 900 

153 005 500 

151 346 800 


07 







Bundesminister der Justiz 






07 01 

Bundesministerium der Justiz 

1 779 300 

+ 

118 600 

4 172 100 

4 088 600 

07 04 

Bundesgerichtshof 

1311700 

“T 

223 400 

5 986 600 

5 602 300 

07 05 

Deutsches Patentamt 

26 079 000 

+ 1 

116 500 

17 702 200 

17 492 700 

07 06 

Oberstes Rückerstattungsgericht 

1 800 


— 

1 500 000 

1 405 000 


Zusammen .... 

29 171 800 

+ 1 458 500 

29 360 900 

28 588 600 


08 







Bundesministerium der Finanzen 






08 01 

Bundesministerium der Finanzen 

85 600 

+ 

12 800 

24 006 300 

21 708 600 

08 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 


— 

— 

— 

08 03 

Bundesfinanzhof 

5 100 

— 

9 300 

1 607 800 

1 451 700 

08 04 

Bundesfinanzverwaltung 

152 284 600 

+ 13 408 500 

274 432 100 

262 267 200 

08 05 

Bundesausgleichsamt 

1 500 

+ 

400 

2 248 000 

2 205 800 

08 06 

Bundesbaudirektion 

4 100 

+ 

3 100 

1 469 100 

945 800 

08 07 

Amt für Wertpapierbereinigung zugleich Bundesamt für 







äußere Restitutionen 

456 500 

— 

449 700 

1 059 200 

1 288 000 

08 08 

Bundeshauptkasse 

— 


— 

640 600 

532 400 

08 09 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 

— 


— 

— 

— 

08 10 

Verwaltungsamt für innere Restitutionen 

400 


— 

139 600 

299 200 


Zusammen .... 

152 837 800 

+ 12 965 800 

305 602 700 

290 698 700 
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Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1955 

Kap. 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

mehr (+) 

weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 1 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

140 800 

125 800 





457 900 

+ 

11 700 

06 07 

3 355 500 

3 107 200 

1 042 500 

1 113 500 

350 100 

5 101 600 

20 565 900 

— 

4 022 900 

06 08 

385 000 

619 500 

4 350 000 

4 409 000 

133 000 

186 500 

8 323 100 

+ 

68 300 

06 09 

1 015 700 

1 010 500 

i 934 000 

1 489 900 

105 000 

134 200 

7 164 200 

-f 

590 400 

0610 

876 700 

836 200 

620 000 

623 000 

1 576 900 

168 900 

6 582 200 

“T 

1 527 900 

06 11 

39 100 

76 300 





— 

— 

178 700 

— 

241 700 

06 12 

155 300 

140 700 

410 700 

309 100 

60 000 

92 000 

1 470800 

+ 

116 900 

06 13 

89 400 

92 500 

188 200 

188 900 

8 300 

— 

599 400 


18 500 

06 14 

384 600 


13 000 



7 800 


1 788 200 

+ 

1 788 200 

06 15 

342 000 

336 700 

163 900 

163 700 

290 800 

147 200 

2 015 800 

+ 

311 700 

06 16 

100 300 

96 200 

94 200 

94 700 

15 500 

19 400 

737 600 


39 400 

06 17 

1 183 200 

1 086 800 

1 228 600 

1 066 100 

1 001 300 

1 427 000 

6 281 100 

— 

33 300 

06 19 




54 100 000 

54 720 000 

10 000 000 

16 000 000 

64 100 000 



6 620 000 

06 20 




2 610 000 

500 000 

19 720 000 

9 500 000 

22 330 000 

12 330 000 

06 21 

214 400 

167 400 

357 000 

270 000 

390 700 

345 200 

1 618 100 

+ 

244 100 

06 22 




2 700 000 



8 094 000 

6 500 000 

10 794 000 

+ 

4 294 000 

06 24 

14 440 600 

13 056 400 

32 189 200 

28 344 700 

61 921 600 

37 213 300 

208 385 200 

+ 28 502 100 1 

06 25 

323 900 

197 700 

46 000 

30 600 

76 900 

87 000 

1 555 400 

+ 

225 600 

06 26 

517 200 

383 600 

889 500 

504 000 

450 400 

442 000 

3 379 800 

+ 

851 800 ■ 

06 29 

56 600 

46 700 

42 300 

39 500 

5 000 

5 000 

273 300 1 

+ 

44 100 

06 30 

28 800 

26 600 

3 700 

500 

— 

— 

69 600 

+ 

4 300 

06 31 
06 33 

52 600 

42 100 

145 000 

90 000 

10 400 

, — 

603 700 


189 500 j 


188 500 

153 000 

6 000 000 

5 560 000 

— 

7 300 

6 680 000 1 

+ 

504 400 1 

06 35 


241 700 


17 000 


6 000 


■ — 

1 196 600 


26 308 600 

23 738 200 

228 707 600 

209 147 900 

106 331 200 

79 723 200 

514 352 900 

+ 50 396 800 


650 500 

634 300 

423 300 

307 000 

641 500 

141 300 

^5887 400 

+ 

716 200 

07 01 

525 700 

582 100 

206 500 

208 500 

2 636 200 

150 600 

9 355 000 

+ 

2 811 500 

07 04 

2 888 200 

2 796 200 

3 313 000 

3 580 000 

10 779 700 

5 290 300 

34 683 100 

+ 

5 523 900 

07 05 

300 000 

515 500 

745 000 

743 809 

42 000 

292 700 

2 587 000 



370 000 

07 06 

4 364 400 

4 528 100 

4 687 800 

4 839 300 

14 099 400 

5 874 900 

52 512 500 

-f- 

8 681 600 


2 876 100 

2 659 000 

470 800 

465 800 

103 000 

333 300 

27 456 200 

+ 

2 289 500 

08 01 

— 


350 000 

355 000 





350 000 

— 

5 000 

08 02 

196 900 

156 000 

— 



7 600 

17 100 

1 812 300 

+ 

187 500 

08 03 

121 783 800 

110 117 900 

219 947 200 

137 118 100 

62 336 200 

55 658 400 

678 499 300 

+ 113 337 700 

08 04 

479 000 

471 600 

128 369 100 

102 633 600 

36 300 

228 600 

131 132 400 

+ 25 592 800 

08 05 

276 700 

212 900 

— 

— 

9 500 

485 900 

1 755 300 

+ 

103 700 

08 06 
08 07 

466 200 

669 800 

25 338 400 

339 300 

— 



26 863 800 

+ 24 566 700 


— 

_ 

— 



— . 



640 600 

+ 

108 200 

08 08 

— 

516 000 

— 



— . 



— 


516 000 

08 09 

59 700 

78 400 

— 

_ 

— 

- 

199 300 

— 

178 300 

08 10 

126 138 400 

114 888 600 

374 475 500 

240 911 800 

62 492 600 

56 723 300 

868 709 200 

+ 165 486 800 





Gesamtplan 


— 12 — 


Ordentlidier Haushalt 




Ordentliche Einnahmen 

Personalausgaben 

Kap. 

Bezeichnung 


gegenüber 1955 





1956 

mehr 

(+) 

1956 

1955 




weniger ( — ) 





DM 

DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


09 







Bundesministerium für Wirtschaft 






09 01 

Bundesministerium für Wirtschaft 

1 136 400 



569 800 

17 105 800 

15 905 800 

09 02 

Allgemeine Bewilligungen 

100 000 

— 4 

700 000 

— 



09 03 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

3 487 600 

+ 

46 300 

6 028 500 

5 810 200 

09 04 

1 Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen 

3 200 300 


102 800 

2 650 000 

2 535 000 

09 05 

1 Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 

865 900 


821 500 

3 982 100 

3 305 200 

09 05a 

Bundesstelle für den Warenverkehr der gewerblichen 







Wirtschaft in Abwicklung 

— 

— 

832 800 

180 000 

601 900 

09 06 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation 

1 300 

— . 

2 800 

1 002 900 

973 400 

09 07 

Bundesanstalt für mechanische und chemische Materialprüfung 

874 000 

— 

138 700 

2 785 500 

2 531 700 

09 08 

Bundeskartellamt (neu) 

21 000 

-f 

21 000 

1 600 000 

- 


Zusammen .... 

9 686 500 

— 5 252 500 

35 334 800 

31 663 200 


10 







Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 






1001 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

227 500 

4 

124 600 

i 8 303 900 

7 965 800 

*) 10 02 

Allgemeine Bewilligungen 

377 000 000 

— 26 570 000 



10 03 

Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 







Landwirtschaft 

4 122 700 

4- 

63 600 

2 825 100 

2 718 400 

10 04 

Bundessortenamt 

433 200 

+ 

44 900 

722 500 

653 700 

10 10 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 

325 000 

+ 

13 300 

2 809 100 

2 692 600 

10 11 

Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft . . . 

4112 200 

4 - 

471 300 

1 319 400 

1 278 100 

10 12 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

33 200 

i- 

3 600 

887 400 

789 700 

10 13 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft 

116 900 

— 

1 600 

899 300 

870 600 

10 14 

Bundesforschungsanstalt für Kleintierzucht 

25 500 

— 

100 

441 500 

419 600 

10 15 

Bundesforschungsanstalt für Getreideverarbeitung 

59 600 

+ 

7 000 

394 900 

352 100 

10 16 

Bundesforschungsanstalt für Fleischwirtschaft 

167 900 

4- 

55 400 

377 700 

342 000 

10 17 

Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung 

5 300 

— 

600 

447 500 

409 900 

10 18 

Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher Erzeugnisse 

18 600 

4- 

5 000 

189 500 

187 100 

10 19 

Bundesanstalt für Tabakforschung 

83 800 

+ 

3 200 

366 400 

354 800 

10 20 

Bundesforschungsanstalt für Hauswirtschaft 

23 200 

— 

3 600 

353 200 

327 400 

10 21 

Bundesanstalt für Naturschutz und Landschaftspflege 

3 300 

+ 

700 

77 900 

77 500 

10 22 

Bundesanstalt für Vegetationskartierung 

54 200 

— 

3 000 

253 000 

233 000 

16 23 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung 

99 700 

. — 

1 000 

482 300 

447 300 

10 24 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere 

5 700 

4- 

4 700 

901 900 

695 600 


*) Das mit *) gekennzeichnete Kap. hat einen außerordentlichen Haushalt 







(s. Sp. 16 bis 28). 







Zusammen .... 

386 917 500 

— 25 782 600 

22 052 500 

20 815 200 


11 







Bundesminister für Arbeit 






11 01 

Bundesministerium für Arbeit 

83 600 


2 000 

6 172 600 

5 901 400 

11 03 

Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung 

19 000 


— 

788 506 

701 500 

11 04 

Bundesinstitut für Arbeitsschutz 

5 900 

— 

5 000 

228 900 

219 000 

11 05 

Bundesarbeitsgericht 

27 600 

+ 

2 200 

770 800 

695 800 

11 06 

Bundesversicherungsamt 

— 


— 

724 300 

724 300 

11 07 

Bundessozialgericht 

49 000 

4- 

28 000 

1 714 600 

1 702 500 
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Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1953 

Kap. 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

mehr (+) 

weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 1 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

3 541 300 

3 442 400 

400 700 

506 500 

463 300 

437 600 

21511 100 

^ + 

1 218 800 

09 01 





22 853 800 

14 037 300 

17 824 400 

14 729 400 

40 678 200 

+ 

11 911 500 

09 02 

1 309 900 

1 323 900 

1 380 500 

1 344 500 

1 618 100 

1 923 900 

10 337 000 

1 — ■ 

65 500 

09 03 

471 900 

506 000 

27 000 

23 000 

6 500 

__ 

3 155 400 

+ 

91 400 

09 04 

1 262 500 

1 260 600 

— 


— 

1 — 

5 244 600 

1 + 

678 800 

09 05 
09 05a 

— 

79 800 

— 


— 

. 

180 000 

— 

501 700 


289 000 

245 000 

510 000 

510 000 

10 000 

46 000 

1 811 900 

“h 

37 500 

09 06 

496 200 

488 700 

290 000 

295 000 

995 600 

948 400 

4 567 300 

+ 

303 500 

09 07 

500 000 

- 

50 000 

1 “ 

350 000 

- 

2 500 000 

+ 

2 500 000 

09 08 

7 870 800 

7 346 400 

25 512 000 

\ 16 716 300 ; 

21 267 900 

18 085 300 

89 985 500 

+ 16 174 300 


1 544 700 

1 469 400 

3 143 700 

2 790 700 

1 848 200 

1 321 400 

14 840 500 

+ 

1 293 200 

1001 

— 

- 

556 561 700 

429 211 900 

146 041 500 

134 989 000 

702 603 200 

-h 138 403 300 

10 02 

1 244 300 

1 126 500 




4 900 

14 700 

4 074 300 

+ 

214 700 

10 03 

154 900 

177 500 

687 400 

676 400 

122 700 

46 300 

1 687 500 

+ 

133 600 

10 04 

569 400 

561 500 

415 300 

407 300 

765 100 

711 000 

4 558 900 

+ 

186 500 

10 10 

289 700 

275 100 

4 293 800 

4 226 500 

114 000 

162 800 

6 016 900 

+ 

74 400 

10 11 

172 900 

161 800 

91 700 

82 900 

1 718 500 

834 000 

2 870 500 

+ 

1 002 100 

10 12 

183 500 

194 300 

201 800 

203 800 

36 200 

45 000 

1 320 800 

+ 

7 100 

10 13 

127 100 

126 300 

58 000 

52 400 

— 

18 100 

626 600 

+ 

10 200 

10 14 

98 200 

95 100 

58 600 

58 600 

5 000 

25 000 

556 700 

+ 

25 900 

10 15 

87 600 

81 100 

182 500 

134 500 

20 000 

39 000 

667 800 

+ 

71 200 

10 16 

97 800 

97 300 

36 000 

36 000 

15 000 

15 000 

596 300 


38 100 

10 17 

53 500 

44 500 

33 000 

28 000 

39 600 

32 700 

315 600 

+ 

23 300 

10 18 

62 100 

97 900 

172 400 

169 900 

12 900 



613 800 



8 800 

10 19 

88 100 

86 600 

45 500 

56 900 

4 000 



490 800 

-h 

19 900 

1020 

21200 

20 100 

8 900 

7 100 

1000 

2 100 

109 000 

+ 

2 200 

10 21 

57 900 

54 800 

15 400 

15 400 

5 000 

4 700 

331 300 

+ 

23 400 

10 22 

96 800 

148 300 

127 200 

125 500 

59 000 

10 000 

765 300 

+ 

34 200 

10 23 

414 500 

371 000 

273 200 

272 300 

431 800 

967 300 

2 021 400 


284 800 

10 24 

5 364 200 

5 189 100 

566 406 100 

438 555 100 

151 244 400 

139 238 100 

745 067 200 

+ 141 269 700 


1 807 500 

1 659 300 

2 080 000 

2 030 000 

57 600 

97 600 

10 117 700 

+ 

429 400 

11 01 

153 700 

142 900 

— 



— 



942 200 

+ 

97 800 

11 03 

103 800 

105 100 

— 



16 000 

13 000 

348 700 

H- 

11 600 

11 04 

121 400 

130 900 

42 000 

36 000 

29 800 

30 000 

964 000 

+ 

71 300 

11 05 

191 200 

191 200 

— 

— 

15 000 

15 000 

930 500 


— . 

11 06 

198 500 

262 500 

55 000 

85 000 

25 000 

57 100 

1 993 100 


114 000 

11 07 




Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

Bezeichnung 

Ordentliche 

1956 

DM 

Einnahmen 

gegenüber 1955 
weniger ( — ) 
mehr (+) 

DM 

Personalaus 

1956 

DM 

igaben 

1955 

DM 

1 

2 

3 


4 

5 

6 

11 09 

11 

Sozialreform 




1 126 100 

1 126 100 

11 10 

Landesversicherungsanstalt Oldenburg-Bremen 

— 



■ — 

— 

11 11 

Arbeitslosenhilfe 

3 990 000 

4- 

290 000 

, — 

— 

11 12 

Betriebliche Altersfürsorge 

— 


— 

— 

— 

11 13 

Sozialversicherung 

370 000 

— 

150 000 

— 

— 


Zusammen .... 

4 545 100 

+ 

167 200 

11 525 800 

11 070 600 

12 01 

12 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesministerium für Verkehr 

106 800 


1 200 

10 685 200 

10 209 700 

')12 02 

Allgemeine Bewilligungen 

29 519 200 

+ 

8 721 700 

— 

— 

12 03 

Binnenwasserstraßenverwaltung 

32 219 700 

4- 

3 670 600 

20 958 600 

20 134 500 

12 04 

Seewasserstraßenverwaltung 

11 510 500 

— • 

218 000 

14 300 100 

13 415 200 

12 05 

: Bundesschleppbetrieb 

— 


— ■ 

— 

— 

12 06 

i Bundesanstalt für Wasserbau 

68 100 

+ 

400 

527 300 

492 800 

12 07 

Bundesanstalt für Gewässerkunde 

7 800 

4- 

1 100 

443 600 

427 500 

12 08 

Bundesamt für Schiffsvermessung 

590 600 

4 - 

40 000 

293 600 

266 600 

12 09 

i Deutsches Hydrographisches Institut 

1 046 400 

+ 

53 100 

4 046 500 

3 970 000 

12 10 

Bundesfernstraßen 

6 230 800 

— . 

786 100 

— 


12 11 

Bundesanstalt für Straßenbau 

204 100 

— 

1 200 

387 300 

371 900 

12 12 

Kraftfahrt-Bundesamt 

6 045 600 

4 - 

225 300 

2 771 600 

2 761 100 

12 13 

i Oberprüfungsamt für die höheren technischen 

Verwaltungsbeamten 

16 300 


400 

73 100 

73 500 

12 14 

Deutscher Wetterdienst 

1 088 400 

+ 

121 800 

14 429 900 

14 27.T 000 

12 15 

Bundesanstalt für Flugsicherung 

34 700 

+ 

23 800 

9 242 900 

9 270 800 

12 16 

Luftfahrt-Bundesamt 

17 000 

-h 

13 000 

410100 

397 500 

12 17 

Staatswerft in Rendsburg-Saatsee 

— ' 


— • 




Zusammen .... 

88 706 000 

+ 11 863 900 

78 569 800 

76 064 100 

13 01 

*) Das Kap. 12 02 hat einen außerordentlichen Haushalt (s. Sp. 16 — 28), 

13 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen 


1 


60 300 

63 900 

13 03 

Bundesdruckerei 

2 025 500 

- 

- 355 600 

— 

— 


Zusammen .... 

2 025 500 

- 

-- 355 600 

60 300 

63 900 

14 01 

19 01 

14 

Bundesminister für Verteidigung 

Bundesministerium für Verteidigung 

19 

Bundesverfassungsgericht 

Bundesverfassungsgericht 

10 700 


+ 2 500 

1 674 700 

2 332 400 

1 599 300 

20 01 

20 

Bundesrechnungshof 

Bundesrechnungshof 

10 500 


4 - 3 100 

6 059 100 

5 611 300 





Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 


1956 

1955 

1956 





gegenüber 1955 

Kap. 

1955 

1956 

1955 

1956 

mehr f + ) 
weniger ( — ) 





DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

472 300 

472 300 

150 000 

150 000 


206 300 

1 748 400 

— 206 300 

11 09 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— . 

11 10 

— 


607 215 000 

847 845 000 

— 

— 

607 215 000 

^ 240 630 000 

11 11 

— 

— 

7 000 000 

10 000 000 

— 

— 

7 000 000 

— 3 000 000 

11 12 

— 

— 

3 068 450 000 

2 865 670 090 

— 


3 068 450 000 

+ 202 780 000 

11 13 

3 048 400 

2 964 200 

3 684 992 000 

3 725 816 000 

143 400 

419 000 

3 699 709 600 

— 40 560 200 


2 592 300 

2 710 000 





13 277 500 

+ 357 800 

i 1201 

— 

— 

398 238 400 

379 486 400 

33 304 000 

28 951 600 

431 542 400 

+ 23 104 400 

! 12 02T 

4 541 600 

4 426 700 

52 250 000 

47 771 000 

80 320 000 

7 528 400 

158 070 200 

4- 78 209 600 

1 12 03 

2 821 000 

2 435 900 

47 915 300 

43 560 300 

35 639 600 

1 286 500 

100 676 000 

+ 39 978 100 

12 04 

— 

— 

— 

— 

— 

— 





12 05 

152 900 

118 800 

49 900 

48 500 

14 200 

174 400 

744 300 

— 90 200 

12 06 

127 700 

120 500 

22 000 

5 109 

51500 

54 000 

644 800 

+ 37 700 

12 07 

55 900 

53 900 


— 

10 800 

5 500 

360 300 

+ 34 300 

12 08 

385 900 

391 100 

1 232 900 

1 205 400 

700 900 

247 500 

6 366 200 

+ 552 200 

12 09 

95 000 

lOfi 090 

154 202 700 

144 080 800 

494 111 300 

134 950 000 

648 409 000 

+ 369 272 200 

12 10 

94 300 

96 600 

27 500 

24 000 

9 000 

66 500 

518 100 

— 40 900 

12 11 

1 040 200 

840 300 

1 580 000 

1 555 009 

130 500 

156 000 

5 522 300 

+ 209 900 

12 12 

12 13 

69 600 

58 200 

— 


— 

_ 

142 700 

+ 11 000 


1 780 400 

1 781 800 

4 907 100 

4 734 500 

1 177 700 

2 477 300 

22 295 100 

971 500 

12 14 

1 218 200 

1 178 600 

5 476 800 

4 944 300 

6 589 400 

7 247 000 

22 527 300 

^ 113 400 

12 15 

171 500 

144 500 

223 200 

153 600 

600 

49 700 

805 400 

+ 60 100 

12 16 





— ’ 


— 

— • 

12 17 

15 146 500 

14 452 900 

666 125 800 

627 568 900 

652 059 500 

183 194 490 

1 411 901 600 

+ 510 611 300 








60 300 

— 3 600 

13 01 

— 

— 

— 

— 

1 079 000 

894 309 

1 079 000 

+ 184 700 

13 03 





1 079 000 

894 309 

1 139 300 

+ 181 100 


— 

489 200 

8 767 742 000 

- 

__ 

311 300 

8 767 742 000 

+ 8764609100 

14 01 

346 100 

311 900 

4 000 

4 090 

70 700 

80 100 

2 095 500 

+ 100 200 

19 01 

965 100 

943 800 

— 

- 

29 800 

47 700 

7 054 000 

+ 451 200 

20 01 
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Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Sadiausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1955 

Kap. 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

mehr (+) 

weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

393 500 

402 500 

3 888 500 

3 150 000 

10 500 

6 000 

6 338 900 

+ 865 300 

24 01 

245 700 

254 000 

— 

— 

6 000 

6 000 

1 572 300 

+ 69 300 

24 03 

639 200 

656 500 

3 888 500 

1 

3 150 000 

16 500 

12 000 

7 911 200 

+ 934 600 


753 700 


100 000 

1) 

42 000 

1) 

4 490 700 


25 01 

— 


18 284 600 


5 550 000 


23 834 600 


25 02 

— 


176 444 000 


6 189 000 


182 633 000 


25 03 

— 


4 900 000 


— 


4 900 000 


25 04 

753 700 

559 900 

199 728 600 

241 364 600 

11 781 000 

13 962 300 

215 858 300 

— 43 370 000 


512 200 

537 200 

13 155 500 

9 735 500 

1 523 000 

1 513 400 

17 972 100 

+ 3 512 500 

26 01 

431 400 

411 800 

8 000 

10 000 

24 000 

30 000 

5 157 600 

+ 54 600 

26 03 

943 600 

949 000 

13 163 500 

9 745 500 

1 547 000 

1 543 400 

23 129 700 

+ 3 567 100 


758 800 

758 100 

40 766 000 

30 966 000 

i 

25 800 

89 500 

44 447 000 

+ 10 003 200 

27 01 

130 800 

129 700 

— 

- 

21 400 

- 

670 600 

+ 40 600 

28 01 

146 400 

146 900 

— 

- 

— 

- 

576 600 

— 5 400 

29 01 

184 200 

175 000 


- 

374 300 

- 

1 189 700 

+ 393 900 

30 01 






Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

Bezeichnung 

Ordentliche ! 

1956 

DM 

Einnahmen 

gegenüber 1955 
mehr ( + ) 

weniger ( — ) 
DM 

Personalaus 

1956 

DM 

gaben 

1955 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

32 03 

32 

Bundesschuld 

Bundessdiuldenverwaltung 

307 200 


2 005 500 

2 071 000 

32 05 

Verzinsung 

— 

— 

— 

— 

32 06 

Tilgung 

— 

— ■ 

— 

— 

32 07 

Zum Ankauf von Sdiuldurkunden des Bundes 

— 

— 

— 

— 

32 08 

Inanspruchnahme aus Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen 

— 

— 

— 



32 09 

Schulden des Bundes, die nicht der Bundesschuldenverwaltung 
unterliegen 

850 000 

-1- 850 000 

— 

_ 


Zusammen .... 

1 157 200 

+ 850 000 

2 005 500 

2 071 000 

33 03 

33 

Versorgung 

Versorgung der Bundesbeamten 



32 685 000 

26 585 000 

33 06 

Versorgungsausgaben, die durch das Zweite Überleitungs- 
gesetz vom 21. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 774) vom 
Bund übernommen worden sind 



83 770 000 

84 807 000 

33 07 

Versorgung von verdrängten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes und von Angehörigen aufgelöster Dienststellen 
sowie ihrer Hinterbliebenen 

25 070 000 

— 180 000 

785 767 000 

777 050 000 

33 08 

Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht und 
der berufsmäßigen Angehörigen des früheren Reichsarbeits- 
dienstes sowie ihrer Hinterbliebenen 

16 000 

— 114 000 

433 593 000 

421 030 000 


Zusammen .... 

25 086 000 

— 294 000 

1 335 815 000 

1 309 472 000 

35 02 

35 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 
nichtdeutscher Streitkräfte 

Besatzungskosten in Berlin 

1 000 000 

— 400 000 



35 03 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin 

50 000 

— 250 000 

— 

— 

35 04 

Auftragsausgaben Klasse II in Berlin 

10 000 

— 40 000 

— 


‘) 35 05 

Stationierungskosten 

— 

— . 

— 

— 

*) 35 11a 

Verteidigungsaufwand, der im unmittelbaren Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt nichtdeutscher Streitkräfte im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes entsteht 

25 000 000 

+ 20 000 000 



35 11b 

Besatzungsfolgekosten in Berlin 

15 000 

+ 10 000 


“ 


Zusammen . . . . 

26 075 000 

+ 19 320 000 

— 


40 03 

*) Die mit ♦) gekennzeidineten Kapitel haben einen außerordentlichen Haus- 
halt (s. Sp. 16 bis 28). 

1) Vorjähriger Ansatz bei Kap. 35 01 Tit. 300 — Aufwand für deutsche Ver- 
teidigungsstreitkräfte und Verteidigungseinrichtungen — , im Rechnungs- 
jahr 1956 bei Epl. 14 — Bundesminister für Verteidigung — veranschlagt. 

40 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 

Kriegsfolgehilfe 

20 601 000 

— 1 000 



40 04 

Umsiedlung und Auswanderung 

3 000 

— - 

— 

— 

40 05 

Abführung der Ausgleichsabgaben an den Lastenausgleichs- 
fonds 





— 



40 06 

Leistungen des Bundes an den Lastenausgleichsfonds 

— 

— 

— • 

— 

40 09 

Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen 

20 047 000 

+ 25 000 

— 

— 

40 10 

Kriegsgefangenenentschädigung 

10 000 

+ 10 000 

— ■ 

— 


Zusammen . . . . 

40 661 000 

+ 34 000 

— 

- 


1) Außerdem 50 000 000 DM im Kap. A 40 03 

2) Davon 75 000 000 DM im Naditrag 1955 

3) Außerdem 45 000 000 DM in Kap. A 40 10 

4) Außerdem bei Kap. A 40 03 und A 40 10 insgesamt 95 000 000 DM 

5) Unter Berücksichtigung der entsprechenden Ansätze des außerordentlichen 
Haushaltsplans: + 299 471 100 DM. 







Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Sadiausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1955 

Kap. 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

mehr (+) 

weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


7 

8 

9 

10 


12 

13 

14 

15 

398 400 

448 800 

15 310 000 

! 

' 60 010 000 

207 000 

80 000 

17 920 900 

— 44 688 900 

32 03 

— 



600 177 300 

517 110 700 

— 



600 177 300 

+ 83 066 600 

32 05 

— 



419 226 900 

1 244 211 900 

— 



419 226 900 

+ 175 015 000 

1 32 06 

— 


35 100 000 

10 670 000 

i 

— 

- 

35 100 000 

+ 24 430 000 

i 32 07 

— 

- 

200 000 000 

50 000 000 

— 



200 000 000 

+ 150 000 000 

32 08 

— 


382 012 300 

597 686 600 


— 

382 012 300 

— 215 674 300 

32 09 

398 400 

448 800 

1 651 826 500 

1 479 689 200 

207 000 

80 000 

1 654 437 400 

- 172 148 400 


— 

— 

— 


— 


32 685 000 

4- 6 100 000 

33 03 

— 

- 

— 

- 

— 

- 

83 770 000 

— 1 037 000 

33 06 

— 

- 

— * 


— 

- 

785 767 000 

+ 8 717 000 

33 07 

— 

— 

— * 


— 



433 593 000 

+ 12 563 000 

33 08 



— 

— 

— 


1 335 815 000 

+ 26 343 000 




140 866 700 

565 524 900 



140 866 700 

— 424 658 200 

35 02 ^ 





6 416 200 

25 994 400 

— 


6 416 200 

— 19 578 200 

35 03 

— 



26 542 000 

249 466 900 

— . 



26 542 000 

— 222 924 900 

35 04 

. 

— 

232 258 000 

2 967 742 000 

. 

— 

232 258 000 

— 2 735 484 000 

35 05*] 
1 35 11a 




82 800 000 

175 000 000 

210 000 000 


292 800 000 

4- 117 800 000 


— 



13 500 000 



15 800 000 



29 300 000 

+ 29 300 000 

35 1 1 1 




1) 5 204 963 800 




-- 5 204 963 800 




502 382 900 

9 188 692 000 

225 800 000 


728 182 900 

— 8 460 509 100 




664 026 000 

670 469 000 


27 000 000 

664 026 000 

— 33 443 000 

40 03 

— 

- ■ 

24 769 000 

26 974 000 

7 700 000 

- 

32 469 000 

+ 5 495 000 

40 04 




2 165 000 000 

2 020 000 000 




2 165 000 000 

+ 145 000 000 

40 05 

— 



216 667 000 

1) 184 817 000 

— 



216 667 000 

+ 31 850 000 

40 06 

— 



3 499 470 000 

2)3 419 880 000 

7 839 000 

4 859 900 

3 507 309 000 

+ 82 569 100 

40 09 

■ — 

— 

363 000 000 

fi) 200 000 000 

— 

— 

363 000 000 

+ 163 000 000 

40 10 



6 932 932 000 

4)6 522 140 000 

15 539 000 

i 

31 859 900 

6 948 471 000 

«)+ 394 471 100 
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Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Sachausgaben 


1956 

DM 


1955 

DM 


Allgemeine Ausgaben 


1956 

DM 


1955 

DM 


Einmalige Ausgaben 


1956 

DM 


1955 

DM 


Ordentliche Ausgaben 


1956 

DM 


gegenüber 1955 
mehr (+) 
weniger { — ) 
DM 


Kap. 


10 


11 


12 


13 


14 


15 


1 027 500 


1 900 000 


1 900 000 


• 285 000 


661 800 


960 689 700 
4 535 000 
566 500 000 


— 300 618 700 

9 035 000 


273 500 000 
800 000 000 


2 370 000 


500 000 


1 500 000 


50 02 


— 

— 

60 01 

1 114 087 200 

+ 1 311 944 100 

60 02*) 

4 535 000 

— 4 500 000 

60 03*) 

567 000 000 

+ 293 500 000 

60 04 

— 

— 800 000 000 



1 027 500 


661 800 


1 531 724 700 


782 516 300 


2 870 000 


1 500 000 


1 685 622 200 


800 944 100 





Gesamtplan 


Außerordentlidier Haushalt 




Außerordentliche Einnahmen 

Außerordentliche Ausgaben 


Bezeichnung 


gegenüber 


gegenüber 

Kap. 


1955 


1955 



1956 

mehr (+) 

1956 

mehr ( + ) 




weniger ( — ) 


weniger ( — ) 



DM 

DM 

DM 

DM 

16 

17 

18 

19 

20 

21 


10 






Bundesminister für Ernährung, Landwirtsdiaft und Forsten 





A 10 02 

Allgemeine Bewilligungen 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 

— 

— 

3 000 000 

— 64 500 000 

— 200 000 


Haushalt 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

— 

— 

3 000 000 

— 64 700 000 


12 






Bundesminister für Verkehr 





A12 02 

Allgemeine Bewilligungen 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 

— 

— 

80 700 500 

— 87 999 500 

— 272 259 500 


Haushalt 

— 

— 500 000 

— 


Zusammen .... 

— 

— 500 000 

80 700 500 

— 360 259 OOO 


25 






Bundesminister für Wohnungsbau 





A25 03 

Förderung des Wohnungsbaues 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 

— 

— 

843 972 000 

‘) 


Haushalt 

— 

— 

— 



Zusammen .... 

— 

— 

843 972 000 

+ 2 072 000 


1) Wegen Aufgliederung des bisher aus 1 Kapitel bestehenden Einzel- 






planes in 4 Kapitel sind die Absdilußzahlen des Vorjahres nur den 
Gesamtbeträgen des Einzelplanes gegenübergestellt. 






32 






Bundesschuld 





A32 01 

Einnahmen aus Anleihen 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 

1 078 972 500 

— 575 009 000 

— 

— 


Haushalt 

— 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

1 078 972 500 

— 575 009 000 
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Gesamtplan 


Gesamtabschluß 



Gesamteinnahmen 


Gesamtausgaben 




gegenüber 1955 



gegenüber 1955 

Kap. 

1956 

1955 

mehr ( + ) 

1956 

1955 

mehr ( + ) 




weniger ( — ) 



weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

377 000 000 

403 570 000 

~ 26 570 000 

705 603 200 

631 699 900 

+ 73 903 300 

10 02 

9 917 500 

9 130 100 

+ 787 400 

42 464 000 

39 797 600 

+ 2 666 400 


386 917 500 

412 700 100 

— 25 782 600 

748 067 200 

671 497 500 

+ 76 569 700 


29 519 200 

20 797 500 

+ 8 721 700 

512 242 900 

577 138 000 

— 64 895 100 

12 02 

59 186 800 

56 544 600 

+ 2 642 200 

980 359 200 

" 765 111 800 

+ 215 247 400 


88 706 000 

77 342 100 

+ 11 363 900 

1 492 602 100 

1 342 249 800 

+ 150 352 300 


62 945 000 

1) 

*) 

1 026 605 000 

1) 

>) 

25 03 

391 600 



33 225 300 


i 

1 


63 336 600 

58 079 000 

+ 5 257 600 

1 059 830 300 

1 101 128 300 

— 41 298 000 


1 078 972 500 

1 653 981 500 

— 575 009 000 




32 01 

1 157 200 

307 200 

+ 850 000 

1 654 437 400 

1 482 289 000 

+ 172 148 400 


1 080 129 700 

1 654 28ö 700 

— 574 159 000 

i 

1 654 437 400 

1 482 289 000 

+ 172 148 400 
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Gesamtplan 


Gesamtabschluß 



Gesamteinnahmen 


Gesamtausgaben 




gegenüber 1955 



gegenüber 1955 

Kap. 

1956 

1955 

mehr ( + ) 

1956 

1955 

mehr (+) 




weniger ( — ) 

DM * 


weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 


DM 

DM 


22 

23 

24 

25 j 

26 

27 

28 

1 000 000 

1 400 000 

— 400 000 

1 760 866 700 

2 965 524 900 

1 

— 1 204 658 200 

35 02 

— 


— 

1 032 258 000 

2 967 742 000 

— 1 935 484 000 

35 05 

25 000 000 

5 000 000 

+ 20 000 000 

390 800 000 

252 000 000 

+ 138 800 000 

35 11a 

15 000 

5 000 

+ 10 000 

34 600 000 

3 000 000 

+ 31 600 000 

35 11b 

60 000 

350 000 

— 290 000 

32 958 200 

275 461 300 

— 242 503 100 






ij 5 204 963 800 

— 5 204 963 800 


26 075 000 

6 755 000 

+ 19 320 000 

3 251 482 900 

11 668 692 000 

— 8 417 209 100 


2 420 000 000 

2 420 000 000 


10 000 000 

112 120 000 

— 102 120 000 

A6002 

30 000 000 

— 

+ 30 000 000 

68 000 000 

27 402 000 

+ 40 598 000 

A6003 

28 212 039 500 

25 705 279 700 

+ 2 506 759 800 

1 685 622 200 

884 678 100 

+ 800 944 100 



30 662 039 500 28 125 279 700 + 2 536 759 800 1 763 622 200 l 024 200 100 + 739 422 100 





Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Zusammen 


E.Pl. 

Bezeichnung 

Ordentliche 

1956 

DM 

Einnahmen 

gegenüber 1955 
mehr ( + ) 

weniger ( — ) 
DM 

Personalau 

1956 

DM 

sgaben 

, 1955 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

01 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 

10 400 


5 100 

869 900 

829 600 

02 

Deutscher Bundestag 

94 200 


— ■ 

5 600 900 

5 600 900 

03 

Bundesrat 

20 400 

— 

2 500 

874 100 

844 800 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

28 800 

— 

20 600 

6 189 400 

12 558 700 

05 

Auswärtiges Amt 

2 545 200 

— 

892 200 

102 109 700 

95 047 100 

06 

Bundesminister des Innern 

2 455 900 

+ 

115 900 

153 005 500 

151 346 800 

07 

Bundesminister der Justiz 

29 171 800 


1 458 500 

29 360 900 

28 588 600 

08 

Bundesminister der Finanzen 

152 837 800 

+ 

12 965 800 

305 602 700 

290 698 700 

09 

! Bundesminister für Wirtschaft 

9 686 500 


5 252 500 

35 334 800 

31 663 200 

10 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten .. 

386 917 500 


25 782 600 

22 052 500 

20 815 200 

11 

Bundesminister für Arbeit | 

4 545 100 

+ 

167 200 

11 525 800 

11 070 600 

12 

Bundesminister für Verkehr ' 

88 706 000 

+ 

1 1 863 900 

78 569 800 

76 064 100 

13 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

2 025 500 

— . 

355 600 

60 300 

63 900 

14 

Bundesminister für Verteidigung i 

— 


— 

— 

2 332 400 

19 

Bundesverfassungsgericht 

10 700 


2 500 

1 674 700 

1 599 300 

20 

Bundesrechnungshof 

10 500 

+ 

3 100 

6 059 100 

5 611 300 

24 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

18 700 

+ 

6 200 

3 367 000 

3 158 100 

25 

Bundesminister für Wohnungsbau 

63 336 600 

+ 

5 257 600 

3 595 000 

3 341 500 

26 

Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 







Kriegsgeschädigte 

9 100 

— 

2 100 

7 475 600 

7 324 700 

27 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen ' 

32 500 

— 

2 600 

2 896 400 

2 630 200 

;28 

Bundesminister für Angelegenheiten des Bundesrats 

3 300 

+ 

2 300 

518 400 

500 300 

29 

Bundesminister für Familienfragen 

300 

+ 

100 

430 200 

435 100 

30 

Bundesminister für besondere Aufgaben 

14 900 

+ 

13 900 

631 200 

620 800 

32 

Bundesschuld 

1 157 200 


850 000 

2 005 500 

2 071 000 

33 

Versorgung 

25 086 000 

— 

294 000 

1 335 815 000 

1 309 472 000 

35 

Verteidigungslasten 

26 075 000 

+ 

19v320 000 

— 

— 

40 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 

40 661 000 

+ 

34 000 

— 

— 

50 

Angelegenheiten des Europarates 

— 


— . 

— 


60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

28 212 039 500 

+ 

2 506 759 800 

150 000 000 

100 000 000 


Insgesamt .... 

29 047 500 400 

+ 

2 526 211 000 

2 265 624 400 

2 164 288 900 


Außerordentlicher Haushalt 




Außerordentliche Einnahmen 

Außerordentliche Ausgaben 

E.Pl. 

Bezeichnung 

1956 

gegenüber 

1955 

mehr (+) 

weniger ( — ) 

1956 

gegenüber 

1955 

mehr ( + ) 
weniger ( — ) 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

10 

12 

25 

32 

35 

60 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesminister für Wohnungsbau 

Bundesschuld 

Verteidigungslasten 

Allgemeine Finanzverwaltung 

übrige Einzelpläne ohne außerordentlichen Haushalt .... 

1 078 972 500 

2 450 000 000 

— 500 000 

— 575 009 000 

+ 30 000 000 

3 000 000 
80 700 500 
843 972 000 

2 523 300 000 
78 000 000 

— 64 700 000 

— 360 259 000 

+ 2 072 000 

+ 43 300 000 

— 61 522 000 

— 104 400 000 


Insgesamt .... 

3 528 972 500 

— 545 509 000 

3 528 972 500 

— 545 509 000 
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Gesamtplan 


Stellung 


Ordentlicher Haushalt 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 


Ordentliche Ausgaben 










gegenüber 1955 

E.Pl. 

1956 

1955 

1956 

1955 

1956 

1955 


1956 

mehr (+) 










weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

442 000 

455 000 

250 000 

250 000 

1 340 200 

88 900 


2 902 100 

+ 

1 278 600 

01 

3 121 100 

3 121 100 

16 299 500 

16 299 500 

338 700 

338 700 


25 360 200 


— 

02 

343 000 

365 400 

166 500 

181 500 

— 

9 400 


1 383 600 

— 

17 500 

03 

1 761 700 

3 176 200 

14 815 000 

14 077 000 

230 900 

1 802 100 


22 997 000 

— . 

8 617 000 

04 

22 204 700 

21 891 500 

42 635 000 

37 886 300 

19 427 200 

20 063 200 


186 376 600 

+ 

11 488 500 

05 

26 308 600 

23 738 200 

228 707 600 

209 147 900 

106 331 200 

79 723 200 


514 352 900 

“T 

50 396 800 

06 

4 364 400 

4 528 100 

4 687 800 

4 839 300 

14 099 400 

5 874 900 


52 512 500 

-f- 

8 681 600 

07 

126 138 400 

114 888 600 

374 475 500 

240 911 800 

62 492 600 

56 723 300 


868 709 200 

+ 

165 486 800 

08 

7 870 800 

7 346 400 

25 512 000 

16 716 300 

21 267 900 

18 085 300 


89 985 500 

+ 

16 174 300 

1 09 

5 364 200 

5 189 100 

566 406 100 

438 555 100 

151244 400 

139 238 100 


745 067 200 

+ 

141 269 700 

' 10 

3 048 400 

2 964 200 

3 684 992 000 

3 725 816 000 

143 400 

419 000 

3 

699 709 600 

— 

40 560 200 

11 

15 146 500 

14 462 900 

666 125 800 

627 568 900 

652 059 500 

183 194 400 

1 

411 901 600 

+ 

510 611 300 

12 

— 

~ 

— 

— 

1 079 000 

894 300 


1 139 300 

+ 

181 100 

1 13 

— 

489 200 

8 767 742 000 

— 

— 

311 300 

8 

767 742 000 

i + 

8 764 609 100 

14 

346 100 

311 900 

4 004) 

4 000 

70 700 

80 100 


2 095 500 

_l_ 

100 200 

19 

965 100 

943 800 

— 

_ 

29 800 

47 700 


7 054 000 

: + 

451 200 

20 

639 200 

656 500 

3 888 500 

3 150 OOö 

16 500 

12 000 


7 911200 

+ 

934 600 

24 

753 700 

559 900 

199 728 600 

241 364 600 

11 781000 

13 962 300 


215 858 300 

— 

43 370 000 

25 

943 600 

949 000 

13 163 500 

9 745 500 

1 547 000 

1 543 400 


23 129 700 

' + 

3 567 100 

26 

758 800 

758 100 

40 766 000 

30 966 000 

25 800 

89 500 


44 447 000 

■ 4 - 

10 003 200 

27 

130 800 

129 700 

— 

— 

21 400 




670 600 

+ 

40 600 

28 

146 400 

146 900 

1 — 

— 

— 




576 600 

1 

5 400 

1 29 

184 200 

175 000 

— 

— 

374 300 

— 


1 189 700 

! 4 - 

393 900 

' 30 

398 400 

448 800 

1 651 826 500 

1 479 689 200 

207 000 

80 000 

1 

654 437 400 

’ H 

172 148 400 

32 

— 



— 



— 


1 

335 815 000 

+ 

26 343 000 

33 

— 

-L. 

1 502 382 900 

9 188 692 000 

225 800 000 




728 182 900 

— 

8 460 509 100 

35 

— 



6 932 932 000 

6 522 140 000 

15 539 000 

31 859 900 

6 

948 471 000 

1 + 

394 471 100 

40 

— 



1 900 000 

2 185 000 

— 




1 900 000 

■ 

285 000 

50 

1 027 500 

661 800 

1 1 531 724 700 

782 516 300 

2 870 000 

1 500 000 

1 

685 622 200 

1 + 

800 944 100 

1 60 

222 407 600 

208 357 300 

25 271 131500 

23 592 702 200 

1 288 336 900 

555 941 000 

29 047 500 400 

+ 

2 526 211 000 



Gesamtabschluß 



Gesamteinnahmen 


Gesamtausgaben 


1956 

1955 

gegenüber 1955 
mehr (+) 

weniger ( — ) 

1956 

1955 

gegenüber 1955 
mehr (+) 

weniger ( — ) 

E.PI. 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

386 917 500 

88 706 000 

63 336 600 

1 080 129 700 

26 075 000 

30 662 039 500 
269 268 600 

412 700 100 

77 342 100 

58 079 000 

1 654 288 700 

6 755 000 

28 125 279 700 

261 326 300 

- - 25 782 600 

+ 11 363 900 

-f 5 257 600 

— 574 159 000 

+ 19 320 000 

+ 2 536 759 800 
+ 7 942 300 

748 067 200 

1 492 602 100 

1 059 830 300 

1 654 437 400 

3 251 482 900 

1 763 622 200 

22 606 430 800 

671 497 500 

1 342 249 800 

1 101 128 300 

1 482 289 000 

1 1 668 692 000 

1 024 200 100 

13 305 714 200 

+ 76 569 700 

+ 150 352 300 

— 41 298 000 

+ 172 148 400 

— 8 417 209-100 

+ 739422 100 

+ 9 300 716 600 

10 

12 

25 

32 

35 

60 

32 576 472 900 

30 595 770 900 

+ 1 980 702 000 

32 576 472 900 

30 595 770 900 

+ 1 980 702 000 
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Funktionenplan 

(Gliederung des Bundeshaushaltsplans 
nach Aufgabenbereichen) 

Erster Entwurf 


Der Funktionenplan wird von der Bundesregierung nicht förmlich beschlossen, vom Haushalts- 
gesetz nicht ergriffen und im Bundesgesetzblatt nicht abgedruckt. Der Plan hat demgemäß nür 
nachrichtliche Bedeutung. 
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Vorwort 

(anläßlich der erstmaligen Aufmachung): 


Ein Blick in die bisherigen Haushaltspläne der Bundesrepublik (ebenso wie des Reichs) zeigt, 
daß das Zahlenwerk nach Einzelplänen (Abschnitten) geordnet ist und daß in der Regel für 
jedes Ministerium ein besonderer Einzelplan vorgesehen wird. (Ministerialprinzip oder in- 
stitutionelles System.) Daneben besteht in kleinem Umfang noch das Realprinzip. Nach diesem 
werden die Einnahmen und Ausgaben unabhängig vom ministeriellen Aufbau nach sachlichen 
Gesichtspunkten veranschlagt, wie z. B. für soziale Kriegsfolgeleistungen, allgemeine Finanz- 
verwaltung. 

Seit Jahren wird im Zusammenhang mit der Neuordnung der öffentlichen Haushalte erörtert, 
ob es möglich und zweckmäßig ist, von dem „Ministerialprinzip" abzugehen und an seine 
Stelle eine Form des Haushaltsplans zu setzen, die erkennen läßt, welche Aufgaben der Staat 
erfüllt und welche Kosten die Erfüllung dieser Aufgaben verursacht (funktionelle Gliederung 
des Haushalts). Während der Aufbau des Haushalts nach dem Ministerialprinzip die Frage be- 
antwortet: „Wer gibt das Geld aus und wer trägt gegenüber dem Parlament die Verant- 
wortung?", soll durch die Gliederung nach dem Funktionsprinzip in erster Linie die Frage be- 
antwortet werden: „Für welche, sachlich zusammengehörigen Aufgaben wird das Geld aus- 
gegeben?" 

In der Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofs zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1951 (Bundestagsdrucksache 1140, Seite 41) ist beispielsweise auf fol- 
gendes hingewiesen worden: 

„Die hohen Steuerlasten führen fortgesetzt zur Kritik an den Staatsausgaben. Will man 
die Ausgaben kritisieren, muß man die Aufgaben kennen. Die sich hierbei ergebenden 
Fragen, ob die einzelne Aufgabe überhaupt erfüllt werden muß, ob ihre Erfüllung nicht 
besser einer anderen Stelle zu überlassen ist, in welchem Umfang sie zu erfüllen ist 
und welchen Mindestaufwand sie erfordert, lassen sich nur beantworten, wenn der 
Haushaltsplan die Aufgabe und die für sie vorgesehenen Ausgaben nach Art und Höhe 
zeigt. Der hiernach naheliegende Gedanke, von dem bisher üblichen „institutionellen" 
Haushaltsplan, der nach Verwaltungszweigen gegliedert ist, zu einem nach Aufgaben 
und Aufgabengruppen gegliederten „funktionellen" Haushaltsplan überzugehen, ist 
zur Zeit nicht zu verwirklichen. Vor allem sieht man die Ressortverantwortlichkeit 
dabei gefährdet und die praktische Brauchbarkeit im Vollzug nicht hinreichend ge- 
sichert. Gleichviel wie die hier berührten Fragen schließlich zu beantworten sein mögen, 
halte ich soviel für sicher, daß der Übergang zu einem funktionellen Haushaltsplan 
nicht im Rahmen eines Sofortprogramms verwirklicht werden kann." 

Um den Bundeshaushaltsplan sachlich aufzulockern, werden bereits seit längerer Zeit Über- 
sichten und Querschnitte aufgestellt und den Allgemeinen Vorbemerkungen zum Bundeshaus- 
haltsplan beigefügt. Die Haushaltseinnahmen und -ausgaben werden in diesen Übersichten 
finanzwirtschaftlichen Gesichtspunkten folgend nach Sachgebieten gegliedert. Außerdem werden 
den Allgemeinen Vorbemerkungen alljährlich Zergliederungen der Haushaltseinnahmen und 
Haushaltsausgaben nach Titeln und Titelgruppen beigefügt. Der Personalstand wird nach Ver- 
waltungszweigen und Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppen aufgegliedert. Ferner gewähren die 
den Allgemeinen Vorbemerkungen zum Bundeshaushaltsplan am Schluß beigefügten finanz- 
statistischen Übersichten eine für alle Gebietskörperschaften vergleichbare finanzwirtschaftliche 
Aufschlüsselung der Haushaltseinnahmen und Haushaltsausgaben. 

Außerhalb der Arbeiten am Bundeshaushaltsplan bestehen schon weit gediehene Arbeiten der 
Finanzstatistik, das Zahlenwerk aller öffentlichen Haushaltspläne unter volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten an Hand eines umfassenden Systems finanzstatistischer Kennziffern zu ordnen. 
Es hat sich dabei herausgestellt, wie schwer es ist, die von einander sehr verschiedenen Auf- 
gaben von Bund, Ländern und Gemeinden unter gemeinsamen Oberbegriffen zusammenzufassen. 

Die bisherigen Überlegungen haben zu dem Ergebnis geführt, daß für den Bundeshaushalts- 
plan auch in Zukunft auf eine Gliederung nach Verwaltungszweigen und Verwaltungsbewirt- 
schaftungsstellen nicht verzichtet werden kann. Ein Funktionenplan wird immer nur neben dem 
Institutionenplan stehen und nur nachrichtliche Bedeutung haben können. Er kann auch von der 
Kraft des Haushaltsgesetzes nicht erfaßt werden. Dieser Platz des Funktionenplans rechtfertigt 
sich nach den Erfahrungen der Haushaltspraxis im In- und Ausland. Der Funktionenplan kann 
als Zusammenfassung organisch zusammengehöriger, aber institutionell verstreuter Ausgaben 
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keine sichere und deshalb brauchbare Veranschlagungs- und Bewirtschaftungsgrundlage abgeben; 
er paßt auch nicht in die personellen und sachlichen Gegebenheiten des Haushaltsvollzugs hinein. 
Für den Haushalt der obersten Ebene des Bundes muß vielmehr der einzelne Verwaltungs- 
bereich Grundlage der Haushaltsgliederung schon deshalb bleiben, weil die verfassungsmäßige 
Verantwortung für diesen Bereich geregelt ist und die geschlossene Bewilligung der Mittel für 
diesen Bereich ein sachliches Bedürfnis und eine politische Notwendigkeit dar stellt. 

Unter Aufrechterhaltung des institutionellen Aufbaus des Bundeshaushaltsplans sind deshalb 
die Ausgaben nun auch nach zusammengehörigen Aufgabengebieten (Funktionen) in einer 
Übersicht (Funktionenplan) als nachrichtliche Ergänzung des Haushaltsmaterials zusammengefaßt 
worden. Es wird damit unabhängig von den finanzstatistischen Arbeiten und insbesondere zur 
Erleichterung der Beratungen im Haushaltsausschuß des Bundestages in diesem Jahre erstmalig 
der Versuch unternommen, die Bundesausgaben 1956 nach konkreten Aufgaben und diese 
wiederum nach Lebensbereichen zu ordnen. Jeder, der mit dem Haushaltsplan zu tun hat, wird 
verstehen, daß dieser funktionelle Überblick im ersten Jahr noch nichts Vollendetes darstellen 
kann; es handelt sich um eine Art haushaltsmäßigen Neulands. Der Aufgabenplan soll von Jahr 
zu Jahr verbessert und verfeinert werden. 

Die vielen Versuche an anderer Stelle, ein Schema für diesen funktionellen Überblick zu ent- 
werfen, in das sich alle Aufgaben des Bundes logisch widerspruchslos einordnen lassen, haben 
nur zu der eindeutigen Erfahrung geführt, daß bei zu weit getriebener Systematik dem Leben 
Gewalt angetan wird und daß durch abstrakte Begriffe allein nicht Ordnung in das Vielerlei 
der Bundesaufgaben zu bringen ist. Im Funktionenplan ist daher der Versuch unternommen 
worden, die Aufgaben des Bundes nach innerlich zusammengehörigen, konkreten Bereichen zu 
ordnen. Die Bundeseinnahmen konnten dabei außer Betracht bleiben. 

Der Zweck des Funktionen- oder Aufgabenplans ist also, einen Überblick über die vielerlei 
Funktionen des Bundes zu geben, um ersichtlich zu machen, was für die großen und kleinen 
Aufgabengebiete des Bundes im laufenden Jahre geleistet wird. Es wird dadurch die Prüfung 
erleichtert, ob unter größeren Gesichtspunkten und Zusammenhängen etwa eine Aufgabe zurück- 
gestellt und eine andere bevorzugt werden soll. 

Bei der Aufstellung des jetzt vorliegenden ersten Entwurfs eines Funktionenplans handelt es 
sich um den ersten Gliederungsversuch. Der Plan bedarf weiterer Austeilung und Reifung. Was 
eine „Aufgabe" ist, wird nicht immer klar sein. Durch die Zusammenfassung von Aufgaben zu 
Gruppen werden Zusammenhänge gestört und neu geschaffen. Der Funktionenplan muß hier 
im Laufe der Zeit Prägungen finden, die sich den staatlichen Aufgaben anpassen, wie sie von 
Parlament und Öffentlichkeit als zusammengehörig empfunden werden. 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 



Abschnitt A 






Der Bundespräsident 






Gesetzgebende Körperschaften 




A 1 


Der Bundespräsident 





1 

Patenschaften, Ehrengaben und Ehrengeschenke sowie Zu- 
wendungen aus besonderer Veranlassung 

250 

250 

01 01—300 


2 

Für Bewilligungen durch den Bundespräsidenten 

500 

500 

60 02—662 



Summe .... 

750 



A2 


Deutscher Bundestag 





1 

Aufwandentschädigung für die Präsidenten und Abge- 
ordneten 

8 888 

8 888 

02 01—300 


2 

Zuschüsse an die Fraktionen 

955 

955 

02 01—301 


3 

Fahrkosten der Abgeordneten 

2 250 

2 250 

02 01—302 


4 

Tagegelder der Abgeordneten und Kraftfahrer 

3 106 

3 106 

02 01—303, 304 


5 

Unfallversicherung für die Abgeordneten 

156 

156 

02 01—307 



Summe .... 

15 355 



A3 


Bundesrat 





1 

Besondere Aufwendungen anläßlich der Plenar- und Aus- 
schußsitzungen 

1 

1 

03 01—300 


2 

Fahrkosten für die Mitglieder des Bundesrates und der 
Ausschüsse 

45 


03 01—301 


3 

Tagegelder für die Mitglieder des Bundesrates, der Aus- 

ou 



sdiüsse sowie deren Kraftfahrer 

110 

120 

03 01—302 



Summe .... 

156 





Abschnitt A zusammen 

16 261 





Abschnitt B 






Rechtswesen 




B 1 


Reditsprediung 






Gerichte, Richter Strafvollzug 





1 

Kosten des Richterwahlausschusses 

5 

8 

07 01—303 


2 

Zuschüsse für überregionale Förderungsmaßnahmen auf 
dem Gebiete des Strafvollzugs einschließlich Bewährungs- 
hilfe 

35 

30 

07 01—601 


3 

Zuschüsse zur Förderung der überregionalen Tätigkeit der 
Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen 
e. V 

15 

10 

07 01—602 


4 

Entschädigung der bei dem Bundesgerichtshof als Bei- 
sitzer in Landwirtschaftssachen zugezogenen Personen . . 

3 

5 

07 04—301 


5 

Entschädigung der Bundesarbeitsrichter und der Bundes- 
sozialrichter 

82 

107 

r 11 05—300 
\ 11 07—300 



Summe .... 

140 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

B2 


Rechtsschutz 





1 

Rechtsschutz von Deutschen, die von ausländischen Be- 
hörden oder Gerichten im Zusammenhang mit den Kriegs- 






ereignissen oder mit den in einzelnen Ländern bestehen- 
den besonderen Verhältnissen verfolgt werden oder ver- 






urteilt worden sind 

1 200 

1 400 

05 02—311 


2 

Sachverständigenkommission für gewerblichen Rechts- 
schutz und für Urheberrecht 

8 

8 

07 01—302 


3 

Auslagen in Rechtssachen (Armensachen) des Bundes- 
gerichtshofs in Karlsruhe 

200 

200 

07 04—300 


4 

Entschädigungen (auch aus Billigkeitsgründen) an Be- 
schuldigte 

3 

3 

07 04—302 


5 

Auslagen, die durch Bewilligung des Armenrechts in 
Patent- und Gebrauchsmustersachen entstehen 

50 

150 

07 05— 301 


6 

Prozeß- und Anwaltskosten für nach Artikel III des 
deutsch-amerikanischen Staatsvertrags vom 1. April 1953 
(BundesgesetzbL II S. 301) zu führenden Rechtsstreitig- 
keiten 

50 


08- 07— 304 


7 

Für Informationen über ausländische Wirtschaftsgesetze 
und dergleichen 

57 

52 

09 01—301 


8 

Berufungskammer in Börsenehrengerichtssachen und Be- 
rufungskammer für das Ordnungsstrafverfahren 

5 

5 

09 01—303 


9 

Auslagen in Rechtssachen Bundesarbeitsgericht 

10 

9 

11 05—301 


10 

Gebühren für Zeugen und Sachverständige des Bundes- 
sozialgerichts und in Verfahren vor dem Bundesgerichts- 






hof 

9 

9 

11 07—301 


11 

Gebühren für Zeugen und Sachverständige sowie für 
Reisekosten von Antragstellern, deren persönliches Er- 



19 01—300 



scheinen vor einem Aufnahmeausschuß des Notaufnahme- 
verfahrens in Berlin, Gießen oder Uelzen angeordnet ist 

8 

10 . 

26 03—300 



Summe .... 

1 600 



B3 


Rechtsreformen, Rechtsforschung 





1 

Vorbereitung der großen Strafrechtsformen, der Reform 
des Genossenschaftsrechts und der großen Justizreform 

188 

126 

07 01—308 


2 

Förderung überregionaler rechtswissenschaftlicher Ver- 



bis 310 



einigungen und Forschungsinstitute sowie rechtswissen- 
schaftlicher Veröffentlichungen im allgemeindeutschen 






Interesse 

100 

100 

07 01—600 



Summe .... 

288 



B4 


Bundesrecht 





1 

Sammlung und Sichtung des als Bundesrechts fortgelten- 
den Rechts einschließlich Rechtsvergleichung mit den ab- 






getrennten Gebieten des früheren Deutschen Reichs .... 

200 

80 

07 01—950 




S. f. f. 





Abschnitt B zusammen 

2 228 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

' 4 

5 

6 



Abschnitt C 






Information 




C 1 


Förderung des Informationswesens 





1 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers für Förderung des 
Informationswesens 

12 500 

11250 

04 03—300 


2 

Gebühren für den Bezug von Nachriditenagenturdiensten 

350 

317 

04 03—303 


3 

Erforschung der öffentlichen Meinung 

150 

100 

04 03—304 


4 

Laufende Unterhaltung der Bundesbildstelle mit Bild- 
archiv, Fotolaboratorium, Fotokopierdienst und Mikro- 
kopie ' 

20 

20 

04 03—306 


5 

Unterhaltung der technischen Geräte für den Funkauf- 
nahme- und Fernschreibdienst einschließlich der Funk- 
empfangsstelle auf dem Kreuzberg 

215 

190 

04 03—307 


6 

Maschinen für die technische Einrichtung des Chiffrier- 
dienstes und des Fernmeldewesens 

364 

800 

05 01—872 


7 

Ausgaben für die Inanspruchnahme der privaten wirt- 
schaftlichen Nachrichten- und Auskunftdienste des Bundes- 
ministers für Wirtschaft 

480 

480 

09 06—300 


8 

Nachrichten- und Pressedienst des Ernährungsministeriums 

30 

30 

10 01—300 


9 

Betriebskosten für die Verstärker- und Fernwahl-Nahein- 
richtungen des Autobahnfernsprechnetzes 

95 

90 

12 10—305 


10 

Fernmeidekosten für den Wetterdienst 

2 214 

2 159 

12 14—305 


11 

Miete und Gebühren für Fernmeldeanlagen für den Such- 
und Rettungsdienst des Luftfahrt-Bundesamts in Braun- 
schweig 

6 

19 ' 

12 16—302 



Summe .... 

16 424 



C2 


Archiv des früheren Auswärtigen Amts 





1 

Aufstellung eines Realkatalogs für die geretteten Teile 
der Bibliothek des früheren Auswärtigen Amts 

15 

30 

05 01—953 


2 

Ergänzung der geretteten Teile der Bibliothek bezüglich 
der Neuerscheinung der Jahre vor 1950 

20 

20 

05 01—954 



Summe. . . . 

35 



C3 


Berichtswesen 






Veröffentlichungen 





1 

Beschaffung von Büchern, Zeitschriften, Broschüren und 
dergleichen für Abgeordnete und Ausschüsse des deutschen 
Bundestages 

12 

12 

02 01—310 


2 

Veröffentlichungen der Bundesregierung 

1 100 

1 000 

04 03—302 


3 

Förderung der Herausgabe außenpolitischer Dokumente 
und völkerrechtlicher Arbeiten 

70 

50 

05 02—309 


4 

Zuschuß zur Herausgabe des „Nouvel Almanach Diplo- 
matique (früher Almanach de Gotha)" 

20 


05 02—604 


5 

Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes in 
Wiesbaden 

1 000 

960 

06 08—304 


6 

— des Gesundheitsblattes des Bundesgesundheitsamtes in 
Koblenz 

25 

10 

9 

nfi 1 1 “509 


7 

— des Bundesgesundheitsamtes in Koblenz 

10 

06 11—303 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

B ez eichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle iin 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


8 

Durchführung von wissenschaftlichen Untersuchungen und 
Gutachten, die im Aufträge von Bundesbehörden durch 
das Bundesgesundheitsamt in Koblenz ausgeführt werden 

175 

240 

06 11-304 


9 

Kosten wissenschaftlicher Veröffentlichungen des Bundes- 
archivs in Koblenz 

22 

22 

06 13—304 


10 

Veröffentlichungen des Instituts für Raumforschung in 
Bad Godesberg 

49 

49 

06 14—304 


11 

— des Instituts für Angewandte Geodäsie in Frankfurt 
(Main) 

8 

8 

06 16—302 


12 

— der Bundesanstalt für Landeskunde in Remagen 

53 

51 

06 17—304 


13 

— des Deutschen Historischen Instituts in Rom 

26 

25 

06 30—304 


14 

— (Patentschriften) des Deutschen Patentamtes in München 

3 263 

3 430 

07 05—300 


15 

— der Zeitschriften für Bergrecht und Bergwesen 

20 

20 

09 01—302 


16 

— der Wissenschaftlichen Abhandlungen der Physikalisch- 
Technischen Bundesanstalt und Neudruck von technischen 
Vorschriften 

15 

15 

09 03—300 


17 

— der „Physikalischen Berichte" der Physikalisch-Tech- 
nischen Bundesanstalt in Braunschweig und Berlin 

117 

117 

09 03—302 


18 

— ■ des Bundesaufsichtsamts für das Versicherungs- und 
Bausparwesen in Berlin 

27 

23 

09 04—300 


19 

— von Merkblättern und Informationen des Bundes- 
ministers für Wirtschaft (Bundesstelle für Außenhandels- 
informationen in Köln) 

30 

30 

09 06—301 


20 

— der „Berichte des Materialprüfwesens" sowie sonstiger 
Veröffentlichungen der Bundesanstalt für mechanische 
und chemische Materialprüfung in Berlin 

40 

40 

09 07—302 


21 

™ des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

78 

70 

10 01—301 


22 

— Tierseudienberichterstattung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

16 

16 

10 01—302 


23 

— der Ergebnisse und Berichte über Sortenregister- und 
Wertprüfungen des Bundessortenamtes in Rethmar 

12 

12 

10 01—306 


24 

— der Sortenanmeldungen und Sortenschutzerteilungen 
bzw. -Verlängerungen 

4 

— 

10 04—308 


25 

— von Forschungs- und Versuchsergebnissen der Biolo- 
gischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in 
Braunschweig-Gliesmarode 

47 

47 

10 10—301 


26 

— des Pflanzenschutzmittelverzeichnisses der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in Braun- 
schweig-Gliesmarode 

13 

7 

10 10—305 


27 

Anteile der Pflanzenschutzämter und anderer Versuchs- 
anstalten an den Gebühreneinnahmen 

130 

130 

10 10—306 


28 

Veröffentlichungen von Forschungs- und Versuchsergeb- 
nissen der Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für 
Milchwirtschaft in Kiel 

4 

8 

10 11—301 


29 

— der Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Hamburg 

20 

18 

10 12—301 


30 

— der Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirt- 
Schaft in Reinbek 

9 

9 

10 13—301 


31 

— sowie Teilnahme an Ausstellungen der Bundesfor- 
schungsanstalt für Kleintierzucht in Celle 

4 

4 

10 14—301 


32 

— sowie Teilnahme an Ausstellungen der Bundesfor- 
schungsanstalt für Getreideverarbeitung in Detmold 

2 

2 

10 15—301 


33 

— sowie Teilnahme an Ausstellungen der Bundesfor- 
schungsanstalt für Fleischwirtschaft in Kulmbach 

4 

4 

10 16—301 


34 

— der Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrisch- 

ViPilfTjnrr in KarlsTuhp 

2 

2 

10 17—301 








35 

— der Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher 

Th TTPn rfTl 1 QQP in C*nPl ^pnllßim 

1 

1 

10 18—301 






10 19—301 


36 

— der Bundesanstalt für Tabakforschung in Forchheim . 

2 

1 


37 

— der Bundesforschungsanstalt für Hauswirtschaft in Bad 

GndpcjBpTfi 

3 

2 

10 20—301 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Betrag 
für 1955 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 



Tausend DM 

Tausend DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


38 

— sowie Veranstaltungen der Bundesanstalt für Natur- 
schutz und Landschaftspflege in Bonn 

6 

3 

10 21—301 


39 

— sowie Veranstaltungen der Bundesanstalt für Vege- 
tationskartierung in Stolzenau (Weser) 

12 

11 

10 22—301 


40 

— der Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geil- 
weilerhof in Siebeldingen 

6 

6 

10 23—301 


41 

— der Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere in Tübingen 

7 

7 

10 24—301 


42 

Veröffentlichungen des Bundesministers für Verkehr 

80 

80 

12 02—300 


43 

— - der Bundesanstalt für Wasserbau 

3 

2 

12 06—302 


44 

— • des Deutschen Hydrographischen Instituts in Hamburg 

557 

556 

12 09—304 


45 

— der Bundesanstalt für Straßenbau in Köln | 

7 

7 

12 11—302 


46 

— der Kraftfahrzeug- und Anhängerbriefe sowie son- 
stiger Vordrucke des Kraftfahrt-Bundesamts in Flens- 
burg-Mürwik 

380 

625 

12 12—300 


47 

— der Verlustanzeigen des Kraftfahrt-Bundesamts im 
Verkehrsblatt 

150 

160 

12 12—301 


48 

— Meteorologischer Jahrbücher des Deutschen Wetter- 
dienstes in Frankfurt (Main) 

40 ' 

40 

12 04—950 


49 

— des Luftfahrtbundesamtes in Braunschweig 

17 

10 

12 16—402 


50 

— des Wohnungsbauministeriums 

100 

60 

25 Oi— 310 


51 

Herstellung und Verbreitung von Informationsmaterial 
des Bundesministeriums für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte 

650 

660 

26 01—300 



Summe. . . . 

8 448 



C4 


Archivalien 





1 

Erwerb von Filmen einschließlich der Verwertungsrechte 
für das Filmarchiv 

30 


04 03—308 


2 

Kosten der Beschaffung und Erhaltung von Archivalien 
beim Bundesarchiv in Koblenz 

57 

57 

06 13—300 


3 ■ 

1 

Zuschuß für das Berliner Hauptarchiv beim Bundesarchiv 
in Koblenz 

331 

230 

06 13—600 



Summe. . . . 

418 




1 

Abschnitt C zusammen. . . . 

25 325 





i 

Abschnitt D 






Auslandsbeziehungen 




D 1 


Wirtschaftliche Auslandsbeziehungen 






Außenhandelr Exporte 





1 

Beschaffung wirtschaftlichen Materials zu Außenhandels- 
zwecken 

350 

350 

05 02—300 


2 

Maßnahmen zur Förderung des Exports 

900 

900 

09 02—606 


3 

Absatzwerbung für land- und ernährungswirtschaftliche 
Erzeugnisse im Ausland 

450 

450 

10 02—651 


4 

Durchführung der Exportfleischwarenkontrolle 

80 

71 

10 16—304 


5 

Ausgaben für die ständige Organisation des Ausschusses 
für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) 

2 869 

2 100 

24 01—300 
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Untei- 
ab schnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle irn 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



Erhaltung des deutschen Auslandsvermögens 





6 

Aufwendungen zur Erhaltung des deutschen Auslands- 
vermögens 

250 

100 

05 01—964 



Geld und Kredit 





7 

Entschädigung an Bankinstitute für die technische Durch- 
führung der Wertpapierbereinigung im Ausland 

50 

150 

08 07—301 


8 

Ersatz der Aufwendungen der Anmelder, Treuhänder und 
Zahlungsagenten von Auslandsbonds durch die Auslands- 
bevollmächtigten 

3 

3 

08 07—302 


9 

Zahlungen gern. § 2 des Abkommens zwischen der Bundes- 
regierung und den Vereinigten Staaten von Amerika vom 
27. Mai 1953 

85 

186 

08 07—303 


10 

Kosten des Bereinigungsverfahrens sowie Börseneinfüh- 
rungskosten und Emissionssteuern für Auslandsbonds, 
Maßnahmen zur Einsparung von Wertpapierbereinigungs- 
kosten 

2 000 

5 000 

32 03—302 



Ausstellungen, Lehrschauen, Kongresse, Messen 





11 

Kosten der deutschen Beteiligung an ausländischen 
Messen 

2 500 

2 500 

09 02—602 


12 

Maßnahmen zur Förderung des deutschen Messe- und 
Ausstellungswesens 

180 

180 

09 02—603 

1 

13 

Kosten der Vorbereitungsmaßnahmen für die deutsche 
Beteiligung an der Weltausstellung 1958 in Brüssel .... 

1 000 

300 

09 02—951 


14 

Zuschüsse zu Ausstellungen, Lehrschauen und Kongressen 

700 

655 

10 01—303 


15 

Unterrichts- und Lehrmaterial, Ausstellungen usw. des 
Deutschen Wetterdienstes 

15 

15 

10 02—652 

12 14—307 


16 

Zuschuß zu den Kosten der Internationalen Bauaus- 
stellung 1957 in Berlin 

800 

— 

25 02—950 



Erfahrungsaustausch 





17 

Förderung des Erfahrungsaustausches, insbesondere über 
gemeingefährliche und übertragbare Krankheiten, mit 
internationalen Organisationen des Gesundheitswesens 
und Wissenschaftlern des In- und Auslandes 

32 

19 

06 02—658 


18 

Durchführung von Studien und Studienreisen zur Förde- 
rung des Erfahrungsaustausches mit dem Ausland auf 
den Arbeitsgebieten des Bundesministeriums für Arbeit 
und der Zusammenarbeit der europäischen Arbeits- 
behörden 

30 

30 

11 01—600 


19 

Förderung des Erfahrungsaustausches im Rahmen der 
amerikanischen Wirtschaftshilfe 

600 

600 

24 01—302 



Amerikanische Wirtschaftshilfe 





20 

Kosten der Veröffentlichungsverpflichtungen im Rahmen 
der amerikanischen Wirtschaftshilfe 

220 

250 

24 01—301 


21 

Kosten der Kontrolle der im Rahmen der amerikanischen 
Wirtschaftshilfe eingeführten Güter 

200 

200 

24 01—303 



Summe. , . . 

13314 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrau 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

D2 


Kulturelle, humanitäre und wissenschaftliche 
Auslandsbeziehungen 





1 1 

Pflege kultureller, humanitärer und wissenschaftlicher 
Beziehungen zum Ausland 

13 000 

12 000 

05 02—302 


2 

Förderung des deutschen Schulwesens im Ausland sowie 
Pflege der Beziehungen zum Ausland auf dem Gebiet 
des Schul- und Erziehungswesens 

14 000 

10 000 

05 02—303 


3 

Unterstützungen und Beihilfen für Deutsche im Ausland 

600 

800 

05 02—305 


4 

Vergütungen für Dienstleistungen an Personen, die dem 
auswärtigen Dienst nicht angehören 

450 

450 

05 02—306 


5 

Bewilligungen für dienstunfähig gewordene Angestellte 
und sonstiges Hilfspersonal bei den Vertretungen des 
Bundes oder des ehemaligen Reichs im Auslande, welche 
mangels deutscher Staatsangehörigkeit oder mangels 
Beamteneigenschaft keine ausreichende Versorgung be- 
ziehen können sowie für Hinterbliebene solcher Personen 

60 

60 

05 03—326 


ö 

Förderung der Einrichtung deutscher Hilsvereine im Aus- 
land 

50 

— 

05 03—951 


7 

Zuschüsse für den Austausch deutscher und ausländischer 
Forscher und für internationale wissenschaftliche Kon- 
gresse im Inland im Interesse der wissenschaftlichen Be- 
ziehungen mit dem Ausland 

100 


06 02—631 


8 

Förderung des europäischen Gedankens auf kulturellem 
Gebiete (siehe Integration) 

182 

192 

06 02—633 


9 

Zuschuß zu den Aufwendungen für die Unterstützung 
hilfsbedürftiger Deutscher in der Schweiz 

1 650 

1 650 

06 02—664 


10 

Kosten der Deutschen Wissenschaftlichen Kommission für 
Meeresforschung 

150 

100 

10 02—633 


11 

Unterstützung von Kriegsgefangenen, Straf- und Unter- 
suchungsgefangenen sowie Internierten in ausländischem 
Gewahrsam und einmalige Unterstützungen für die nach 
dem 26. September 1953 aus ausländischem Gewahrsam 
eintreffenden Gefangenen 

5 000 

3 240 ^ 

26 01-303 


12 

Unterstützung von Angehörigen zum Besuch von Kriegs- 
gefangenen sowie Straf- und Untersuchungsgefangenen 
in ausländischem Gewahrsam 

30 

' 40 

26 01—304 



Deutsche Mitarbeit 

in Internationalen Organisationen u. ä. 





13 

Beteiligung der Bundesrepublik an dem erweiterten tech- 
nischen Beistandsprogramm der Vereinten Nationen für 
die wirtschaftliche Entwicklung unterentwickelter Länder 

625 

625 

05 01—961 


14 

Verfügungssumme zur Deckung der Kosten der deutschen 
Beteiligung an dem Schiedsgericht nach Artikel 9 des 
Deutschland-Vertrages und der Schiedskommission nach 
Artikel 7 des Fünften Teils des Vertrages zur Regelung 
aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen 

100 


05 01—965 


15 

Zuschuß an das Deutsche Rote Kreuz zu den Kosten der 
laufenden Unterhaltung des Hospitals in Korea 

3 200 

4 000 

05 02—320 


16 

Kosten des Sekretariats für deutsche Mitarbeit an der 
internationalen Flüchtlingshilfe 

48 

48 

05 02—601 


17 

Internationaler amtlicher Schriftentausch für die Bundes- 
republik Deutschland 

32 

35 

06 02—306 


18 

Zur Förderung der ideellen und wirtschaftlichen Be- 
strebungen der deutschen Studentenschaft und des Aus- 
tausches von Studenten 

380 

336 

06 02—623 


19 

Förderung des Studiums von Ausländern an den deut- 
schen Hochschulen 

300 

300 

06 02—624 


20 

Kosten der Überprüfung der Angehörigen der amerika- 
nischen Wach- und Arbeitseinheiten 

145 

90 

06 33—300 


3 
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Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

abschnitt 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 


21 

Kosten des Gemischten Beratenden Gnadenausschusses 






nach Artikel 7 Abs. 5 des Ersten Teils des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen 

238 

— 

07 01—951 


22 

Verfügungssumme zur Deckung der Kosten des Bundes- 
amts für die Prüfung ausländischer Rückgabe- und 
Wiederherstellungsansprüche 

33 

_ 

07 01—952 


23 

Anteil der Bundesrepublik zu den Kosten der Deutsch- 
Schweizerischen Vertrauensstelle für Goldhypotheken in 
Zürich 

24 

35 

09 01—304 


24 

Kosten der Teilnahme der deutschen Delegation an der 
Internationalen Zollkonferenz 

311 

— 

09 01—950 


25 

Sächliche Verwaltungsausgaben für die Mitwirkung in 
Internationalen Gremien 

10 

10 

09 03—308 


26 

Kosten der deutschen Verbindungsstelle zur FAO 

50 

43 

10 01—305 


27 

Beitrag zu den Kosten des Betriebes eines internationalen 
Eiswachdienstes im Nordatlantischen Ozean 

25 

10 

12 02—615 


28 

' Beteiligung an der International Civil Aviation Organi- 
zation 

901 

240 

12 02—619 


29 

Vorbereitung und Durchführung von Rückführungsmaß- 
nahmen für aus ausländischem Gewahrsam entlassene 
Deutsche 

50 

50 

26 01—302 


30 

Hilfsmaßnahmen bei Katastrophen und anderen unab- 
wendbaren Ereignissen im Ausland 

500 

500 

60 Q2— 679 


31 

Kosten der Erhaltung deutscher Kriegsgräber im Ausland 
sowie der Gräber von Personen, die infolge national- 
sozialistischer Verfolgung ausgewandert und im Ausland 
verstorben sind 

6 500 

5 500 

60 04—661 



Finanzielle Beiträge 
an internationale Organisationen 





32 

Beitrag des Bundes zum Fonds Weltkinderhilfswerk 
UNICEF 

800 

800 

05 01—956 


33 

Zuschuß an die Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde 

60 

60 

05 02—600 


34 

Zuschuß des Bundes an die Deutsche Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen 

25 

25 

05 02—603 


35 

Beitrag der Bundesrepublik zum Flüchtlingsfonds der 
Vereinten Nationen 

100 

100 

05 02—674 


36 

Beitrag des Bundes an die Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 

■ 

1800 

1 500 

05 02—675 


37 

Beiträge oder Zuschüsse des Bundes zu internationalen 
Einrichtungen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
außerhalb der UNESCO 

118 

70 

05 02—676 


38 

Beitrag des Bundes an den Ständigen Schiedshof in Den 
Haag 

5 

5 

05 02—677 


39 

Beitrag des Bundes an das West-Ost-Handelssekretariat 
in Paris 

6 

5 

05 02—679 


40 

Beiträge an internationale Organisationen, und zwar: 

a) an das Internationale Statistische Institut in Den Haag 

b) Beitrag an das Internationale Institut für Verwaltungs- 

2 

20 

2 

12 




wissenschaften in Brüssel 




c) an die Europäische Organisation für photogramme- 

12 

12 




trische experimentelle Untersuchungen in Delft 




d) zur Welt-Gesundheits-Organisation 

1 535 

1 270 




e) zu den Kosten der internationalen Rauschgiftkontrolle 

73 

72 




f) an die Union Internationale des Organismes Familiaux 

5 

5 




g) zur Internationalen Kriminalpolizeilichen Kommission 

h) Beitrag zu der Internationalen Kommission für das 

32 

31 




Personenstandswesen in Den Haag 

4 

— 

06 02—675 


41 

Beiträge an deutsche Vereine und Gesellschaften sowie 
an internationale Organisationen 

1 

1 

06 25—675 


42 

Beiträge an internationale Organisationen des Rechts- 
Wesens 

167 

6 

07 01—675 

07 01—953 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung j 

Betrag ^ 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 1 

5 

6 


44 

Beiträge des Finanzministeriums an internationale Orga- 
nisationen 

225 

225 

08 01—675 



(Kostenanteil des Bundes für den Rat für die Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Zollwesens) 





45 

Beiträge des Wirtschaftsministeriums an internationale 
Organisationen 

180 

178 

09 02—675 


46 

Beiträge des Ernährungsministeriums an Internationale 
Organisationen 

1 783 

1 631 

10 02—675 


47 

Jahresbeitrag an den Internationalen Verband forstlicher 
Forschungsanstalten in Zürich 

1 

1 

10 13—675 


48 

Beiträge an Internationale Organisationen (Bundes- 
minister für Arbeit) 

1 400 

1 500 

11 01—675 


49 

Beitrag des Verkehrsministeriums an die Zentralkommis- 
sion für die Rheinschiffahrt 

54 

54 

12 02—610 


50 

Beitrag an das Zentralamt für den internationalen Eisen- 
bahnverkehr in Bern 

228 

82 

12 02—611 


51 1 

Beitrag an den Internationalen Ständigen Verband der 
Straßenkongresse in Paris 

3 

3 

12 02—612 

i 

52 i 

Beitrag an den Internationalen Ständigen Verband der 
Schiffahrtskongresse in Brüssel und Geschäftsführung der 
Abt. Deutschland im Verband 

10 

10 

12 02—613 


53 

Beiträge des Verkehrsministeriums an deutsche Vereine i 
und Gesellschaften sowie an internationale Organisa- 
tionen 1 

2 i 

2 

12 02—675 


54 

Beitrag für das Internationale Hydrographische Büro in i 
Monaco 

20 j 

17 

12 09—675 


55 

Beiträge des Deutschen Wetterdienstes in Frankfurt 
(Main) für meteorologische Organisationen 

77 

67 

12 14—675 


56 

Beiträge des Bundesministeriums für Wohnungsbau an 
deutsche Vereine und Gesellschaften sowie an inter- 
nationale Organisationen 

7 1 

14 

25 02—675 


57 

Beitrag des Bundes an den Europarat 

1 680 j 

1 950 

50 02—675 



Ausländer in Deutschland 





58 

Zur Förderung des Studiums von Ausländern an den ' 
deutschen Hochschulen 

300 

300 

06 02—624 


59 

Ausrüstung der Arbeitsplätze für auswärtige Gelehrte 
und Studierende, für Veranstaltung von Lehrkursen und ' 
für Vergütungen für auswärtige Lehr- und Aushilfskräfte 
bei der Biologischen Anstalt Helgoland 

1 

1 

1 

10 12—405 

1 

60 

Zuschuß zur Förderung des Ausländerreiseverkehrs in 
Deutschland 

4 320 

4 320 

12 02—601 

1 

61 

Zuwendungen zur Betreuung der heimatlosen Ausländer 

100 

100 

26 01—603 



Summe. . . . 

63 900 



D3 ■ 

i 


Sonstige Auslandsbeziehungen 






Betreuung der deutschen Vertretungen, 
Organisationen und Einzelpersonen im Ausland 





1 

Postgebühren für Pressefunksendungen an die deutschen 
Auslandsvertretungen 

250 

300 

04 03—305 


2 

Sonderaufträge auf dem Gebiete der Verwaltung der 
Zentrale des Auswärtigen Amts 

70 

55 

05 01—326 


3 

Kosten der Kommissionen, Delegationen und internatio- 
nalen Konferenzen, sofern die deutsche Vertretung vom 
Auswärtigen Amt geführt wird 

550 

400 

05 02—307 


4 

Einweisung in die Aufgaben von Beamten und Ange- 
stellten aller Bundesministerien, die zur Verwendung bei 
internationalen und supranationalen Organisationen vor- 
gesehen sind 

50 

— 

05 02—312 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


5 

Amtliche Ausgaben bei den Wahlkonsulaten nach § 4 
Abs. 2 bis 4 der Verordnung über die Rechtsverhältnisse 
der Wahlkonsuln vom 8. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 764) 
sowie Vergütungen 

400 

600 

05 03—322 


6 

Kosten der besonderen Paß- und Sichtvermerkstellen 
i sowie sonstiger nichtplanmäßiger Dienststellen 

1 400 

1 390 

05 03—325 



Summe. . . . 

i 

2 720 

1 


D4 


Herbeiführung und Sicherung einer dauerhaften 
Ordnung in Europa 






Europäisdie Einigung 





1 

Kosten der Delegationen für die Verhandlungen über die 
Europäische Einigung einschließlich der Kosten für das 
Konferenzsekretariat in Bonn und das Delegationssekre- 
tariat in Paris 

1 000 

1 000 

05 01—957 


2 

Kosten der deutschen Beteiligung am Schiedsgerichtshof 
und an der Gemischten Kommission nach dem Londoner 
Schuldenabkommen 

210 

200 

05 01—967 


3 

Außenpolitische Ausarbeitungen (Osteuropa) 

50 

1 

05 01—970 


4 

Seminar für Angehörige der Mitgliedstaaten der West- 
europäischen Union 

50 

! 

j 

06 02—312 



Europarat 


! 

1 

i , 



5 

Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum Wieder- 
eingliederungsfonds des Europarats (Schneiter-Plan) .... 

7 700 

1 

40 04—950 


6 

Teilnahme an den Tagungen des Ministerausschusses des 
Europarates und an den Tagungen der Ministerberatungen 

30 

30 

50 02—300 


7 

Teilnahme von deutschen Sachverständigen an den Aus- 
schußsitzungen des Europarats, soweit sie nicht von der 
Verwaltung des Europarats übernommen werden 

20 

20 

50 02—301 


8 

Zuschuß an den Deutschen Rat der Europäischen Be- 
wegung für den Beitrag an den Internationalen Rat als 
Dachorganisation der Europäischen Bewegung 

35 

50 

50 02—609 


9 

Zuschuß zu den Personal- und Sach- und allgemeinen 
Ausgaben des Deutschen Rats der Europäischen Be- 
wegung 

96 

^ 96 

50 02—610 


10 

Zuschuß zu den Kosten des Europa-Kollegs in Brügge . . 

39 

’ 39 

50 02—611 

! 


Summe .... 

9 230 





Abschnitt D zusammen, . . . 

j 

89 164 





Abschnitt E 






öffentliche Sicherheit und 'Ordnung 




E 1 


Verfassung und Verfassungsschutz 





1 

Methodische Untersuchungen und Tagungen über Grund- 
lagen der staatsbürgerlichen Erziehung 

134 

144 

06 02—632 


2 

Für Zwecke des Verfassungsschutzes 

4 350 

4 400 

06 09—300 



Summe .... | 

4 484 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 ' 

4 

5 

6 

E 2 


Raumforsdiung und Raumordnung 





1 

Forschungsaufgaben des Instituts für Raumforschung in 
Bad Godesberg 

138 

138 

06 14—300 


2 

Kosten des Wissenschaftlichen Rates des Instituts für 
Raumforschung in Bad Godesberg 

1 

1 

06 14—303 


3 

Überarbeitung von Wasserstraßenplänen aus älteren 
Vorarbeiten zur Gewinnung zuverlässiger Unterlagen für 
die Raumforschung und für Verhandlungen der Binnen- 
wasserstraßenverwaltung 

65 

10 

12 03—308 



Landesaufnahme und Kartographie 





4 

Ausgaben der Druckerei der Außenstelle Berlin des 
Instituts für Angewandte Geodäsie 

36 

35 

06 16—300 


5 

Kosten des drucktechnischen Betriebes und der Photo- 
grammetrie der Hauptabteilung in Frankfurt (Main) des 
Instituts für Angewandte Geodäsie 

120 

120 

06 16—303 


6 

Kosten der Herstellung von Sicherungsastralonen und 
Kreidedrucken beim Institut für Angewandte Geodäsie . 

12 

12 ; 

06 16—950 


7 

Durchführung von Aufträgen der Bundesdienststellen 
durch die Bundesanstalt für Landeskunde in Reniagen . , 

23 

21 

06 17—300 


8 

Kosten des wissenschaftlichen Beirates der Bundesanstalt 
für Landeskunde in Remagen 

1 

1 

06 17—307 



Sicherungsgruppe des Bundeskriminalamtes 





9 

Pauschales Bewegungsgeld und Sonderzulagen für die 
Angehörigen der Sicherungsgruppe des Bundeskriminal- 
amtes in Wiesbaden 

234 

194 

06 10—300 


10 

Für vorbeugende Verbrechensbekämpfung des Bundes- 
kriminalamtes in Wiesbaden 

25 

14 

06 10—301 


11 

Pauschale Fahndungskosten für die Vollzugsbeamten des 
Bundeskriminalamtes in Wiesbaden 

41 

37 

06 10—305 


12 

Kosten für Erstellung und Versand der Fahndungshilfs- 
mittel des Bundeskriminalamtes in Wiesbaden 

1 498 

1 124 

06 10—309 


13 

Waffen, Munition, Gerät, Material usw 

131 

112 

06 10—302, 
303, 304, 307, 
308, 310 



Bereitschaftspolizeien der Länder 





14 

Sanitätsausrüstung 

52 

18 

06 24—304, 
876 


15 

Waffen, Fahrzeuge, Fahrräder und Gerät 

9 237 

5 217 

06 24—305, 
311, 850, 860 

06 24—877 


16 

Fernmeldegerät 

1 480 

730 

. 06 24—880, 
312 


17 

Dienstvorschriften 

25 

25 

06 24—881 


3a 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 
Tausend DM 

Betrag 
für 1955 
Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



Technisches Hilfswerk 





18 

Entschädigungen, Auslagenersatz und sonstige Leistungen 
an neben- und ehrenamtliche Mitarbeiter des Technischen 
Hilfswerks 

350 

262 

06 19—300, 
301 


19 

Ausbildung und Fortbildung der freiwilligen Helfer .... 

650 

570 

06 19—302 


20 

Werbung und Aufklärung 

80 

90 

06 19—303 


21 

Unfall- und Haftpflichtversicherung für Angehörige des 
Technischen Hilfswerks 

39 

38 

06 19—304 


22 

23 

Arbeitsmaschinen, Geräte und sonstige Anlagen 

Einsatz des Technischen Hilfswerks in Sonderfällen — 
Katastropheneinsatz • — 

145 

20 

142 

20 

06 19—306, 
307, 950, 951 

06 19—308 


24 

Beschaffung von Arbeits- und Schutzkleidung 

250 

300 

06 19—952 



Summe .... 

14 653 



E3 


öffentliche Dienste (Wetterdienst, Windstau- 
und Sturmflutwarndienst, Eisdienst, Zeitdienst, 
Seewarn- und -nachrichtendienst), Unfallver- 
hütung, Katastrophenhilfe 





1 

öffentliche Dienste des Deutschen Hydrographischen 
Instituts in Hamburg 

145 

120 

12 09—301 


2 

Kosten des Hollerithverfahrens des Deutschen Wetter- 
dienstes in Frankfurt (Main) 

125 

HO 

12 14—300 


3 

Vergütungen für nebenamtliche Beobachter und Werk- 
vertragskräfte des Deutschen Wetterdienstes in Frank- 
furt (Main) 

508 

510 

12 14—301 


4 

Beschaffung und Unterhaltung der Beobachtungsinstru- 
mente und Geräte des Deutschen Wetterdienstes in 
Frankfurt (Main) ; 

245 

200 

12 14—303 


5 

Beschaffung und Unterhaltung der technischen Hilfsmittel 
des Deutschen Wetterdienstes in Frankfurt (Main) .... 

230 

230 

12 14—304 


6 

Kosten der Radiosondenaufstiege und Höhenwindmes- 
sungen des Deutschen Wetterdienstes in Frankfurt (Main) 

1 293 

1 250 

12 14—306 


7 

Betriebsausgaben der Agrarmeteorologischen Stationen 
des Deutschen Wetterdienstes in Frankfurt (Main) 

9 

8 

12 14—400 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

■ 6 



V erkehrsdisziplin, Unf allverhütungr 

Katastrophenhilfe 





8 

Zuschüsse an 






a) den Deutschen Arbeitsring für Lärmbekämpfung .... 

25 

— 




b) die Fachgruppe Staubtechnik des Vereins Deutscher 
Ingenieure 

25 

— 

11 01—604 


9 

Kosten, die dem Bund aus der Ausführung des Seeunfall- 
Untersuchungsgesetzes erwachsen 

46 

44 

12 02—304 


10 

Beitrag an die Bundesverkehrswacht e. V 

50 

57 

12 02—605 


11 

Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit und der 
Geräuschbekämpfung im Straßenverkehr 

290 

250 

12 12—600 


12 

Aufklärung und Erziehungsmaßnahmen zur Bekämpfung 
der Verkehrsunfälle 

750 

510 

12 12—601 


13 

Abstimmung der Kartei des Kraftfahrt-Bundesamts mit 
den Zulassungsstellen 

94 

89 

12 12—950 


14 

Ergänzung und Unterhaltung der Geräte für Flugsiche- 
rung, Unfalluntersuchung, Such- und Rettungsdienst .... 

5 

5 

12 16—400 


15 

Ausgaben im Zusammenhang mit Flugzeugunfällen 

24 

30 

12 16—403 


16 

Ausgaben im Zusammenhang mit Übungseinsätzen im 
Such- und Rettungsdienst und Unterweisung der Sachver- 
ständigen für Unfalluntersuchung 

9 


12 16—404 



Summe. . . . 

3 873 



E4 


Bundesgrenzschutz 





1 

Verpflegungskosten 

391 

115 

06 25—302 


2 

Bekleidung und Ausrüstung 

8 399 

9 585 

06 25—303, 






304, 874 


3 

Sanitäts- und Veterinärwesen 

1 554 

1 804 

06 25—305, 






306 


4 

Aus- und Fortbildung, Betreuung 

• 3 374 

3 815 

06 25—307, 
313, 314, 316 






06 26—307 


5 

Waffen, Gerät, Fahrzeuge und Fahrräder 

43 4'69 

28 328 

06 25—309, 
311, 317, 850, 
860, 865, 877 


6 

Munition 

8 195 

5 002 

Aß oc 1 n 



Uu Zd — JIU, 

878 


7 

Fernmeldewesen 

5 130 

4 300 

06 25—312, 






880 


8 

Fracht-, Transport-, Lagerkosten usw 

192 

126 

06 25—315, 






300 



Summe. . . , 

70 704 


06 26—315 



Abschnitt E zusammen. . . . 

93 714 
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Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

abschnitt 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



Abschnitt F 






Gesundheitswesen 




F 1 


Förderung volksgesundheitlicher Bestrebungen 





1 

Kosten des Bundesgesundheitsrates 

24 

24 

06 01—301 


2 

Unterstützung und Förderung der Arbeit des Deutschen 
Roten Kreuzes 

270 

270 

06 02—645 


3 

Förderung der volksgesundheitlichen Bestrebungen und 
der Bekämpfung menschlicher Krankheiten 

850 

670 

06 02—646 


4 

Beitrag an das Deutsche Zentralkomitee zur Bekämpfung 
der Tuberkulose 

100 

100 

' 06 02—647 


5 

Bekämpfung der Suchtgefahren und der mit diesen zu- 
sammenhängenden Gesundheitsschäden 

150 

150 

06 02—648 


6 

Beitrag zum Deutschen Gesundheits-Museum in Köln . . . 

139 

139 

06 02—649 


7 

Förderung des Blutspendewesens 

1 000 

1 000 

06 02—650 


8 

Beitrag des Bundes zu den Kosten des Internationalen 
Kongresses für Herz- und Lungenkrankheiten Köln 1956 

160 

— 

06 02—960 


9 

Zuschuß für den Neubau des Deutschen Gesundheits- 
museums in Köln 

500 

— 

06 02—961 


10 

Zusätzliche Verpflegung an Angestellte und Arbeiter, die 
mit infektiösem Material beschäftigt sind 

14 



06 11—308 



Summe .... 

3 207 



F2 


öffentliche Gesundheitspflege 





1 

Betrieb der Laboratorien des Bundesgesundheitsamtes in 
Koblenz 

240 

218 

06 11—300 


2 

Versuchstiere und Futtermittel des Bundesgesundheits- 
amtes 

98 

88 

06 11—301 


3 

Vorgutachten bei der Prüfung von Seren und Impfstoffen 



des Bundesgesundheitsamtes 

3 

3 

06 11—306 


4 

Durchführung von wissenschaftlichen Arbeiten des Max- 
von Pettenkofer-Instituts für den Bundesminister für Er- 






nährung, Landwirtschaft und Forsten 

50 

50 

06 11—307 


5 

Für die wissenschaftliche Bearbeitung des Deutschen 
Arzneibuches 

10 

10 

06 11—953 



Summe .... 

401 





Abschnitt F zusammen .... 

3 608 






47 — 



Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

abschnitt 

nungs- 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

Nr. 

Tausend DM 

Tausend DM 

1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



1 

Abschnitt G 






Jugend, Sport und Leibesübungen 




G 1 


Jugend 





1 

Einführung von Jugendgruppen in die Arbeit des 
Parlaments 

150 

150 

02 01—308 


2 

Einführung von Besudiergruppen in die gesetzgeberische 
Arbeit des Bundesrates 

10 

10 

03 01—303 


3 

Zuschüsse an die UNESCO-Institute für Jugend, Päda- 
gogik und für Sozialwissenschaften 

240 

240 

06 02—644 


4 

Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet der Jugend- 
wohlfahrt 






a) im Rahmen des Bundesjugendplanes 

30 000 

29 600 




b) für Ferienerholung für Kinder und Jugendliche 

3 000 

3 000 

06 02—661 


5 

Für die Sacharbeit der Bundesprüfstelle für jugend- 
gefährdende Schriften in Bonn 

4 

— 

06 31—300 



Summe . , . , 

33 404 



G2 


Sport und Leibesübungen 





1 

Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiete des Sports und 
der Leibesübungen 

900 

900 

06 02—662 


2 

Unterricht und Lehrgänge sowie sportliche Ausbildung 
für die Vollzugsbeamten des Bundeskriminalamtes in 
Wiesbaden 

6 

5 

06 10—306 


3 

Sport und Leibesübungen des Bundesgrenzschutzes 



06 25—301 



und des Zollgrenzdienstes 

150 

184 

08 04—301 


4 

Zuschuß an die Nürburgring G. m. b. H 

250 

96 

12 02—616 


5 

Beitrag für den Deutschen Aero-Club 

125 

125 

12 02—618 



Summe .... 

1 431 





Abschnitt G zusammen. . , . 

34 835 





Abschnitt H 






Soziale Leistungen 






(nicht identisch mit dem sogenannten Sozialhaushalt) 




H 1 


Fürsorge 






Förderung der Arbeits-, Lohn- und Gesundheitsver- 
hältnisse von Arbeitnehmern und ihrer Familien- 
angehörigen 





1 

Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiete der Fürsorge 

4 750 

9 500 

06 02—660 


2 

Für die Marburger Blindenstudienanstalt und andere 
bundeswichtige Einrichtungen der Blinden-, Schwer- 
beschädigten und Krüppelfürsorge 

464 

464 

06 02—663 


3 

Einmaliger Zuschuß für die Ausstattung der Heime des 
Müttergenesungswerkes 

1 000 

1 000 

06 02—959 


4 

Unterstützung und Förderung der Arbeits-, Lohn- und 
Gesundheitsverhältnisse von Arbeitnehmern einschließ- 


i 




lich der Unterstützung von Einrichtungen zur Unter- 
suchung und Verhütung von Unfallgefahren, der Mit- 
glieds- und Unkostenbeiträge zu Organisationen, Ver- 
bänden, Ausschüssen usw., die auf dem Gebiete des 
Arbeitsschutzes tätig sind 

200 

100 

11 01—601 



Summe .... 

6 414 
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Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

ab schnitt 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


I 

2 

3 

4 

5 

6 

H2 


Arbeitslosenhilfe 





1 

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 

515 000 

700 000 

11 11—300 

H3 


Arbeitsbeschaffung 

S. f. s. 





Arbeitsaufnahme und berufliche Bildungsmaßnah- 
men, Kindergeld, Unterstützung und Berufsfürsorge 
für Heimkehrer 





1 

Förderung der Arbeitsaufnahme und beruflicher Bildungs- 
maßnahmen für Arbeitslosenunterstützungsempfänger . . 

4 500 

5 000 

11 11—301 


2 

Unterstützung und Berufsfürsorge für Heimkehrer 

4 070 

4 000 

11 11—302 


3 

Pauschalabgeltung der persönlichen und sächlichen Ver- 
waltungsausgaben der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung für die Durchführung 
der Arbeitslosenfürsorge 

21 140 

28 840 

• 11 11—303 


4 

Kindergeld 

13 500 

21 000 

11 11—304 


5 

Darlehen (Grund und verstärkte Förderung) für Arbeits- 






beschaffungsmaßnahmen für Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützungs-Empfänger an Gebietskörperschaften und Unter- 






nehmen 

20 000 

20 000 

11 11—530 






bis 533 


6 

Förderung der Arbeitsaufnahme und beruflicher Bil- 
dungsmaßnahmen für Arbeitslosenfürsorgeunterstützungs- 






Empfänger 

1 000 

1 500 

11 11—535 


7 

Darlehen zur Förderung der Arbeitsaufnahme und der 
beruflichen Bildungsmaßnahmen der Heimkehrer 

5 

5 

11 11—536 


8 

Zuschüsse (Grundförderung) für Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen für Arbeitslosenfürsorgeunterstützungs-Empfän- 
ger an Gebietskörperschaften und Unternehmen 

28 000 ; 

67 500 

11 11—600 






bis 603 



Summe .... 

92 215 



H4 


Altersfürsorge 






Ausgleich von Härten 





1 

Zuschuß zum Ausgleich von Härten im Rahmen der be- 
trieblichen Altersfürsorge 

7 000 

10 000 

11 12—600 



Summe .... 

S. f. s. 



H5 


Sozialfürsorge 






Rentenversicherung, Steigerungsbeträge, Rentenzu- 
lagen, knappschaftliche Renten- und Krankenver- 
sicherung, Fremdrenten, Erstattung der Aufwendun- 
gen für Krankenhilfe an Heimkehrer, Tuberkulose- 
bekämpfung, Unfallversicherung, Leistungen auf 
Grund des Muttersdiutzgesetzes 





i 

Grundbeträge in der Rentenversicherung der Arbeiter . . 

685 500 

662 000 

11 13—600 


2 

Grundbeträge in der knappschaftlichen Rentenversiche- 
nmn 

76 200 

71 300 

11 13—601 


3 

Zuschüsse an die knappschaftliche Krankenversicherung . 

29 000 

28 000 

11 13—603 


4 

Erstattung der Mehraufwendungen von Sozialversiche- 
rungsträgern an Verfolgte des Nationalsozialismus 

800 

1 000 

11 13—604 


5 

Fremdrenten 

428 000 

428 000 

11 13—605 
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Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

absdinitt 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1 955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 


6 

Erstattung der Aufwendungen für die Krankenhilfe an 
Heimkehrer 

4 000 

2 000 

11 13—606 


7 

Erstattung der Aufwendungen für die Gewährung von 
Steigerungsbeträgen in der Rentenversicherung für die 
Zeit der Zivilinternierung 

150 

200 

1 11 13—607 


8 

Zuschuß zu den Aufwendungen der Sozialversicherungs- 
träger für die Tuberkulosebekämpfung 

56 500 

56 500 

11 13—608 


9 

j 

Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung für ehemalige 
Reichsbetriebe, für Betriebe der britischen Zone und des 
früheren Vereinigten Wirtschaftsgebietes, für Bundes- 
betriebe der Bundesrepublik Deutschland und für die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung sowie für die Unfallversicherung der 
Arbeitslosen 

8 000 

8 000 

11 13—609 


10 

Erstattung der Leistungen der Träger in der gesetzlichen 
Krankenversicherung auf Grund des Mutterschutzgesetzes 

40 000 

35 000 

11 13—610 


11 

Erstattung der Rentenzulagen an die Träger der gesetz- 
lichen Rentenversicherung einschließlich Berlin 

1 045 000 

987 000 

11 13—611 


12 

Teuerungszulagen für Empfänger von Sozialversiche- 
rungsrenten 

20 000 

20 000 

11 13—613 


13 

Erstattung der Aufwendungen der Sozialversicherungs- 
träger für Ausgleichsbeträge an die im Bundesgebiet 
wohnenden Berechtigten saarländischer Sozialversiche- 
rungsträger 

300 

470 

11 13—614 


14 

Erstattung der Aufwendungen nach dem Grundbetrags- 
erhöhungsgesetz an die Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung 

367 000 

357 000 

11 13—617 


15 

Erstattung von Aufwendungen nach dem Renten-Mehr- 
betrags-Gesetz 

308 000 

156 000 

11 13—618 



Summe. . . . 

3 068 450 



H6 


Kriegsfolgeleistungen 






Kriegsgefangene^ Gefallene und Hinterbliebene 





1 

Erstattung der dem Internationalen Roten Kreuz bei der 
Betreuung deutscher Kriegsgefangener nach der Kapi- 






tulation entstandenen Kosten 

1 221 

1 221 

05 02—310 


2 

Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 

Nr. 3 bis 5 hier nur nachrichtlich, da die Ansätze auf S. 18 
(Verteidigung) bei Ordnungs-Nr. 5 bis 7 ausgebracht sind. 

5 000 

9 000 

40 09—305 


3 

Entschädigungsleistungen nach dem Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetz 





40 10—300 


4 

Darlehn zum Aufbau oder zur Sicherung der wirtschaft- 
lichen Existenz sowie zur Beschaffung von Wohnraum 
(einschl. der Verwaltungskosten der Geldinstitute) 



40 10—530 


5 

i 

1 

Beihilfen an ehemalige Kriegsgefangene zur Beschaffung 
von Hausrat 

— 

— 

40 10—600 



Kriegsgräber, Angehörige der Gefallenen 





6 

Aufwendungen für Kriegsgräber 

8 128 

9 240 

06 02 — 301 






7 

Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die Benach- 
richtigung der nächsten Angehörigen von Gefallenen der 
ehern, deutschen Wehrmacht in Berlin- Wittenau (Wehr- 
machtauskunftstelle) 

5 124 ; 

4 920 

06 02—601 



Summe.... 

19 473 
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Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

absdinitt 

nurigs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

H7 


Vertriebene, Flüchtlinge, Kriegsgeschädigte 






Erfassung 





1 

Zuschüsse an Organisationen und Verbände, die der 
Eingliederung der Vertriebenen, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigten dienen 

280 

300 

26 01—600 


2 

Zuschüsse zur Erhaltung und Auswertung des kulturellen 
Heimaterbes der Heimatvertriebenen und zur Förderung 






der kulturellen Bestrebungen der Flüchtlinge 

800 

800 

26 01—601 


3 

Zuwendungen für die Erfüllung von Suchdienstaufgaben 
und die dokumentarische Erfassung der deutschen Kriegs- 
gefangenen, der Wehrmachtvermißten, der Zivilver- 
schleppten, der Zivilgefangenen und der vermißten 
Heimatvertriebenen 

4 506 

4 505 

26 01—602 


4 

Finanzierung des Internationalen Suchdienstes in Arolsen 

1 700 

— 

26 01—675 


5 

Gesamterhebung zur Klärung des Schicksals der ehe- 
maligen deutschen Bevölkerung in den Vertreibungs- 
gebieten 

1 500 

1 500 

26 01—950 


6 

Einrichtung und Unterhaltung besonderer Auswertungs- 
Stellen in den Flüchtlingslagern sowie Förderung der 
Hiifsarbeit von Flüchtlingsorganisationen' 

446 

446 

27 01—301 



Studienförderung, Umschuldung von Betrieben 





7 

Studienförderung von Fiüchtlingsstudenten 

1 100 

1 100 

06 02—625 


8 

Zuschuß zur Zinsverbilligung bei der Umschuldung von 
Krediten von Vertriebenen- und Flüchtlings-Betrieben . . 

2 000 

— 

09 02—954 



Summe. . . . 

12 332 

— . 


H8 


Kriegsfolgenhilfeaufwendungen 






Zuschüsse, Fürsorgekosten 





1 

Kosten des Bundesausschusses der Kriegsgeschädigten- 
und Kriegshinterbiiebenenfürsorge 

15 

14 

06 01—303 


2 

Zuschuß an die Evangelische und die Katholische Kirche 






sowie an Freikirchen, die am 8. Mai 1945 öffentlich-recht- 
liche Körperschaften waren, für die Versorgung der 
heimatvertriebenen und sonstigen verdrängten versor- 
gungsberechtigten Seelsorger, Kirchenbeamten, Kirchen- 
angestellten sowie ihrer Hinterbliebenen 

2 680 

3 680 

06 02—608 


3 

Entschädigung an ehemalige Bedienstete jüdischer Ge- 
rn • 

16 200 

12 100 

06 02—609 

06 02—613 


4 

Zuschuß an die Stiftung „Hilfswerk 20. Juli 1944" 

380 

384 


5 

Betreuung überlebender Opfer von Menschenversuchen 

200 

200 

08 01—300 


6 

Zuwendung an die Gesellschaft für Sozialen Fortschritt 
e. V., Bonn 

5 

— 

08 01—601 


7 

Kosten der sozialen Fürsorge für Kriegsbeschädigte und 
Kriegshinterbliebene 

47 000 

42 600 

40 03—306 



(Sonderfürsorge für Kriegsblinde, Ohnhänder, Hirnver- 
letzte usw,, Erziehungsbeihilfen) 





8 

Kosten der individuellen Fürsorge (außer Sowjetzonen- 
flüchtlinge) 

361 718 

380 755 

40 03—300 



(Erziehungsbeihilfen; Erholungsfürsorge für Mütter, Kin- 
der und Jugendliche und die Gesundheitsfürsorge für 






Tbc- und Geschlechtskranke) 





9 

Kosten der individuellen Fürsorge für Zugewanderte aus 
der sowjetischen Besatzungszone und der Stadt Berlin . . 

83 000 

83 000 

40 03—305 




— 51 — 



Orcl- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

abschnitt 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 

1 

2 

3 

4 

' 5 

6 



Rückführung 





10 

Kosten der Grenzdurchgangslager und Notaufnahmelager 
(Gießen, Uelzen und Berlin) 

41 436 

43 616 

40 03—301 


11 

Kosten der sonstigen Durchgangs- und Wohnlager 

112 662 

118 591 

40 03—302 


12 

Kosten der Rückführung von Evakuierten 

910 

957 

40 03—304 


13 

Kosten der Fürsorge im Ausland und der Rückführung 
von Deutschen 

1 300 

950 

40 03—307 



Umsiedlung und Auswanderung Deutscher ins 
Ausland 





14 

Zuschüsse für gemeinnützige Einrichtungen auf dem Ge- 
biet des Auswanderungswesens 

140 

1 180 

06 02—605 


15 

Kosten der Umsiedlung von Heimatvertriebenen 

15 724 

16 551 

40 04—300 


16 

Kosten der Auswanderung von Kriegsfolgehilfeempfänger 

3 084 

3 246 

40 04—301 


17 

Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zu den Ver- 
waltungskosten des Zwischenstaatlichen Komitees für 
Europäische Auswanderung (ICEM) 

903 

891 

40 04—302 


18 

Zuschuß zu den Verwaltungskosten der von dem Zwischen- 
staatlichen Komitee für Europäische Auswanderung 
(ICEM) unterhaltenen Verbindungsstelle bei der deutschen 
Bundesregierung 

12 

12 

40 04—303 


19 

Beiträge zu den Passagekosten der Auswanderer, die von 
dem Zwischenstaatlichen Komitee für Europäische Aus- 






Wanderung (ICEM) nach Übersee befördert werden .... 

5 046 

5 046 

40 04—304 



Summe. . . . 

692 415 



H9 


Sonstige Leistungen 





1 

Leistungen auf Grund der Rechtsvorschriften über die 
Rückerstattung feststellbarer Vermögenswerte 

150 000 

30 000 

08 04—350 


2 

Leistungen auf Grund der §§ 7 und und 8 des Zweiten 
Überleitungsgesetzes 

900 

1 000 1 

08 04—351 


3 

Leistungen des Bundes zur Abgeltung von Mietbeihilfen 

13 000 

15 000 

40 03—320 


4 

Leistungen nach dem Gesetz über Hilfsmaßnahmen für 
Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland und Berlins (West) 
in Gewahrsam genommen wurden vom 6. August 1955 
(Bundesgesetzbl. I S 498) 

5 000 


40 09—306 



Summe .... 

168 900 



H 10 


Kriegsopferversorgung 






Bezüge, Heilfürsorge, Berufsfürsorge 





1 

Darlehen im Rahmen der Berufsfürsorge für Kriegs- 
beschädigte und Kriegshinterbliebene 

3 000 



40 03—531 


2 

Versorgungsbezüge 

2 678 000 

2 797 000 ! 

40 09—300 



(für Kriegsbeschädigte, Kriegshinterbliebene, ihnen gleich- 
gestellte Personen und für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen, Beschädigte, Witwen, Waisen, Elternteile, 
Elternpaare) 





3 

Einmalige Unterstützungen in der Kriegsopferversorgung 

13 500 

15 000 

40 09—302 


4 

Kosten für Heilbehandlung der Versorgungsberechtigten 
und damit zusammenhängende Ausgaben 

225 000 

230 000 

40 09—303 


5 

Erstattung an die Rentenversicherungsträger nach § 90 
des Bundesversorgungsgesetzes 

432 000 

368 000 

40 09—304 
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1 Jntfir- 

Ord- 


Betrag 

1 

Betrag 

Fundstelle im 

abschnitt 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 


6 

Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 

5 000 

9 000 

40 09—305 


7 

Zur Verstärkung der Mittel bei dem vorgenannten 
Kap. 40 09 Tit. 300, 303, 305 und 306 

. 140 000 



40 09—308 


8 

Zuschüsse für Anstalten, Einrichtungen und Organisa- 
tionen, deren Bestrebungen der Heilfürsorge für Kriegs- 
beschädigte dienen 

400 

340 

40 09—650 



(Hirnverletztenforschung, Kriegsblindenforschung, Tuber- 
kulosebehandlung, Versehrtenleibesübungen, Neukon- 
struktionen orthopädischer Hilfsmittel, Kunstarme, Kunst- 
beine, Ausgleichssport.) 





9 

Zuschuß für die Stiftung „Invalidenhaus Berlin" in Berlin- 
Frohnau 

100 

120 

40 09—651 



Mietvergünstigungen 






Fachliche Fortbildung im Versorgungs wesen 





10 

Zuschüsse zur fachlichen Fortbildung der Beamten und 
Angestellten einschließlich Schrifttum und Reisekosten . 

250 

220 

40 09—652 


11 

Zuschüsse zur fachlichen Fortbildung der im Versor- 
gungswesen tätigen Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und 
des ärztlichen Hilfspersonals einschließlich Schrifttum 
und Reisekosten 

220 

200 

40 09—653 



Summe .... 

3 497 470 



Hll 


Lastenausgleich 





1 

Vom Bund zu tragende Verwaltungskosten, die sich aus 
der Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes ergeben 

10 869 

7 633 

08 05—300 


2 

Vom Bund zu erstattende Verwaltungskosten, die sich 
aus der Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes er- 






geben 

117 500 

95 000 

08 05—301 


3 

Abführung von Ausgleichsabgaben an den Lastenaus- 
gleichsfonds 

2 165 000 

2 020 000 

40 05—300 


4 

Zuschuß an den Ausgleichsfonds 

146 667 

168317 

40 06—600 


5 

Verstärkung des Härtefonds im Lastenausgleich 

70 000 

50 000 

A 40 03—530 



(zur Gewährung von Darlehen und Beihilfen an Sowjet- 
zonenflüchtlinge und sonstige Geschädigte im Sinne des 
§ 301 des Lastenausgleichsgesetzes) 






Summe. ... 

2 510 036 





Abschnitt H zusammen. . . . 

10 589 705 





Nachrichtlich: 

Heimkehrerentschädigungen 

363 000 





Abschnitt J 






Wiedergutmachung; Entschädigungen, 






Politische Schulden 




J 1 


Bekämpfung des Rassenhasses 






Wiederherstellung jüdischer Friedhöfe 





1 

Zuschuß für Bestrebungen zur Bekämpfung des Rassen- ^ 
hasses, insbesondere für christlich-jüdische Zusammen- 
arbeit 

96 

96 

06 02—642 

06 02—643 


2 

Beteiligung an der Wiederherstellung jüdischer Friedhöfe 

192 

192 




288 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

J2 


Politische Schulden 





1 

Verzinsung und Tilgung der durch das Abkommen mit 
der Schweiz vom 26. August 1952 geregelten Verbindlich- 
keiten (ohne die Verbindlichkeiten für Investitions- 
zwecke) 

24 000 


32 09—680 


2 

Wiedergutmachung an Israel 

250 000 

309 995 

32 09—681 


3 

Tilgung der durch das Abkommen mit der Schweiz vom 
26. August 1952 geregelten Verbindlichkeiten für Investi- 






tionszwecke 

56 500 

54 748 

32 09—682 


4 

Leistungen des Bundes nach dem Gesetz zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden 

1 175 

400 

32 09—683 


5 

Leistung des Bundes nach dem Abkommen mit Irland 
vom 25. Juli 1954 

192 

190 

32 09—684 


6 

Erstattung der Aufwendungen für die Ausgleichsforde- 
rungen der verlagerten Deutschen Pfandbriefanstalt an 






die Länder 

1 186 

947 

32 09—685 


7 

Erstattung von Zahlungen an die Konversionskasse .... 

45 000 

50 000 

32 09—686 


8 

Erstattung von Zinsen und Tilgungsleistungen für Aus- 
gleichsforderungen aus der Umstellung überörtlicher 
Berliner Uraltguthaben 

3 960 

3 105 

32 09—687 



Summe. , . . 

382 013 



J3 


Entschädigungen 





1 

Entschädigungszahlungen auf Grund des Fünften Teiles 
des Vertrages zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen (Außere Restitution) 

25 000 


08 07—305 


2 

Leistungen des Bundes nach dem Bundesergänzungs- 
gesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsoziali- 
stischen Verfolgung 

400 000 

160 000 

60 04—311 


3 

Leistungen auf Grund des Gesetzes zur abschließenden 






Regelung durch den Krieg und den Zusammenbruch des 
Deutschen Reichs entstandener Schäden (Kriegsfolgen- 
schlußgesetz) 

150 000 

100 000 

60 04—315 


4 

Ausgleichszahlung an Belgien 

500 

— • 

60 04—951 



Summe .... 

575 500 





Abschnitt J zusammen .... 

957 801 





Abschnitt K 






Wohnungsbau und Siedlung 




K 1 


Wohnungsbau 





1 

Zuschuß an die Deutsche Bau- und Grundstücks-A.G. . . . 

2 000 

2 000 

08 04—601 



(Verwaltung des sogenannten Westvermögens mit rund 
5000 Wohnungen für Besatzungsangehörige aus der Zeit 
nach dem 1. Weltkriege) 





2 

Baudarlehen zur Beschaffung von Diensträumen in Bonn 

500 

500 

12 02—540 


3 

Grundsteuerbeihilfen gemäß § 29 des Grundsteuer- 
gesetzes 

17 500 

17 500 

25 02—600 


4 

Zuschüsse zur Förderung des Kleingarten- und Klein- 
siedlungswesens im zentralen Aufgabenbereich 

25 

25 

25 02—610 


5 

Zuschüsse, Beihilfen und andere Zuweisungen zur Förde- 
rung des Wohnungs- und Siedlungswesens im zentralen 






Aufgabenbereich 

340 

400 

25 02—612 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 
nung s- 
Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


6 

Beitrag zu den Kosten des Deutschen Bauzentrums e. V., 
Köln 

333 

367 

25 02—613 


7 

Zuschüsse an das Deutsche Volksheimstättenwerk e. V., 
Köln, an den Deutschen Verband für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumplanung e. V., Köln und an die 
Deutsche Akademie für Städtebau und Landesplanung 

80 


25 02—614 


8 

Erwerb von Beteiligungen an wohnungswirtschaftlichen 
Unternehmen des privaten Rechts (§ 48 RHO.) 

4 500 

6 500 

25 02—895 


9 

Überweisung des Aufkommens aus der Kohlenabgabe 
an die Treuhandstellen 

50 000 

100 000 

25 03—510 


10 

Darlehen zur sonstigen Förderung von Maßnahmen zu- 
gunsten des sozialen Wohnungsbaues 

52 199 

42 298 

25 03—533 


11 

Förderung von Versuchs- und Vergleichsbauten und zur 
Entwicklung neuer Bauarten, Bauverfahren und Bau- 
geräte für den Wohnungsbau und den baulichen Luft- 
schütz 

10 500 

12 500 

25 03—534 


12 

Zuschüsse, Beihilfen und andere Zuweisungen zur Förde- 
rung der Bauausführung von Versuchs- und Vergleichs- 
bauten für den Wohnungsbau und für den baulichen Luft- 
schutz sowie für die Entwicklung neuer Baustoffe, Bau- 
geräte, Bauarten und Bauverfahren einschließlich der an 
Bauten durchzuführenden Untersuchungen 

1 200 

2 400 

25 03—602 


13 

Zuschüsse zur Durchführung von Freilandversuchen in 
Holzkirchen (Oberbayern) 

100 

— 

25 03—604 


14 

Zuschüsse in Sonderfällen zur Förderung von Maß- 
nahmen zugunsten des sozialen Wohnungsbaues 

1 000 

1 000 

25 03 -606 


15 

Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz 

60 000 

60 000 

25 03—620 


16 

Darlehen zur Schaffung von Wohnraum für Verwaltungs- 
angehörige des Bundes (ausgenommen Bundesbahn und 
Bundespost und die deutschen Streitkräfte) 

6 184 

5 400 

25 03—830 


17 

Kosten zur Freimachung und Bereithaltung von Woh- 
nungen für Bundesbedienstete 

5 

— 

25 03—839 


18 

Darlehen für den mit öffentlichen Mitteln geförderten 
sozialen Wohnungsbau 

500 000 

500 000 

A 25 03—530 


19 

Darlehen an die Länder zur Finanzierung des Wohnungs- 
baues zugunsten von Flüchtlingen aus der sowjetisch 
besetzten Zone und dem sowjetisch besetzten Sektor 
Berlin i 

196 124 

150 000 

A 25 03—532 


20 

Darlehen für den mit öffentlichen Mitteln geförderten 
sozialen Wohnungsbau zugunsten der Umsiedlung von 
Land zu Land 

100 000 

100 000 

A 25 03—535 


21 

Darlehen zur Schaffung von Wohnraum für Verwaltungs- 
angehörige des Bundes (ausgenommen der Wohnungsbau 
für die Bundesbahn, die Bundespost und die deutschen 
Streitkräfte) 

46 800 

62 200 

A 25 03—830 


22 

Bundeseigener Wohnungsbau für Angehörige der Bundes- 
verwaltung 

1 048 

2 700 

A 25 03—832 



Summe. . . . 

■1 050 438 



K2 


Siedlung 





1 

Abwicklung von Siedlungsvorhaben, Entschädigungs- 
ansprüche der Reichsumsiedlungsgesellschaft 

400 

430 

08 04—952 


2 

Ansiedlungsbeiträge für die in Schleswig-Holstein errich- 
teten Finnenhaussiedlungen 

500 

1 000 

08 04—954 


3 

Vergütung an die Deutsche Landesrentenbank für die 
Verwaltung der Soforthilfemittel für die Flüchtlings- 
Siedlung 

903 

903 

10 01—308 


4 

Darlehen zur Förderung der ländlichen Siedlung 

100 770 

60 770 

10 02—531 


5 

Beihilfen zur Förderung der ländlichen Siedlung 

53 850 

33 850 

10 02—662 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 1 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


6 

Beteiligung an der Endfinanzierung des Arbeitsbeschaf- 
fungsprogramms 1949/1950 (ländliche Siedlung) 

12 000 


10 02—961 


7 

Erhöhung des Grundkapitals der Deutschen Landesrenten- 
bank und der Deutschen Siedlungsbank 

3 000 

3 000 

A 10 02—890 



Summe. . . , 

171 423 





Abschnitt K zusammen. . . . 

1 221 861 





Abschnitt L 






Subventionen und Vorratshaltung 




L 1 


Betriebsbeihilfen 





1 

Betriebsbeihilfe für versteuertes Gasöl an gewerbliche 
und sonstige Betriebe der allgemeinen Wirtschaft auf 
Grund des Verkehrsfinanzgesetzes vom 6. April 1955 .. 

9 724 

7 367 

09 02—952 


2 

Betriebsbeihilfe für die Fischerei zur Verbilligung von j 
Dieselkraftstoff 

3 360 

3 398 

10 02—952 


3 

Betriebsbeihilfe für die Landwirtschaft zur Verbilligung 
von Dieselkraftstoff 

36 086 

45 001 

10 02—953 


4 

Betriebsbeihilfe für die Hochsee-, Küsten und Binnen- 
schiffahrt zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 

18610 

16 000 

12 02—952 


5 

Betriebsbeihilfe für Verkehrsbetriebe zur Verbilligung 
von Gasöl zum Betrieb schienengebundener Fahrzeuge 

7 920 

5 654 

12 02—954 


6 

übergebietlicher Ausgleich gemäß § 12 Abs. 3 des Milch- 
und Fettgesetzes 

18 000 





Summe .... 

93 700 

17 000 

10 02—631 

L2 


Vorratshaltung, Subventionen und 

Preisausgleich 





1 

Zuschüsse an die Einfuhr- und Vorratsstellen für Ge- 
treide und Futtermittel, für Fette, für Schlachtvieh, Fleisch 
und Fleischerzeugnisse und an die Einfuhrstelie für 
Zucker 

180 273 

183 601 

10 02—620 


2 

Betriebsmittelzuweisungen an die Einfuhr- und Vorrats- 
stellen zur Beschaffung von Vorräten 

2 200 

6 000 

10 02—621 


3 

Marktstützung und Förderung des Fischabsatzes gemäß 
§§ 3 und 6 des Gesetzes über den Verkehr mit Fischen 
und Fischwaren (Fischgesetz) vom 31. August 1955 

a) Marktstützung 

b) Förderung des Fischabsatzes 

5 000 

1 000 

1 3 000 

10 02—676 


4 

Preisausgleich für eingeführtes Getreide, für eingeführten : 
Zucker sowie Gewährung einer Lieferprämie für Roggen 

51 300 

36 600 

10 02—951 


5 

Stützung der inländischen Flachs- und Hanfpreise 

2 500 

2 500 

10 02—954 


6 

Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für Darlehen zur 
Förderung vordringlicher agrar- und ernährungswirt- 
schaftlicher Maßnahmen 

31 460 

33 100 

10 02—956 


7 

Zuschuß zur Errichtung der Landmaschinenprüfstelle der 
Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft in Völkenrode . . 

18 

200 

10 02—959 


8 

Erstattung von Ausgleichs- und Unterschiedsbeträgen für 
Einfuhrgüter der Land- und Ernährungswirtschaft im 
Rahmen des Importausgleichsgesetzes sowie von Ge- 
bühren der Außenhandelsstelle 

9 300 

14 000 

10 02—960 



Summe .... 

283 051 





Abschnitt L zusammen .... 

376 751 




4 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 

1956 

I 

2 

3 

4 

5 

6 



Abschnitt M 






Verteidigung 




M 1 


a) militärische 





1 

Aufwand für deutsche Verteidigungsstreitkräfte und 
Verteidigungseinrichtungen 

8 767 742 

5 208 096 

14 01—300 


2 

Kosten des Personalgutachterausschusses für die Streit- 
kräfte 

1 280 

(864) 

01 03—950 


3 

Besatzungs- und Stationierungskosten 

2 826 082 

6 208 728 

35 02 bis 35 05 


4 

Verteidigungsaufwand der im unmittelbaren Zusammen- 
hang mit dem Aufenthalt nichtdeutscher Streitkräfte im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes steht sowie Be- 
satzungsfolgekosten Berlin 

425 400 

255 000 

35 11a und 35 11b 


5 

Entschädigungsleistungen nach dem Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetz 

318 000 

200 000 

A35 11a und A 35 11b 

40 10—300 


6 

Darlehen zum Aufbau oder zur Sicherung der wirtschaft- 
lichen Existenz sowie zur Beschaffung von Wohnraum 
für ehemalige Kriegsgefangene 

40 000 

45 000 

40 10—530 


7 

Beihilfen an ehemalige Kriegsgefangene zur Beschaf- 
fung von Hausrat 

5 000 1 

— 

40 10—600 



Summe .... 

12 383 504 





Nachrichtlich 






Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehr- 
macht 

433 593 

421 030 

33 08—150 bis 166 



Versorgung der Beamten der früheren Wehrmacht 

104 000 

104 000 

33 07 (im Gesamtauf- 
wand V. 787 767 000 DM 
enthalten) 



Bundesgrenzschutz 

208 385 

179 883 

06 25—101 bis 880 



Beschaffungen für den Bundesgrenzschutz 

1 555 

1 329 

06 26—101 bis 877 

M2 


b) zivile 






Luftschutz, Aufbau 





1 

Kosten für Erforschung, Entwicklung, Erprobung und Auf- 
klärung auf dem Gebiet des Luftschutzes 

1 200 

720 

06 20—600 


2 

Zuschüsse an zentrale Hilfsorganisationen für Mitwir- 
kung im zivilen Luftschutz und zur Vorbereitung allge- 
meiner Hilfsmaßnahmen bei Katastrophen 

4 400 

1 200 

06 20—601 


3 

Zuschuß an den Bundesluftschutzverband e. V. Köln .... 

4 000 

5 000 

06 20—602 


i 4 

Zuschuß zur Beschaffung von Luftschutzgerät — 2. Teil- 
betrag — 

30 000 

27 800 

06 20—603 


’ 5 

Zuschuß zu den laufenden Kosten für den Luftschutzhilfs- 
dienst 

2 000 



06 20—604 


* 6 

Zuschuß für ortsfeste Anlagen des Luftschutzhilfsdienstes 
— 2. Teilbetrag — 

7 500 

10 000 

06 20—605 


7 

Zuschuß zur Instandsetzung von Luftschutzbunkern und 
-Stollen und Bau öffentlicher Sammelschutzräume — 2. Teil- 
betrag — 

5 000 

10 000 

06 20—606 


8 

Beschaffung und Verwaltung der Arzneimittelreserve für 
Luftschutzzwecke — 2. Teilbetrag “ 

10 000 

16 000 

06 20—876 
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Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

ab schnitt 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

i 

1 


Luftschutzwarndienst 





9 

Laufende Kosten für den Luftschutzwarndienst 

2 610 

500 

06 21—300 


10 

Aufbau des Luftschutzwarndienstes 

— 

6 440 

06 21—950 



Verwaltungsausgaben 





11 

Lehrgänge 

240 

220 

06 22—300 


12 

Unterrichtsmaterial 

12 

10 

06 22—301 


13 

Versuchsmittel 

75 

10 

06 22—302 


14 

Mittel zur Bestreitung von Ausgaben bei der Erprobung 
von Geräten 

30 

30 

06 22—304 


15 

Technische Einrichtung der Bundesanstalt sowie erst- 
malige Beschaffung von technischem Unterrichtsmaterial 
(Prüf- und Mustereinriditungen) 

350 

250 

06 22—873 



Baulicher Luftschutz 





18 

Darlehen zur Vorbereitung und Errichtung von Efpro- 
bungsbauten bei Neubauten und im Bauwerksbestand 
zur beispielhaften Instandsetzung der Bauwerke und zur 
Entwicklung neuer Baustoffe, Bauteile und Baukörper auf 






dem Gesamtgebiete des baulichen Luftschutzes 

500 

— 

25 04—550 


19 

Förderung der wissenschaftlichen Forschung auf dem 
Gesamtgebiete des baulichen Luftschutzes durch Ertei- 
lung von Forschungsaufträgen 

250 


25 04—640 


20 

Zuschüsse, Beihilfen und andere Zuweisungen zur Förde- 
rung der Vorbereitung und Errichtung von Erprobungs- 
bauten bei Neubauten und im Bauwerksbestand zur bei- 






spielhaften Instandsetzung der Bauwerke und zur Ent- 
wicklung neuer Baustoffe, Bauteile und Baukörper sowie 
zur Durchführung von praktischen Untersuchungen auf 
dem Gesamtgebiete des baulichen Luftschutzes 

4 000 


25 04—641 


21 

Zuschüsse, Beihilfen und andere Zuweisungen zur Förde- 
rung aller sonstigen Aufgaben auf dem Gebiete des bau- 
lichen Luftschutzes 

150 


25 04—642 



Summe .... 

72 317 





Abschnitt M zusammen 

12 455 821 





Nachrichtlich 

Beschaffungen für die Bereitschaftspolizeien der Länder 

10 794 

6 500 

06 24—305 bis 950 



Zollgrenzdienst an der Zonengrenze 

132 000 

132 000 

08 04 (im Gesamtauf- 
wand V. 678 499 000 DM 






enthalten) 



Militärischer Anteil am Wetterdienst 

11 200 

10 500 

12 14 (im Gesamtauf- 
wand V. 22 295 000 DM 






enthalten) 



Militärischer Anteil an der Flugsicherung 

2 253 

1 200 

12 15 (im Gesamtauf- 
wand V. 22 527 000 DM 



Militärischer Anteil an der Entmagnetisierung von 



enthalten) 



Schiffen 

156 

150 

12 04 — 951 (im Gesamt- 






aufwand von 






265 000 DM enthalten) 



Militärischer Anteil am Eisenbahnwesen 

10 000 

10 000 

(im Betriebshaushalt der 
Bundesbahn enthalten) 



Militärischer Anteil am Straßenbau 

110 000 

110 000 

12 10—206 bis 890 (im 
Gesamtaufwand von 




1 


G48 409 000 DM enthalten) 



Militärischer Anteil am Fernmeldewesen 


700 

(im Betriebshaushalt der 
Bundespost enthalten) 



Militärischer Anteil der zivilen Forschung 

■ — 

10 000 

(in verschiedenen Einzel- 
plänen insbesondere bei 






06 und 10 enthalten) 



Ausgaben der Bundesrepublik für Berlin 

1 200 000 

1 160 500 

(verteilen sich auf den 






Gesamthaushalt) 
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Unter- 

Ord- 

i 

Bezeichnung 

Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

abschnitt 

nunqs- 

Nr. 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 




Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 



Abschnitt N 






Wirtschaftliche Förderungsmafinahmen 




N 1 


Landwirtschaftliche Erzeugung 






Umlegung (Flurbereinigung) 

i 




l 

Darlehen zur Förderung der Umlegungen (Flurbereini- 
gung) 

23 000 

23 000 

10 02—532 


2 

Zuschüsse zur Förderung der Umlegungen (Flurbereini- 
gung) 

37 000 ' 

37 000 

10 02—663 



Zuschüsse an Gutsbezirke 

i 




3 

Zuschuß für den Gutsbezirk Loheide 

57 

57 

08 04—502 


4 

Zuschuß für den Gutsbezirk Osterheide 

92 

99 

08 04—503 


5 

Zuschuß an den Gutsbezirk Faßberg 

140 

158 

08 04—504 


6 

Zuschuß für den Gutsbezirk Münsingen 

i 16 

11 

08 04—508 



Beratung und Fachausbildung auf dem Lande 





7 

Zuschüsse zur Förderung der Beratung und Fachaus- 
bildung auf dem Lande 

9 740 

8 700 

10 02—603 



(Land- und hauswirtschaftlicher Auswertungs- und In- 
formationsdienst, Wirtschaftsberatung, Landjugendbera- 
tung, Landjugendausbildung) 






Förderungszuschüsse 





8 

Zuschüsse zur Förderung des Gemüse-, Obst- und 
Gartenbaues (Frischhaltestationen) 

300 

300 

10 02—606 


9 

Zuschüsse zur Förderung des Weinbaues 

500 

500 

10 02—607 


10 

Zuschüsse zur Förderung des Saatgutwesens 

2 926 

2 941 

10 02—609 


11 

Zuschüsse zur Förderung der Zucht des Warmblut- 
pferdes Trakehner Abstammung 

93 

98 

10 02—613 



(Verband der Züchter des Warmblutpferdes Trakehner 
Abstammung) 





12 

Zuschüsse zur Förderung der Landtechnik und des land- 
wirtschaftlichen Bauwesens 

1 418 

1 417 

10 02—616 



(Arbeitsgemeinschaft zur Förderung des landw. Bau- 
wesens, Kuratorium für Technik in der Landwirtschaft) 





13 

Zuschüsse zur Förderung der Milchwirtschaft 

300 

300 

10 02—630 


14 

Zuschuß zu den Kosten der milchwirtschaftlichen Woche 

3 

3 

10 11—302 



Bekämpfung pflanzlicher und tierischer Schädlinge 





15 

Zuschüsse zur Bekämpfung der pflanzlichen und 
tierischen Schädlinge einschließlich der Reblaus 

2 750 

3 000 

10 02—614 


16 

Zuschüsse zur Bekämpfung der Tierseuchen 

10 000 

10 000 

10 02—615 



(Maul- und Klauenseuche, Rindertuberkulose, Virus- 
gewinnanlagen, Vorratshaltung von Impfstoffen) 






Fischerei 





17 

Fischereikosten 

4 

3 

08 04—441 


18 

Betrieb der Fisdiereischutzboote 

1 032 

728 

10 01—400 


19 

Betrieb des Fischereiforschungsschiffes 

584 

509 

10 01—401 


20 

Förderung der Fischerei 

1 200 

— 

10 02—545 


21 

Zuschüsse zur Förderung der Fischerei 

50 

950 

10 02—632 
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Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

absdinitt 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 

1 

.2 

3 

4 

5 

6 



Forst- und Holz Wirtschaft 






Betriebswirtschaftliche Ausgaben für bundeseigene 
Forsten 





22 

Bau und Unterhaltung der Forstwege und Brücken 

281 

281 

08 04— 4Ü7 


23 

Verbesserung von Forst grundstücken 

2 

4 

08 04—411 


24 

Unterhaltung der zum Forstbetrieb gehörenden Gebäude 

15 

— 

08 04—413 


25 

Betriebstechnische Ausbildung und Fortbildung 

16 

20 

08 04—415 


26 

Vermischte Forstbetriebsausgaben 

13 

— 

08 04—420 


27 

Werben und Verbringen von Holz 

1 750 

1 450 

08 04—421 


28 

Werben von Forstnebenerzeugnissen 

4 

1 

08 04—422 


29 

Forstliche Nebenbetriebe 

1 

— 

08 04—423 


30 

Forsteinrichtungsaußenarbeiten und Unterhaltung der 
Grenzen 

74 

74 

08 04—424 


31 

Forstkulturen 

1 756 

1 866 

08 04—425 


32 

Wasserbauten, Vorflutarbeiten und Grabenräumung . . . 

86 

78 

08 04—427 


33 

Feuersicherung und Waldbrandbekämpfung 

195 

206 

08 04—428 


34 

Bekämpfung von Forstschädlingen sowie Schutzmaß- 
nahmen gegen Wildschäden 

107 

86 

08 04—429 


35 

Versicherung und Fürsorge bei Forstarbeiten, Hau- 
meistergebühren 

1 600 

1 476 

08 04—431 


36 

Grund- und Gemeindelasten und Kosten der örtlichen 






Gemeinde- und Polizeiverwaltung für unbebaute Forst- 
grundstücke 

105 

104 

08 04—436 


37 

Jagdkosten 

43 

35 

08 04—440 


38 

Wildschäden 

60 

19 

08 04-450 


39 

Ausgaben aus der Abrechnung von Liegenschaften bei 
der Übergabe an den Bund bzw. bei der Abgabe vom 
Bund an andere Rechtsnachfolger 

400 


08 04—468 


40 

Vermischte Ausgaben für das allgemeine Sachvermögen : 
(ohne Forsten) 

300 



08 04— 46'J 


41 

Zuschüsse an Forstbedienstete zur Beschaffung von 
Jagdwaffen 

8 

5 

08 04—605 


i 

Sonstiges 





42 ' 

Zuschüsse zur Förderung der Forst- und Holzwirtschaft . 

358 

357 

10 02—640 



Summe .... 

98 379 



N2 


Ernährungswirtsdiaft 






Landeskultur und Wasserwirtschaft 





1 

Zuschuß an den hydrogeologischen Arbeitskreis in 
Bielefeld 

44 

44 

09 02—607 


2 

Zuschüsse zur Förderung der Wasserwirtschaft und der 
Landeskultur 

190 

190 

10 02—617 



(Kuratorium für Kulturbauwesen e. V. Bonn 


3 

Vereinigung deutscher Gewässerschutz e. V. Frankfurt) 

Förderung wasserwirtschaftlicher Maßnahmen mit über- 
gebietlicher Bedeutung (Bundeswasserwirtschaftsfonds). 

33 000 

33 000 

10 02—618 



(Binnenland, Tidegebiet der Nordseeküste, Hochwasser- 
schutz im Alpenbereich und Sanierung von Flußgebieten 
im Voralpenland) 





4 

Zuschüsse zur Förderung besonderer Vorhaben auf dem 
Gebiete der Wasserwirtschaft und Landeskultur im 






Küstengebiet 

31 000 

31 000 

10 02—619 


5 

Kosten des Interministeriellen Ausschusses „Wasser" , . 

226 


30 01—951 


4a 



— 60 


Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



wissenschaftliche, technische und allgemeine 
Bestrebungen 





6 

Durchführung und Auswertung besonderer Erhebungen 
auf dem Gebiet der Betriebs- und Ernährungswirtschaft 

100 

60 

10 01—304 


7 

Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung und 
Unterstützung wissenschaftlicher, technischer und son- 
stiger allgemeiner Bestrebungen auf dem Gebiete der 
Landwirtschaft, Ernährungswirtschaft sowie Forst- und 
Holzwirtschaft 

355 

365 

10 02—600 


8 

Kosten des Land- und Forstwirtschaftlichen Forschungs- 
rates in Bad Godesberg 

75 

65 

10 02—601 


9 

Zuschuß an die Forschungsanstalt für Landwirtschaft in 
Braunschweig-Völkenrode 

4 801 

4 643 

10 02—602 


10 

Zuschuß an die Lehranstalt für tropische und sub- 
tropische Landwirtschaft in Witzenhausen 

100 

— 

10 02—605 


11 

Zuschüsse an ernährungswirtschaftliche Forschungsein- 
richtungen 

846 

865 

10 02 634 


12 

Zuschüsse zur Förderung agrarsoziologischer und argrar- 
sozialer Maßnahmen 

550 

200 

10 02—664 


13 

Zuschüsse zur Durchführung und Auswertung besonderer 
Erhebungen auf dem Gebiet der Betriebs- und Ernäh- 
rungswirtschaft 

1 185 

104 

10 02—670 


14 

Unterhaltung und Ergänzung des Laboratoriums in Reth- 
mar 

6 

6 

10 04—300 


15 

Durchführung von Lehrgängen und Schulungen 

6 

6 

10 04—304 


16 

Durchführung von Spezial- und Nebenprüfungen im Sor- 
tenregister 

15 

15 

10 04—305 


17 

Kosten für Wertprüfungen 

620 

620 

10 04—307 


18 

Kosten der Ausbildung der technischen Assistenten .... 

7 

7 

10 11—403 


19 

Ausbau und Ausstattung der Anstalt aus Zuweisungen 
Dritter 

1 

— . 1 

10 10—312 


20 

Ausbau und Ausstattung der Anstalt aus Zuweisungen 
Dritter 

5 

1 

10 16—311 



V erb raucher auf klär ung, Absatzförderung 





21 

Zuschuß für den Ausbau der haus wirtschaftlichen Bera- 
tungsstellen der Arbeitsgemeinschaft Hauswirtschaft .... 

35 

35 

09 02—608 


22 

Ernährungswirtschaftliche Verbraucheraufklärung und 
landwirtschaftliche Absatzförderung 

400 

400 

10 02—650 



Versuchsfelder, Prüfungsanlagen und dgl. 





23 

Betriebsausgaben für Versuchsfelder und Gewächshäuser 
des Bundessortenamts in Rethmar 

24 

17 

10 04—400 


24 

Betriebsausgaben für Versuchsfelder, -Weinberge und Ge- 
wächshäuser der Biologischen Bundesanstalt für Land- 
und Forstwirtschaft in Braunschweig-Gliesmarode 

93 

92 

10 10—401 


25 

Betriebsausgaben für die Herstellung und den Vertrieb 
von Serumblättchen der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft in Braunschweig-Gliesmarode 

12 

9 

10 10—404 


26 

Betriebsausgaben des Versuchsfeldes Schaedbek 

16 

16 

10 11—400 


27 

Betriebsausgaben des Versuchsfeldes Lentföhrden 

17 

13 

10 11—401 


28 

Wirtschaftliche Betriebskosten der Lehrmeierei der Bun- 
desversuchs- und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft 
in Kiel 

3 157 

3 083 

10 11—402 


29 

Betriebsausgaben des Maschinenprüfungsamtes 

25 

25 

10 11—404 


30 

Betriebsausgaben der Reinkulturenabteilung 

5 

- 5 

10 11—405 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 


31 

Betriebsausgaben der Maschinen- und Bauberatungsstelle 

10 

10 

10 11—406 


32 

Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchsfeldes Schaed- 
bek 

249 

273 

10 11—407 


33 

Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchsfeldes Lent- 
föhrden 

501 

525 

10 11—408 


34 

■ 

Betriebsausgaben für die Gewinnung, Konservierung und 
den Versand von wissenschaftlichem Untersuchungs- 
material durch die Biologische Anstalt Helgoland 

3 


10 12—404 


35 

Ausgaben für den Versuchsbetrieb des Instituts für Forst- 
genetik und Forstpflanzenzüchtung 
a) Schmalenbek 

10 

i 

40 




b) Wächtersbach 

30 


10 13—400 


36 

Betriebsausgaben für die Bewirtschaftung des Kleintier- 
hofes 

25 

25 

10 14—405 


37 

Betriebsausgaben für die Behandlung von Kleintieren . . 

1 

1 

10 14—406 


38 

Betriebsausgaben der Prüfstelle für Fleischereimaschinen 
und Schlachthofeinrichtungen 

20 

— 

10 16—305 


39 

Betriebsausgaben für den Versuchsgarten der Bundes- 
forschungsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung in Karls- 
ruhe 

1 

1 

10 17—400 


40 

Betriebsausgaben für die Versuchsfelder und Gewächs- 
häuser der Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanz- 
licher Erzeugnisse in Geisenheim 

5 

4 

10 18^00 


41 

Betriebsausgaben für den Versuchsbetrieb der Bundes- 
anstalt für Tabakforschung in Forchheim 

138 

138 

10 19—400 


42 

Betriebsausgaben der Gärtnerei der Bundesforschungs- 
anstalt für Hauswirtschaft in Bad Godesberg 

— 

20 

10 20—400 


43 

Betriebsausgaben für die Beschaffung von Kaufbeschei- , 
nigungen der Bundesanstalt für Naturschutz und Land- 
schaftspflege in Bonn 

1 


10 21—404 


44 

Betriebsausgaben für die Bewirtschaftung der Versuchs- 
felder und Gewächshausanlagen der Bundesforschungs- 
anstalt für Rebenzüchtung Geilweilerhof in Siebeldingen 

21 

20 

10 23^00 


45 

Wirtschaftliche Kosten des landwirtschaftlichen Betriebes 

75 

74 

10 23—404 


46 

Versuchstierbeschaffung und Versuchstierhaltung der 
Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere 
in Tübingen 

169 

169 

10 24—404 



Summe .... 

78 175 



N3 


Wirtschaft, Industrie, Handwerk, Handel und 
Gewerbe 






Forschung 





1 

Beiträge an deutsche Vereine und Gesellschaften 

1 

1 

06 08—675 

1 

2 

Förderung der Industrieforschung 

5 600 

2 900 

09 02—605 


3 

nachrichtlich: Sonderaufträge an wirtschaf ts-wissenschaft- 
liche Forschungsinstitute 

1 200 

1 200 

09 02—305 



Handel und Gewerbe 





4 

Kosten des Getränkeschankanlagen -Ausschusses beim 
Bundesministerium für Wirtschaft 

115 


09 02—306 


5 

Maßnahmen zur Förderung des deutschen Handwerks . . 

6 000 

6 000 

09 02—601 


6 

Maßnahmen zur Förderung des Handels 

2 000 

2 000 

09 02—610 


7 

Zuschuß zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft ge- 
mäß § 8 Satz 2 des Investitionshilfe-Schlußgesetzes vom 






24. Februar 1955 

100 

4 800 

09 02—950 

1 

i 

8 

Prüfung der Kostenlage im Speditions- und Lagerei- 
gewerbe 

i 

1 

20 

22 

12 02—306 
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Unter- 

Ord- 

Bezeichnung 

Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

abschnitt 

nungs- 

Nr. 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

4 

4 

5 

6 


9 

Zuschüsse zur Verbilligung der nachstelligen Finanzie- 
rung gewerblicher Räume des Mittelstandes bei Baumaß- 
nahmen des sozialen Wohnungsbaues 

• 1 000 

4 000 

25 03—603 


10 

Kosten der Prüfung der Lage des gesamten unselbstän- 
digen Mittelstandes 

98 

— 

30 01—950 



Bergbau 





11 

Zuschuß zu dem Betrieb der Versuchsgrube „Tremonia" 
in Dortmund 

500 

, 400 

09 02—600 


12 

Zuschuß an die Kurhessische Kupferschieferbergbau 
G. m. b. H. Sontra 

800 

4 600 

09 02—609 


13 

Zuschuß für die Untersuchungs- und Aufschluß arbeiten 
im Eisenerzbergbau 

1 500 

1 500- 

09 02—61 1 



Rationalisierung, Normung 





14 

Ausgaben für Betriebsprüfungen im Aufträge Dritter . . . 

250 

350 

09 01—300 


15 

Förderung der Rationalisierung, Normung und Form- 
gebung 

1 000 

1 000 

09 02—604 



Produktivitätszentrale des Rationalisierungs-Kuratoriums 
(RKW) der deutschen Wirtschaft 






Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
in Braunschweig 





16 

Kosten des Kuratoriums und der Vollversammlung der 
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in Braunschweig 

12 

12 

09 03—301 


17 

Experimentierbedarf (Stoffe und Materialien) 

350 

350 

09 03—304 


18 

Kosten der Herstellung von Normalelementen 

38 

12 

09 03—305 


19 

Aufwendungen für Zulassungen und laufende Über- 
wachung Elektrischer Prüfämter 

150 

150 

09 03—306 

1 

20 

Kosten für die Zulassungs-, Beglaubigungs-, Eich- und 
Prüfzeichen aller Art für die durchzuführenden Prüfungen 
einschließlich der Kosten der Zulassungsscheine für Spiel- 
geräte 

63 

63 

09 03—307 


21 

Instandhaltung und laufende Ergänzung der Akkumula- 
torenbatterien der Physikalisch-Technischen Bundesan- 
stalt in Braunschweig 

35 

35 

09 03—309 


22 

Beschaffung von Meßgeräten, Prototypen, Etalons und 
ähnlichen Ausstattungen 

510 

510 

09 03—310 


23 

Beschaffung und Instandhaltung von Geräten, Apparaten, 
Maschinen und Instrumenten sowie Experimentierhilfs- 
mitteln für die Durchführung der fachlichen Aufgaben 

der Bundesanstalt für mechanische und chemische Mate- 
rialprüfung in Berlin 

140 

115 

09 07—301 


24 

Kosten des Kuratoriums der Bundesanstalt für mechani- 
sche und chemische Materialprüfung in Berlin 

10 

10 

09 07^03 



Summe .... 

20 292 



N4 


Notstandsgebiete 






Erschließung des Emslandes, Darlehen für regionale 
Hilfsmaßnahmen zur Steigerung der Wirtschafts- 
kraft, für Zwecke der Industrieansiedlung und für 
den Wiederaufbau der Insel Helgoland 





1 

Zuschüsse zur Erschließung des Emslandes 

30 400 

25 000 

10 02—661 



Darlehen für regionale Hilfsmaßnahmen zur Steigerung 





2 

der Wirtschaftskraft 

45 000 

50 000 

60 02—530 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
195Ö 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


3 

Darlehen und Zuschüsse zur Steigerung der Wirtschafts- 






kraft und für wirtschaftsfördernde öffentliche Investitio- 






nen im Lande Schleswig-Holstein 

70 000 

85 000 

60 02—531, 






601 


4 

Darlehen und Zuschuß für den Wiederaufbau der Insel 






Helgoland 

5 000 


60 02—532, 


5 

Zuschüsse für regionale Hilfsmaßnahmen zur Steigerung 



602 



der Wirtschaftskraft 

30 000 

30 000 

60 02—600 


6 

Darlehen an das Land Hessen für Zwecke der Industrie- 






ansiedlung im Raume Sontra— Es diwege 

10 000 

7 120 

A 60 02—533 



Berlin 





7 

Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im 






Verkehr mit Berlin 

320 

350 

06 01—304 


8 

Förderung des Verkehrs mit Berlin 

8 000 

— 

12 02—951 


9 

Zuschuß zu dem Landeshaushalt Berlin 

800 000 

800 000 

60 02—605 



(19 55 bei 45 02 — 600 veranschlagt) 





10 

Städtebaulicher Ideenwettbewerb „Hauptstadt Berlin" 






und Architektenwettbewerb „Wiederherstellung Reichs- 






tagsgebäude" 

310 

— • 

60 02—711 



Summe .... 

999 030 





Abschnitt N zusammen .... 

1 195 876 





Abschnitt O 






Forschung r Wissenschaft, Kultur 




O 1 


Wissenschaftlidie Forschung 





1 

Deutsche Forschungsgemeinschaft in Bad Godesberg . . 

4 000 

4 000 

06 02—614 


2 

Förderung der deutschen wissenschaftlichen Forschung . 

1 719 

1 669 

06 02—616 


3 

Zur Förderung von Schwerpunkten in der deutschen wis- 






senschaftlichen Forschung 

15 000 

15 000 

06 02—61? 


4 

Zur wirtschaftlichen Sicherung früher außerhalb der 






Bundesrepublik tätiger deutscher Gelehrter in Sonder- 






fällen 

70 

35 

06 02—618 


5 

Institut für Zeitgeschichte in München 

170 

170 

06 02—619 


6 

Förderung der Osteuropa-Institute 






a) Osteuropa-Institut in München 

60 

60 




b) Osteuropa-Institut an der Freien Universität Berlin . 

90 

90 

06 02—620 


7 

Kommission für die Geschichte des Parlamentarismus 






und der politischen Parteien 

102 

92 

06 02—621 


8 

Studienstiftung des deutschen Volkes 

911 

763 

06 02—622 


9 

Deutscher Ausschuß für das Erziehungs- und Bildungs- 






wesen 

40 

40 

06 02—627 


10 

Archivschule in Marburg (Lahn) 

1 

— 

06 02—628 


11 

Kunsthistorisches Institut in Florenz 

150 

140 

06 02—630 


12 

Förderung der Arbeit der Deutschen UNESCO-Kommis- 






sion in Köln und Zuschüsse an die UNESCO-Institute 






der Jugend, für Pädagogik und für Sozialwissenschaften 

160 

160 

06 02—636 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


13 

Förderung der kulturellen und wissenschaftlichen Be- 
strebungen, soweit es sich um eine repräsentative Ver- 
tretung des Bundes oder um die Wahrung von Belangen 
gesamtdeutscher oder internationaler Bedeutung handelt 

850 

639 

06 02—637 


14 

Freies Deutsches Hochstift 

40 

40 

06 02—638 


15 

Deutsche Schillergesellschaft in Marbach am Neckar . . . 

30 

30 

06 02—639 


16 

Deutsche Bibliothek in Frankfurt (Main) 

150 

140 

06 0? —640 


17 

Wissenschaftliche Unternehmungen und Veröffentlichun- 
gen sowie Beihilfen hierfür des Deutschen Archäologi- 
schen Instituts in Berlin 

800 

450 

06 29—300 


18 

Photoarchiv des Deutschen Archäologischen Instituts .... 

18 

12 

06 29—301 


19 

Stipendien zur Nachwuchsförderung beim Deutschen Ar- 
chäologischen Institut 

50 

1 42 

06 29—302 


20 

Kosten für die Sitzung der Zentraldirektion, der Römisch- 
Germanischen Kommission, des Engeren Ausschusses 
sowie der Fachausschüsse des Deutschen Archäologischen 
Instituts in Berlin 

21 


06 29—303 


21 

Finanzwirtschafliches Forschungsinstitut an der Univer- 
sität Köln 

12 

12 

08 01—600 


22 

Pauschbeträge zur Abgeltung von Sonderaufträgen an 
wirtschafts-wissenschaftliche Forschungsinstitute 

1 200 

1 200 

09 02—305 


23 

Zuschuß zur Durchführung von bundeswichtigen Aufgaben 
auf dem Gebiet der Bodenforschung 

300 

— 

09 02—612 


24 

Beteiligung an der Errichtung eines Kernreaktors 

5 000 

~ 

09 02—955 


25 

Forschung, Versuche, Laboratoriumsbedarf der Biologi- 
schen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in 
Braunschweig-Gliesmarode 

76 

75 

10 10—300 


26 

— der Bundesforschungs- und Versuchsanstalt für Milch- 
wirtschaft in Kiel 

230 

226 

10 11—300 


27 

— der Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Hamburg 

43 

39 

10 12—300 


28 

— der Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirt- 
schaft in Reinbek bei Hamburg 

102 

104 

10 13—300 


29 

— der Bundesforschungsanstalt für Kleintierzucht in Celle 

24 

21 

10 14—300 


30 

— der Bundesforschungsanstalt für Getreideverarbeitung 
in Detmold 

45 

44 

10 15—300 


31 

der Bundesforschungsänstalt für Fleischwirtschaft in 
Kulmbach 

38 

38 

10 16—300 


32 

— der Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrischhal- 
tung in Karlsruhe 

32 

31 

10 17—300 


33 

— der Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher 
Erzeugnisse in Geisenheim 

16 

15 

10 18—300 


34 

— der Bundesanstalt für Tabakforschung in Forchheim . . 

29 

29 

10 19—300 


35 

— der Bundesforschungsanstalt für Hauswirtschaft in Bad 
Godesberg 

30 

31 

10 20—300 


36 

— der Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geil- 
weilerhof in Siebeldingen 

24 

24 

10 23—300 


37 

— der Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere in Tübingen 

75 

75 

10 24—300 


38 

Forschung und Versuche aus Zuweisungen Dritter der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
in Braunschweig-Gliesmarode 

36 

36 

10 10—310 


39 

— der Bundesversudis- und Forschungsanstalt für Milch- 
wirtschaft in Kiel 

70 

30 

10 11—310 


40 

— der Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Hamburg 

20 

20 

10 12—310 


41 

— der Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirt- 
schaft in Reinbek bei Hamburg 

50 

50 

10 13—310 


42 

— der Bundesforschungsanstalt für Kleintierzucht in Celle 

3 

1 

10 14—310 


43 

— der Bundesforschungsanstalt für Getreideverarbeitung 
in Detmold 

10 

10 

10 15—310 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

I 

2 

3 

4 

5 

6 


44 

— der Bundesforschungsanstalt für Fleischwirtschaft in 
Kulmbach 

35 

20 

10 16—310 


45 

— der Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrisch- 
haltung in Karlsruhe 

2 

2 

10 17—310 


46 

— der Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher 
Erzeugnisse in Geisenheim 

11 

7 

10 18—310 


47 

— der Bundesanstalt für Tabakforschung in Forchheim. . 

3 

1 

10 19—310 


48 

— der Bundesforschungsanstalt für Hauswirtschaft in Bad 
Godesberg 

10 

1 

10 20—310 


49 

— der Bundesanstalt für Naturschutz und Landschafts- 
pflege in Bonn 

1 

1 

10 21—310 


50 

• — der Bundesanstalt für Vegetationskartierung in Stol- 
zenau (Weser) 

1 

1 

10 22—310 


51 

— der Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geil- 
weilerhof in Siebeldingen 

1 

1 

10 23—310 


52 

— der Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere in Tübingen 

1 


10 24—310 


53 

Unterhaltung und Ersatz der Netze und Geräte für die 
Untersuchungen auf See 

5 

3 

10 12—305 


54 

Ausgaben für Schutzimpfungen der Klauentiere in der 
Umgebung der Anstalt (Bundesforschungsanstalt für 
Viruskrankheiten der Tiere in Tübingen) 

20 

20 

10 24—405 


55 

Förderung der sozialwissenschaftlichen Forschung durch 
Erteilung von Forschungsaufträgen 

200 

200 

11 01—602 


56 

Forschungsaufträge auf dem Gebiet der Sozialreform .... 

150 

150 

11 09—600 


57 

Beiträge des Verkehrsministeriums an technische Fach- 
ausschüsse als Träger der allgemeinen technischen Ent- 

Wicklung 

(Ausschuß für Stahlbau, Ausschuß für Stahlbeton, Verband 
für Schweißtechnik, Deutscher Betonverein, Forschungs- 
gesellschaft für Straßenwesen, Deutsche Gesellschaft für 
Erd- und Grundbau, Arbeits-Gemeinschaft Leichtbau der 
Verkehrsfahrzeuge) 

10 

10 

12 02—608 


58 

Beitrag an die Studiengesellschaft für Behälterverkehr . . 

30 

30 

12 02—609 


59 

Luftfahrtforschung, Prüfung und Versuche auf dem Ge- 
biet der Luftfahrt sowie für Beschaffung von Dokumen- 
tationsunterlagen 

1 300 

1 355 

12 06—617 


60 

Zuschuß an die Versuchsanstalt für Wasserbau und 
Schiffbau in Berlin 

130 

125 

12 02—621 


61 

Wissenschaftliche und praktische Arbeiten des Deutschen 
Hydrographischen Instituts 

45 

45 

12 09—302 


62 

Hilfsmittel für wissenschaftlich-praktische Arbeiten des 
Deutschen Hydrographischen Instituts 

86 

86 

12 09—303 


63 

Wissenschaftliche Abhandlungen und Veröffentlichungen 
des Deutschen Wetterdienstes 

180 

180 

12 14—302 


64 

Förderung der wissenschaftlichen Forschung auf dem Ge- 
biete des Wohnungs-, Bau- und Siedlungswesens und des 
bautechnischen Luftschutzes durch Erteilung von For- 
schungsaufträgen 

445 

800 

25 03—601 


65 

Beitrag des Bundes zur Europäischen Organisation für 
Kernphysikalische Forschung 

4 412 

3 000 

60 02—678 



Wissenschaftliche Sammlungen und Lehrmittel 





66 

Wissenschaftliche Sammlungen und Lehrmittel der Bio- 
logischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in 
Braunschweig-Gliesmarode 

8 

8 

10 10—302 


67 

der Bundesforschungsanstalt für Getreideverarbeitung in 
Detmold 

1 

1 

10 15—302 


68 

— der Bundesforschungsanstalt für Hauswirtschaft in 
Bad Godesberg 

3 

2 

10 20—302 
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Unter- 

Ord- 

Bezeichnung 

Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

absdinitt 

nungs- 

Nr. 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 




Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 


69 

— der Bundesanstalt für Naturschutz und Landschafts- 
pflege in Bonn 

2 

2 

10 21—302 


70 

— der Bundesanstalt für Vegetationskartierung in 
Stolzenau (Weser) 

3 

2 

10 22—302 


71 

— der Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten 
der Tiere in Tübingen 

1 

1 

10 24—302 



Summe .... 

38 993 



02 


Kultur 






Zuschüsse für Hochschulen, Akademien und 
Forschungsinstitute 





1 

Zuschuß für die Hochschule für Verwaltungswissen- 
schaften in Speyer 

75 

64 

06 02—610 


2 

Zuschuß für den Bundesverband Deutscher Verwaltungs- 
und Wirtschaftsakademien 

75 

15 

06 02—611 


3 

Zuschuß an die Mittelrheinische Verwaltungs- und 
Wirtschaftsakademie in Bonn 

6 

6 

06 02—612 


4 

Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volks- 
politische Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie für 
allgemeine kulturelle Zwecke 

26 000 

21 200 

27 01—300 



Kulturelle Betreuung Deutscher in ausländischem 
Gewahrsam 





5 

Kulturelle Betreuung der noch in ausländischen Gewahr- 
sam befindlichen deutschen Kriegsgefangenen, Straf- und 
Untersuchungsgefangenen und Internierten 

i 

40 

40 

26 01—301 



Kulturelle Maßnahmen allgemeiner Art, 

Kulturbauten 





6 

Beitrag des Bundes an die Stiftung „Preußischer Kultur- 
besitz" 

25 


06 02—311 


7 

Unterhaltung der Grabstätte von Gustav Stresemann auf 
dem Luisenstädtischen Friedhof in Berlin 

1 



06 02—603 


8 

Förderung zentraler Arbeiten im Interesse der Frau . . . 

60 

60 

06 02—604 


9 

Zuschüsse zur Erhaltung und zum Wiederaufbau von 
Kulturbauten mit besonderer nationaler Bedeutung .... 

278 

278 

06 02—641 


10 

Für die Fortführung der Bauarbeiten an der St. Marien- 
kirche in Lübeck 

150 

220 

06 02—951 


11 

Zuschuß für den Neubau der Deutschen Bibliothek in 
Frankfurt (Main) 

159 

500 

06 02—954 


12 

Kosten der Mitwirkung Dritter und der Sammlung von 

Personalakten und von sonstigem Material 

(betr. Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Art. 131 des Grundgesetzes fallenden Personen) 

8 

12 

06 15—300 


13 

Kosten des Beirats und des Hochschulausschusses .... 

5 

5 

06 15—301 


14 

Stipendien zur Nachwuchsförderung des Deutschen 
Historischen Instituts in Rom 

17 

14 

06 30—305 


15 

Für die Sacharbeit der Bundeszentrale für Heimatdienst 
in Bonn 

6 000 

5 300 

06 35—300 


16 

Kulturelle Maßnahmen in gefährdeten Grenzgebieten 
und im Zonenrandgebiet 






a) Zuschüsse zur Förderung von Schulbauten 

b) Förderung von kulturellen Maßnahmen gesamtdeut- 

7 320 

7 320 




schen Charakters im Zonenrandgebiet 

2 000 

2 000 

27 01—302 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



Seelsorge 





17 

Seelsorgerische Betreuung des Zollgrenzdienstes 

10 

10 

08 04—302 


18 

Zuschuß an den Bischof von Hildesheim und die Braun- 
schweigische ev.-luth. Landeskirche zur Beseitigung von 
kirchlichen Notständen im Salzgittergebiet 

500 

500 

60 03—621 



Summe .... 

42 669 





Abschnitt O zusammen .... 

81 662 





Abschnitt P 






Verkehr 




P 1 


Bundesstraßen 





1 

Unterhaltung, einfacher Um- und Ausbau der Bundes- 
straßen und die damit verbundenen Nebenausgaben 
sowie Förderung von Bauvorhaben, an deren Durchfüh- 
rung ein wesentliches Interesse des Bundes besteht .... 

113 057 

120 088 

12 10—300 


2 

Unterhaltung, Um- und Ausbau der Bundesautobahnen 
und der damit verbundenen Nebenanlagen sowie Förde- 
rung von Bauvorhaben, an deren Durchführung ein 
wesentliches Interesse des Bundes besteht 

29 944 

23 090 

12 10—301 


3 

Forschungs- und Entwicklungsarbeiten ‘ auf dem Gebiete 
des Straßenwesens 

350 

330 

12 10—303 


4 

Veröffentlichungen, Beschaffung technischen und wissen- 
schaftlichen Materials auf dem Gebiete des Straßenwesens 

50 

55 

12 10—304 


5 

Unterhaltung, Um- und Ausbau der Roßfeldstraße bei 
Berchtesgaden 

80 

100 

12 10—307 


6 

Zuschüsse an fremde Baulastträger zum Um- und Ausbau 
von Zubringerstraßen zu den Bundesautobahnen im Zuge 
von öffentlichen Straßen 

3 520 

2 218 

12 10—602 


7 

Umgehungsstraße Eckernförde im Zuge der Bundes- 
straße 76 Verzinsung und Tilgung des Darlehens 

96 

100 

12 10—680 


8 

Autobahnteilstrecke Karlsruhe — Ettlingen— Bruchhausen, 
Verzinsung und Tilgung der Darlehen aus dem Sofort- 
programm zur Arbeitsbeschaffung 1952 und aus Mitteln 
des ehemaligen Landes Württemberg-Baden 

84 

85 

12 10—681 


9 

Zahlungen an die Deutsche Gesellschaft für öffentliche 
Arbeiten AG (Öffa) für den Ausbau des Autobahnnetzes 
nach Maßgabe des Verkehrsfinanzgesetzes vom 6. Okto- 
ber 1955 

115 000 

118 000 

12 10—828 


10 

Unterhaltung, Um- und Ausbau sowie Neubau der nach 
dem Bundesstraßengesetz vom 6. August 1953 in der Bau- 
last des Bundes stehenden Fernstraßen (Bundesstraßen 
und Bundesautobahnen) 

303 950 

61 748 

12 10—710 


11 

Erhöhung des Gesellschaftskapitals der Gesellschaft für 
Nebenbetriebe der Bundesautobahnen m. b. H 

250 

700 

bis 829 

12 10—890 


12 

Unterhaltung, Neu- und Ersatzbeschaffung von Labor- 
geräten und Schutzbekleidung sowie Beschaffung von 
Versuchsstoffen und Verbrauchsstoffen, Bundesanstalt 
für Straßenbau in Köln 

19 

15 

12 11—300 



Summe .... 

566 400 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

P2 


Wasserstraßen 






Binnenwasserstraßen 





1 

Zuschuß an 

a) den Schiffbautechni sehen Ausschuß beim Zentralverein 
für deutsche Binnenschiffahrt, 

b) das Rhein-Museum 

8 

10 

12 02—600 


2 

Betriebszuschuß an die Lübecker Hafengesellsdiaft 
m. b. H., an der der Bund als Gesellschafter beteiligt ist 

520 . 

625 

12 02—602 


3 

Unterhaltung und Betrieb der Binnenwasserstraßen 

48 500 

45 000 

12 03—300 


4 

Unterhaltung von Ausbildungsstätten für Nadiwuchs- 
schulung und Lehrkurse für Fachkräfte der Binnen- 
wasserstraßenverwaltung 

30 

35 

12 03—302 


5 

Ersatzleistungen infolge von Schiffsunfällen 

50 

65 

12 03—303 


6 

Eisbrechdienst sowie Abwendung von Eis- und Hoch- 
Wassergefahr 

210 

210 

12 03—304 


7 

Ersatz abgängiger schwimmender Geräte für den Betrieb 
und die Unterhaltung der Wasserstraßen 

950 

950 

12 03—305 


8 

Forschungs- und Entwicklungsarbeiten aus den bau- und 
betriebstechnischen Fachgebieten der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung ; 

90 

96 

12 03—306 


9 

Kosten, die durch Besichtigung von Anlagen der Wasser- 
und Schiffahrtsverwaltung erwachsen sowie Entschädi- 
gungen an die beteiligten Bediensteten 

11 

11 

12 03—307 

1 

10 

Erstattung von Ausbaukosten der Lahn an den Bezirks- 
verband des Regierungsbezirks Wiesbaden 

65 

— 

12 03—308 


11 

Zuschuß an das Land Berlin zur Unterhaltung und In- 
standsetzung der West-Berliner Wasserstraßen 

2 344 

1 344 

12 03—600 


12 

Wiederaufbau oder Ersatz der durch Kriegseinwirkung 
zerstörten oder beschädigten Brücken, Gebäude und son- 
stigen Bauwerke und Einrichtungen 

7 780 

8 000 

12 03—710 


13 

Ersatzbeschaffung der durch Kriegseinwirkung zerstörten 
oder verlorengegangenen Geräte in der Binnenwasser- 


1 800 




Straßenverwaltung 

1424 

12 03—950 


14 

Vermessungsarbeiten zur Erneuerung und Ergänzung des 
Kartenmaterials für die Wasserstraßen und für Neu- 
druck von Übersichtsplänen 

260 

230 

12 03—951 


15 

Verkabelung von Freileitungen, Erneuerung von Kabel- 






anlagen und Freileitungen und Schaffung von Einrich- 
tungen zur Verbesserung der Fernmeldemöglichkeiten 


480 




im Bereich der Binnen- und Seewasserstraßenverwaltung 

480 

12 03—952 


16 

Anfertigung von Bestandszeichnungen, Brückenbüchern 
und wichtigen Bauunterlagen 

210 

230 

12 03—953 


17 

Räumung der Wasserläufe im Interesse der Schiffahrt 
und der Vorflut 

800 

1 200 

12 03—954 


18 

Beiträge zu den Kosten der Wiederherstellung kriegs- 
zerstörter Brücken fremder Baulastträger mit Bundesver- 






IrfiV» rci nf 

330 

505 

12 03—955 


19 

Kosten für Beseitigung von Bergschäden an den west- 
deutschen Kanälen, die allein von Dritten zu bezahlen 






sind 

1 312 

1 320 

12 03—957 


20 

Bergschädenbeseitigung im Zusammenhang mit Verbesse- 



rungsarbeiten an den westdeutschen Kanälen 

961 

2 430 

12 03—958 


21 

Restausstattung der Strecke Aschaffenburg-Würzburg des 
kanalisierten Mains mit schwimmenden Unterhaltungs- 






geräten 

150 

200 

12 03—959 


22 

Vorarbeiten für die Umkanalisierung der Mainstrecke 
/ Offenbach-Aschaffenburg 

100 

75 

12 03—960 


23 

Entwurfsbearbeitung zur Verbesserung der Fahrwasser- 
Verhältnisse im Rhein unterhalb Koblenz 

40 

40 

12 03—961 
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Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


24 

Wiederhersteliungsarbeiten und Ausbau der Binnen- 
wasserstraßen einschließlich beschädigter Brücken, Häfen 
und Betriebsanlagen 

66 463 

61 098 

12 03—710 


25 

Vorarbeiten für Radar-Landanlagen und UKW-Betriebs- 
funk an Elbe und Weser 

210 

210 

bis 963 

12 04—955 


26 

Unterhaltung, Ergänzung und Betrieb der maschinellen 
Anlagen, Beschaffung von Versuchsstoffen, Bundesanstalt 
für Wasserbau in Karlsruhe 

30 

30 

12 05—300 


27 

Darlehen zum Bau und der Wiederherstellung von 
Brücken fremder Baulastträger im Zuge von Bundes- 
straßen 


600 

12 10—530 


28 

Zuschüsse zum Bau und zur Wiederherstellung von 
Brücken fremder Baulastträger im Zuge von Bundes- 
straßen 

5 927 

2 690 

12 10—600 



Seewasserstraßen 





29 

Unterhaltung und Betrieb der Seewasserstraßen 

45 500 

41 500 

12 04—301 


30 

Ersatzleistungen infolge von Schiffsunfällen 

30 

30 

12 04—303 


31 

Eisbrechdienst sowie Abwendung von Eis- und Hoch- 
wassergefahr 

200 

425 

12 04—304 


32 

Ersatz abgängiger schwimmender Geräte für den Betrieb 
und die Unterhaltung der Seewasserstraßen 

2 180 

1 550 

12 04—305 


33 

Kosten, die durch den Besuch von Leuchttürmen und 
sonstigen Anlagen erwachsen, sowie Entschädigungen für 
die beteiligten Beamten 

4 

4 

12 04—308 


34 

Seenotdienst der Seewasserstraßenverwaltung 

1 

1 

12 04—309 


35 

Instandsetzung und Ausbau der Seewasserstraßen zur 
Verbesserung der Fahrwasserverhältnisse und Deich- 
sicherung 

34 884 

29 080 

12 04—710 


36 

Erneuerung der Fernsprechzentralen am Nord-Ostsee- 
Kanal 

130 

200 

bis 371 

12 04—880 


37 

Vermessungsarbeiten zur Erneuerung und Ergänzung des 
Kartenwerkes für die Seewasserstraßen und für Neu- 
druck von Übersichtsplänen 

29 

30 

12 04- -952 


38 

Wiederherstellung der Betriebssicherheit des Tonnen- 
hofes Norderney 

121 

100 

12 04—953 


39 

Wiederherstellung des Seekartenwerkes und des Seehand- 
buchwerkes im Interesse der Schiffssicherheit 

60 

80 

12 09—951 



Summe .... 

222 439 



P3 


Schiffahrt 





1 

Kosten für die Anschaffung und innere Einrichtung eines 

3. Fischereischutzbootes, 1. Teilbetrag 

1 250 

1 250 

10 01—951 


2 

Kosten für die innere Einrichtung eines Ersatzbaues für 
das Fischereischutzboot „Frithjof“ 

440 


10 01—952 


3 

Persönliche Ausgaben für freie Lotsen 

7 400 

6 000 

12 02—307 


4 

Beihilfen für Schiffsjungenheime und Schifferkinderheime 
der Binnenschiffahrt 

72 

72 

12 02- 603 


5 

Beihilfen für die Deutsche Gesellschaft zur Rettung 
Schiffbrüchiger 

20 

20 

12 04—604 


6 

Beitrag zu den Kosten der Seeberufsgenossenschaft für 
die Seemannskartei und für die Durchführung der Schiffs- 
sicherheitsvorschriften des Bundes 

370 

260 

12 06 -606 


7 

Durchführung notwendiger Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Berufsausbildung der Seeleute 

380 

380 

12 02—614 
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Unter- 

Ord- 

Bezeichnung 

Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

absc±initt 

nunqs- 

Nr. 

für- 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 




Tausend DM 

Tausend DM 


1 

2 

3 


5 

6 


8 

Erprobung von technischen Einrichtungen und Ermittlun- 
gen auf dem Gebiete des Seeschiff- und Seeschiffmaschi- 
nenbaues (Schiffstechnik) 

170 

170 

12 02—622 


9 

Zuschuß an die Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiff- 
brüchiger in Bremen für den Bau eines Rettungskreuzers 
für den Seenotbereich Weser 

350 

50 

12 02—627 


10 

Zins-Zuschüsse für private Darlehen zum Wiederaufbau 
der deutschen Handelsflotte (Seeschiffahrt) 

6 000 

6 000 

12 02—950 


11 

Persönliche und sächliche Kosten der Entmagnetisierung 
von Schiffen 

256 

256 

12 04 -951 


12 

Besondere Untersuchungen und Veranstaltungen zur För- 
derung der Gewässerkunde, insbesondere in der Ent- 
wicklung von Meßgeräten 

20 

3 

12 07—300 


13 

Unterhaltung, Ausrüstung, Ergänzung, Betrieb und Repa- 
ratur der Vermessungsschiffe, des Vermessungs- und 
Forschungsschiffes usw. und der sonstigen schwimmenden 
Betriebsmittel, Deutsches Hydrographisches Institut .... 

380 

380 

12 09—300 


14 

Gewährung von Darlehen für den Bau von Handels- 
schiffen auf deutschen Werften und den Erwerb von Han- 
delsschiffen im Ausland nach Maßgabe gesetzlicher Be- 
stimmungen und unter sonstigen Bedingungen 

15 000 

50 000 

A 12 02—530 



Summe .... 

32 108 



P4 


Eisenbahnen 






Bundesbahn und nicht bundeseigene Eisenbahnen 





1 

Vorortbahn Wilhelmshaven (Zuschüsse an Unternehmen 
im Sinne des § 15 RHO.) 

860 

970 

08 04—501 


2 

Finanzierung von Anlagen und Beschaffung von rollen- 
dem Material der Deutschen Bundesbahn aus dem Mehr- 
aufkommen an Steuern nach Maßgabe des Verkehrs- 
finanzgesetzes vom 6. April 1955 

145 000 

148 000 

12 02—510 


3 

Liquiditätshilfe für die Deutsche Bundesbahn 

200 000 

200 000 

12 02—531 


4 

Darlehen an nicht bundeseigene Eisenbahnen zur Ver- 
besserung der Verkehrsanlagen und zur Beschaffung von 
rollendem Material nach Maßgabe des Abschnittes 
des Verkehrsfinanzgesetzes vom 6. April 1955 

10 000 


, 12 02—533 


5 

Zuschuß an die Deutsche Bundesbahn für den Wiederauf- 
bau der Eisenbahnbrücfce Kehl-Strnßburg 

3 850 



* 12 02—630 


6 

Darlehen an die Deutsche Bundesbahn für Investitionen 

50 000 

100 000 

A 12 02—536 


7 

Beteiligung an der Osthannoverschen Eisenbahn A. G. in 
Celle 

701 

700 

A 12 02—890 


8 

Förderung des Interzonen-Reiseverkehrs 

5 000 

— 

27 01—303 



Summe .... 

415411 



P5 


Luftverkehr, Lufthansa und Flughafen- 
gesellschaften 





1 

Zuschüsse an 

a) ciie Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen, 

b) die Forschungsstelle für Luftrecht, 

c) die Wissenschaftliche Gesellschaft für Luftfahrt 

122 

97 

12 02—607 


2 

Darlehen an Flughafengesellschaften 

920 

400 

1 12 02—535 


3 

Investitionszuschüsse an Flughafengesellschaften 

765 

1 600 

12 02—623 


4 

Betriebszuschuß an die Deutsche Lufthansa Aktiengesell- 
schaft Köln 

10 000 

15 000 

12 02—625 


5 

Zuschuß an den Ausschvß für Funkortung Düsseldorf . . . 

36 

36 

1 12 02—628 
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Unter- 

Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

absdinitt 

nungs- 

Nr 

Bezeichnung 

für 1956 

! für 1955 

Haushaltsplan 

1956 




Tausend DM 

Tausend DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


6 

Beitrag zu den Kosten 

a) der Nordatlantischen Ozeanstützpunkte 

b) der Flugsicherungsdienste in Island, Grönland und auf 






den Faröer-Inseln 

934 

— 

12 02—631 


7 

Kraftstrom und Betriebsstoffe für Bundesanstalt für Flug- 
sicherung in Frankfurt (Main) 

450 

450 

12 15—300 


8 

Ergänzung und Unterhaltung der flugsicherungstech- 
nischen Anlagen und Geräte 

640 

600 

12 15—301 


9 

Miete und Gebühren für Fernmeldeanlagen der Bundes- 
anstalt für Flugsicherung 

3 302 

2 767 

12 15—302 


10 

Betriebsmaterial 

250 

250 

12 15—303 


11 

Kosten der Eich- und Meßflüge der Bundesanstalt für 
Flugsicherung 

750 

800 

12 15—304 


12 

Kosten der Wartung von Anlagen durch Dritte 

39 

37 

12 15—305 


13 

Kosten für ärztliche Untersuchung des Flugsicherungs- 
personals 

16 

9 

12 15—306 


14 

Herstellung von Kartenmaterial der Bundesanstalt für 
Flugsicherung 

30 

30 

12 15—307 


15 

Flugsicherungstechnische Einrichtungen als Ersatz alli- 
ierten Geräts und für Neuanlagen 

5 607 

6 526 

12 15^70 


16 

Kosten des deutschen Luftfahrzeugausschusses 

18 

— 

12 16—300 


17 

Betriebskosten der Werkstätten für Fotokopie, Buch- 
binderei, Druckerei und Versand für das Luftfahrt- 
Bundesamt 

4 

4 

12 16—401 


18 

Zuschüsse an Prüfstellen für Luftfahrtgerät 

140 

85 

12 16—600 


19 

Betriebszuschüsse an Flughafengesellschaften, an denen 
der Bund als Gesellschafter beteiligt ist 

739 

1 000 

12 02—624 



Summe .... 

24 362 



P6 


Förderung wissenschaftlicher und allgemein- 
wirtschaftlicher Zwecke des Verkehrs 





1 

Kosten der Verkehrsbeiräte des Bundesministerium für 
Verkehr 

63 

63 

12 02—302 


2 

Kosten für Verkehrs- und tarifpolitische Untersuchungen 
und des Selbstkostenausschusses 

275 

i 

445 

12 02—305 



(Gutachterausschuß zur Ermittlung der Selbstkosten- 
anlage auf den verschiedenen Verkehrsgebieten) 





3 

Beitrag an die Bundesverkehrswacht e. V 

50 

57 

12 02—605 


4 

Zuschüsse zur Förderung wissenschaftlicher und all- 
gemein-wirtschaftlicher Zwecke auf allen Fachgebieten 
der Verkehrs Verwaltung 

150 

197 

12 02—620 


5 

Kosten aus Anlaß der deutschen Präsidentschaft in der 






Europäischen Konferenz der Verkehrsminister im 
Jahre 1956 

60 

— . 

12 02—957 



Summe . . 

598 





Abschnitt P zusammen .... 

i 

1 261 318 




5 
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Unter- 

absdinitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



Abschnitt Q 






Bundesvermögen und Schuldendienst 




Q 1 


Bundesvermögen 





1 

Zuweisung zur Kapitalausstattung aus dem Gewinn der 
Bundesdruckerei 

1 079 

894 

13 03—901 


2 

Gewinnanteil der Svenska Tändsticks-Aktiebolaget, Jön- 
köping, Schweden, aus dem Zündwarenmonopol und Aus- 
gleichszahlungen 

3 200 

2 600 

r 60 02—301 
\ 60 04—301 


3 

1 Prägekosten 

3 500 

3 500 

60 02—396 


4 

Zuschuß an die AG für Berg- und Hüttenbetriebe Waten- 
^ stedt-Salzgitter 

4 000 

8 500 

60 03—620 


5 

Darlehen oder Zuschüsse an die Pensionskasse Deutscher 
Eisenbahnen und Straßenbahnen 

8 500 

7 000 

60 04—541 


6 

Erhöhung des Grundkapitals der AG für Berg- und 
Hüttenbetriebe, Watenstedt-Salzgitter 

13 000 

12 000 

A 60 03—890 


7 

Subskriptionszahlungen an die Weltbank 

30 000 

20 000 

A 60 03—892 


8 

Erwerb von 50 v. H. der Anteilsrechte an den Röch- 
ling'schen Eisen- und Stahlwerken in Völklingen (Saar) 

25 000 

— 

A 60 03—894 



Summe .... 

88 279 



Q2 


Ausgaben für das Allgemeine Sachvermögen 





1 

Unterhaltung der Gebäude des allgemeinen Sachver- 
mögens 

26 000 

2J 000 

08 04—400 


2. 

Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Er- 
werb von Haus- und Baugrundstücken des allgemeinen 
Sachvermögens 

7 600 

5 600 

08 04—401 


3 

Bewirtschaftung von Grundstücken des allgemeinen 
Sachvermögens 

23 800 

18 245 

08 04—402 


4 

Kosten bei der Bergung von Schrott und Altmaterial des 
allgemeinen Sachvermögens 

100 

221 

08 04—405 


5 

Unterhaltung überregionaler Einrichtungen des ehemali- 
gen Reichs 

1 078 

1 110 

08 04 600 


6 

Erstattung von Investierungen Dritter, Ablösung von 
Krediten, Darlehen mit Hypotheken für das allgemeine 
Sachvermögen 

6 400 

6 400 

08 04—951 



Schuldurkunden 





7 

Herstellung von Schuldurkunden und andere Ausgaben 
aus Anlaß des Anleihedienstes 

8 300 

10 000 

32 03—300 


8 

Ausgaben für die Bekämpfung der Herstellung und Ver- 
breitung falscher oder gefälschter Schuldurkunden sowie 
des Handels mit unrechtmäßig umlaufenden Schuld- 
urkunden 

10 

10 

32 03—303 



Schuldendienst, Verzinsung 





9 

Verzinsung der Anleihen des Bundes 

533 886 

519 838 

32 05—680 


10 

Verzinsung der zur vorübergehenden Verstärkung der 
Betriebsmittel der Bundeshauptkasse aufgenommenen 
Mittel 

— 21 234 

— 52 738 

32 05—681 


11 

Gewährung von Entschädigungen für Gewinne auf ver- 
spätet vorgelegte Prämienschatzanweisungen 

100 

10 

32 05—682 




— 73 — 


Unter- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Tausend DM 

Betrag 
für 1955 

Tausend DM 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



Tilgung 





12 

Bedienung der verbrieften Reichsschuldentitel 

100 000 

50 000 

32 05—683 


13 

Tilgung der auf Grund des Gesetzes über den Finanz- 
ausgleich unter den Ländern in den Rechnungsjahren 
1951 und 1952 vom 8. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I 

S. 665) begebenen Schuldurkunden 

50 000 

50 000 

32 06—682 


14 

Tilgung der durch das Londoner Schuldenabkommen und 
im Zusammenhang damit geregelten Verbindlichkeiten . . 

128 508 

146 074 

32 06—683 


15 

Zahlungen an die USA auf Grund der Verbindlichkeiten 
aus der Lieferung von Überschußgütern (Fünfter Teil- 
betrag) 

168 000 


32 06—684 


16 

Tilgung der an die Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung und an die Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung zugeteilten Schuld- 
buchforderungen 

12 526 

15 000 

32 06—685 


17 

Tilgung der Ausgleichsforderungen 

21 900 

23 050 

32 06—686 


18 

Einlösung von Prämienschatzanweisungen 

38 293 

— 

32 06—687 



Rückkauf, Ankauf 





19 

Rückkauf von Schuldurkunden des Bundes 

35 100 

10 670 

32 07—300 


20 

Zum Ankauf von Schuldurkunden des Bundes 

— 


32 07—301 



Inanspruchnahme von Kredit, Bürgschaften usw. 





21 

Ausgaben aus Anlaß der Beschaffung von Mitteln im 
Wege des Kredits 

5 000 

45 000 

32 03—301 


22 

Inanspruchnahme aus Bürgschafts-, Gewähr- oder anderen 
ähnlichen Zwecken dienenden Verträgen (einschließlich 
der anfallenden Kosten, insbesondere der Vergütungen 
an die Mandatare) 

200 000 

50 000 

32 08—525 



Summe .... 

1 345 367 





Abschnitt Q zusammen .... 

1 433 646 





Abschnitt R 






Verwaltung 




R 1 


Personalausgaben 





1 

Gesamtsumme It. Abschlußzahl des ordentlichen Haus- 
halts im Gesamtplan (Anl. z. Haushaltsgesetz) 

2 265 624 

2 164 289 




In diese Summe sind einbezogen die Ausgabemittel der 
Titel 101 bis 199 aller Kapitel des Bundeshaushaltsplans. 




R2 


Sachausgaben 





1 

Gesamtsumme It. Abschlußzahl des ordentlichen Haus- 
halts im Gesamtplan (Anl. z. Haushaltsgesetz) 

222 408 

208 357 




In diese Summe sind einbezogen die Ausgabemittel der 
Titel 200 bis 299 aller Kapitel des Bundeshaushaltsplans. 
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Unier- 

abschnitt 

Ord- 

nungs- 

Nr. 

Bezeichnung 

Betrag 
für 1956 

Betrag 
für 1955 

Fundstelle im 
Haushaltsplan 
1956 



Tausend DM 

Tausend DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

R3 


Repräsentation 





1 

Aufwendungen für besondere Veranstaltungen des Deut- 
schen Bundestages 

20 

20 

02 01—306 


2 

Ausgaben für Parlamentarische Kongresse und Gesell- 
schaften 

491 

491 

02 01—309 


3 

Aufwendungen für besondere Veranstaltungen 

5 

5 

02 04—305 


4 

Anteil des Bundes an den Kosten der Bewirtschaftung 
des als Gästehaus der Bundesregierung und für Zwecke 
des Internationalen Clubs genutzten Kurhauses „La Re- 
doute" in Bad Godesberg 

41 

35 

05 01—330 


5 

Kosten der Einladung von Persönlichkeiten des öffent- 
lichen, politischen und wissenschaftlichen Lebens fremder 
Staaten als Gäste der Bundesregierung zu Informations- 
reisen durch die Bundesrepublik Deutschland 

550 


05 02—304 


6 

Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben des 
auswärtigen Dienstes, die sich aus den Besonderheiten 
dieses Dienstzweiges ergeben 

240 

160 

05 02—399 


7 

Kosten der Veranstaltung der Bundesregierung aus 
Anlaß des Tages der deutschen Einheit (17. Juni) und des 
Nationalen Gedenktages des deutschen Volkes (7. Sep- 
tember) 

4 

4 

06 02—303 


8 

Kosten des Aufenthalts eingeladener ausländischer 
Rechtswissenschaftler 

9 

9 

07 01—301 



Summe .... 

1 360 . ' 



R4 


Allgemeine Verfügungsfonds 





1 

Verfügungsfonds des Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages 

50 

50 

02 01—305 


2 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers zu allgemeinen 
Zwecken 

200 

200 

04 01—300 



Summe .... 

250 



R5 


Statistik für Bundeszwecke 





1 

Hilfsleistungen durch Dritte für Arbeiten auf dem Gebiet 
der Statistik für Bundeszwecke beim Statistischen Bundes- 
amt in Wiesbaden 

40 

40 

06 08—300 


2 

Beitrag zum „Allgemeinen Statistischen Archiv" 

2 

2 

06 08—600 


3 

Vorbereitung und Durchführung einer einmaligen Statistik 
der Einheitswerte und einer Vermögensteuerstatistik . . . 

69 

43 

06 08—956 


4 

Vorbereitung und Durchführung einer einmaligen Wirt- 
schaftsrechnungserhebung in Berg-, Eisen- und Stahl- 
arbeiterhaushaltungen 

83 

147 

06 08—960 


5 

Zuschuß an die Träger der Krankenversicherung zu den 
Kosten der Krankheitsarten- und Todesursachenstatistik 

200 

200 

11 01—603 



Summe .... 

394 





, Abschnitt R zusammen .... 

2 490 036 
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Ord- 


Betrag 

Betrag 

Fundstelle im 

abschnitt 

nunqs- 

Nr. 

Bezeichnung 

für 1956 

für 1955 

Haushaltsplan 

1956 



Tausend DM 

Tausend DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



Abschnitt S 






Sonstige Ausgaben 




S 1 


Geheime Ausgaben des Auswärtigen Amtes 





1 

Geheime Ausgaben 

3 000 

3 000 

05 02—301 




S. f, s. 



S2 


Belohnungen^ Preise, Stipendien, 
Auszeichnungen 





1 

Belohnung für Rettung aus Seegefahr 

1 

1 

05 02—308 


2 

Für Auszeichnung bester Jahresleistungen in der deut- 
schen Filmproduktion und für sonstige fördernde Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Filmwesens und Film- 






Schaffens 

2 500 

500 

06 02—635 


3 

Aufdeckung von Zuwiderhandlungen gegen Finanz-, Ab- 
gaben- und Devisengesetze und -Verordnungen 

350 

500 

08 04—300 


4 

Zur Förderung motorsportlicher und luftsportlicher Ver- 
anstaltungen 

8 

8 

12 02—301 


5 

Stipendien für Studienreisen von Regierungsbauassessoren 

2 

2 

12 02 -308 



Summe .... 

2 861 



S3 


Verwaltungskostenbeiträge und ähnliche 
Verwaltungsausgaben besonderer Art 





1 

Verwaltungskostenbeitrag an die Helgoland-Aufbau- 
GmbH 

15 

15 

60 03 — 622 


2 

Verwaltungskostenbeitrag an der Schleswig-Holsteini- 
schen Landgewinnungs- und -erschließungs-GmbH 

20 

20 

60 03—623 



Aufträge Dritter 





3 

Bundesgesundheitsamt in Koblenz 

5 

5 

06 11—305 


4 

Technische Werkstatt des Bundesardiivs in Koblenz .... 

1 

1 

06 13—305 


5 

Bundesanstalt für Landeskunde in Remagen 

5 

10 

06 17—305 


6 

Bundesanstalt für Landeskunde in Remagen 

12 

10 

06 17- -306 



(Hilfeleistungen durch Dritte) 




7 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt in Braunschweig 
und Berlin 

80 

70 

09 03—303 


8 

Bundesanstalt für mechanische und chemische Material- 
prüfung in Berlin 

100 

130 

00 07—300 


9 

Forschung und Versuche aus Zuweisungen Dritter beim 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 






Forsten 

200 

60 

10 02-677 


10 

Arbeiten für Rechnung Dritter bei der Bundesanstalt für 
Wasserbau in Karlsruhe 

17 

16 

12 06—301 


11 

Bundesanstalt für Gewässerkunde in Koblenz 

2 

2 

12 07—301 


12 

Bundesamt für Straßenbau in Köln 

2 

2 

12 11—301 


13 

Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg-Mürwik 

10 

10 

12 12—302 


14 

Deutscher Wetterdienst in Frankfurt (Main) 

12 

5 

12 14—308 



Summe .... 

481 
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Unter- 

abschnitt 


Ord- 

nungs- 

Nr. 


1 2 


S4 


Verschiedenes 


Bezeichnung 


Betrag 
für 1956 


Betrag Fundstelle im 

für 1955 Haushaltsplan 


1956 


3 


Tausend DM 


Tausend DM 


4 


5 


6 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 


Fahrkosten der Delegierten bei der deutschen Vertretung 
in der Beratenden Versammlung des Europarates und der 
Gemeinsamen Versammlung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl 

Tagegelder für Delegierte bei der deutschen Vertretung 
in der Beratenden Versammlung des Europarates und der 
Gemeinsamen Versammlung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl 

Tagegelder für Kraftfahrer 

Unfallversicherung für die Delegierten der deutschen 
Vertretung in der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates 

Reisekostenvergütungen, Umzugskostenvergütungen und 
Umzugskostenbeihilfen aus Anlaß der erstmaligen Zu- 
teilung zu einer der neu errichteten oder noch zu errich- 
tenden Vertretungen des Bundes im Ausland 

Vergütungen für Dienstleistungen an Personen, die dem 
auswärtigen Dienst nicht angehören 

Kosten des Bundespersonalaüsschusses 

Ausgaben bei der Durchführung der Verschickung von 
Kindern Bundesbediensteter und zur Abdeckung von 
Ausfällen 

Kosten für die Durchführung von Volksbegehren bei 
Neugliederung des Bundesgebietes nach Artikel 29 Abs. 2 
des Grundgesetzes 

Umsatzsteuerpauschale für umsatzsteuerpflichtige Liefe- 
rungen und Leistungen der Bundesministerien und ihrer 
nachgeordneten Dienststellen 


35 


138 

41 

1 


2 940 

450 

6 

3 

250 

438 


11 

12 

13 

14 

15 


Zuschuß an die Stiftung „Hilfswerk 20. Juni 1944" .... 

Aufklärung der Bevölkerung über Sinn und Zweck 
steuerlicher Maßnahmen 

Zuschüsse für das Wasserkraftwerk Klötzin (Oberfinanz- 
direktion Kiel) (Gewinn aus Unternehmen im Sinne des 
§ 15 RHO.) 

Bezüge des stellvertretenden Direktors bei der Weltbank 

Ansätze für die Titel 710 bis 998 der Einmaligen Aus- 
gaben soweit sie in dem vorliegenden Funktionsplan 
als Einzelansätze nicht erfaßt sind und zwar: 
Baumaßnahmen, Erwerb von Grundstücken, Instand- 
setzung von Straßen, Beschaffung von Mietwohnungen . . 

Verwaltungseigene, beamteneigene und Spezialfahrzeuge 
Schiffe, Boote, Schiffsbetriebsmaschinen und -geräte 
Möbel und Einrichtungsgegenstände, Maschinen und Ge- 
räte, 

Fernmeldeanlagen und -geräte usw 


Summe . . . . 


380 

29 

45 

43 


217 886 


17 833 
240 518 


Abschnitt S zusammen . . . . 


246 860 


32 


02 04—302 


128 02 04—303 

40 02 04—304 

1 02 04—306 


2 000 

450 

6 


05 01—950 

05 02—306 

06 01—302 


3 06 01—307 


06 02—302 


393 

384 


06 02—395 
08 02—395 
60 02—395 

06 02—613 


28 


08 01—301 


106 08 04 -500 

42 09 01—305 


Die ent- 
sprechenden 
>Tit. 710 bis 998 
sämtlicher 
Einzelpläne 




— 77 — 


Gesamtabschluß des Funktionenplans 


Abschnitt A 
Abschnitt B 
Abschnitt C 
Abschnitt D 
Abschnitt E 
Abschnitt F 
Abschnitt G 
Abschnitt H 
Abschnitt I 
Abschnitt K 
Abschnitt L 
Abschnitt M 
Abschnitt N 
Abschnitt O 
Abschnitt P 
Abschnitt Q 
Abschnitt R 
Abschnitt S 


Der Bundespräsident, Gesetzgebende Körperschaften .... 

Rechtswesen 

Information 

Auslandsbeziehungen 

öffentliche Sicherheit und Ordnung 

Gesundheitswesen 

Jugend, Sport und Leibesübungen 

Soziale Leistungen 

Wiedergutmachung, Entschädigungen, Politische Schulden 

Wohnungsbau und Siedlung 

Subventionen und Vorratshaltung 

Verteidigung 

Wirtschaftliche Förderungsmaßnahmen 

Forschung, Wissenschaft, Kultur 

Verkehr 

Bundesvermögen und Schuldendienst 

Verwaltung 

Sonstige Ausgaben 



16 

261 


2 

228 


25 

325 


89 

164 


93 

714 


3 

608 


34 

835 

10 

589 

705 


957 

801 

1 

221 

861 


376 

751 

12 

455 

821 

1 

195 

876 


81 

662 

1 

261 

318 

1 

433 

646 

2 

490 

036 


246 

860 


Zusammen . . . . 


32 576 472 




Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Redinungsjahr 1956 
(Bundeshaushaltsgesetz 1956) 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Bemerkungen und Änderungs- 
Vorschlägen des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1956 
(Bundeshaushaltsgesetz 1956) 


A, Haushaltsgesetz 


1. Die in § 1 des Haushaltsgesetzes auf ge- 
führten Beträge sind den Änderungsvor- 
schlägen unter C. Bemerkungen zu den Ein- 
zelplänen entsprechend zu ändern. 

2. § 3 der Regierungsvorlage ist zu streichen. 

Der Bundesrat hält diese Vorschrift, die § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO aufheben soll, für nicht 
unbedenklich, da sie u. U. einen verstärkten 
Anreiz zu Haushaltsüberschreitungen bieten 
kann. Außerdem hält es der Bundesrat nicht 
für zweckmäßig, der beabsichtigten grund- 
sätzlichen Reform des Haushaltsrechts in 
einem Einzelfalle — und begrenzt auf ein 
einziges Rechnungsjahr — vorzugreifen. 


3. In § 8 ist nach Absatz 3 folgender Ab- 
satz 4 einzufügen; 


Zu 1; An den im § 1 des Entwurfs des Haus- 
haltsgesetzes 1956 auf geführten Beträgen 
wird festgehalten. 


Zu 2: Die Bundesregierung widerspricht der 
Streichung des § 3. Die gegen die Vorschrift 
erhobenen Bedenken des Bundesrates werden 
nicht geteilt, die Einfügung der neuen Be- 
stimmung in das Haushaltsgesetz erscheint 
vielmehr zweckmäßig und notwendig. Sie be- 
deutet eine lebendige Fortentwicklung des 
Haushaltsrechts aus den Erfahrungen der 
Praxis. Die Haushaltsgesetze von Bund und 
Ländern enthalten seit Jahren Vorschriften, 
die einzelne Bestimmungen der RHO ändern 
und ergänzen. Einer Reform des Haushalts- 
rechts wird hierdurch nicht vorgegriffen. 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Fassung soll die Vorschrift des § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO keineswegs aufheben, sondern 
soll entsprechend dem vorgeschlagenen Wort- 
laut des § 3 und der hierzu gegebenen Be- 
gründung den Bundesminister der Finanzen 
ermächtigen, für einzelne Fälle Ausnahmen 
von der zwingenden Vorschrift des § 30 
Abs. 3 RHO zuzulassen. Diese Ausnahmen 
sollen sich ausschließlich auf Fälle beziehen, 
in denen eine Behandlung von Mehrausgaben 
bei übertragbaren Bewilligungen als Vorgriff 
dem eigentlichen Sinn des § 30 Abs. 3 RHO 
offensichtlich entgegensteht. 

Zu 3; Die Bundesregierung hält an der im 
Entwurf des Haushaltsplans getroffenen 


79 



Stellungnahme des Bundesrates 


„(4) Der Bundesminister der Finanzen 
wird 'ermächtigt, Ansätze des Haushaltsplans 
ganz oder teilweise zu sperren, wenn es die 
konjunkturelle Lage zwingend erfordert." 

Der Bundesrat erkennt die Notwendigkeit 
an, die Ausführung des Bundeshaushalts, ins- 
besondere auf dem Gebiet der Investitionen, 
mit den Erfordernissen der Konjunktur in 
Einklang zu bringen. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, ist es aber nach Auffassung des Bun- 
desrates zweckmäßiger, die zur Berücksich- 
tigung der konjunkturellen Lage vorgesehene 
Sperrbefugnis nicht bei vielen einzelnen mehr 
oder weniger bedeutsamen Haushaltsansätzen 
auszubringen, sondern dem Bundesfinanz- 
minister allgemein die Ermächtigung zu er- 
teilen, Investitionsausgaben nach den jewei- 
ligen Erfordernissen der Konjunkturentwick- 
lung einzuschränken. Die in der Anlage zu 
den Allgemeinen Bemerkungen des Bun- 
desrates zum Bundeshaushalt 1956 aufge- 
führten Sperrvermerke sind daher, da sie auf 
konjunkturellen Erwägungen beruhen, zu 
streichen. 

4. Hinter § 8 wird folgender neuer § 9 ein- 
gesetzt: 

4 9 

Bei der Bewirtschaftung der Personalmittel 
(Titel^ 101, 103 und 104 der Einzelpläne) 
wird jede vierte freiwerdende Beamten- oder 
Angestelltenstelle nicht wieder besetzt. Über 
den weiteren Verbleib der Stellen ist im 
Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 
zu entscheiden." 

§ 9 (neu) entspricht wörtlich dem § 5 des 
Haushaltsgesetzes 1955. Die vom Deutschen 
Bundestag eingefügte Vorschrift, die in die 
Haushaltsgesetze einiger Länder übernom- 
men worden ist, erscheint nach Auffassung 
des Bundesrates zweckmäßig. Sie sollte daher 
beibehalten werden. 

5, Die Paragraphenfolge des Gesetzes ab § 3 
ist entsprechend Nr. 2 und 4 zu ändern. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Regelung fest. Sie gibt der von ihr gewähl- 
ten individuellen Form gegenüber dem ganz 
allgemein gehaltenen Vorschlag des Bundes- 
rates den Vorzug. 


Zu 4: Die Bundesregierung schließt sich dem 
Vorschlag des Bundesrates nicht an. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Stellungnahme der Bundesregierung 


B. Allgemeine Bemerkungen 


1. Der Bundesrat entnimmt der Vorlage mit 
Befriedigung, daß der Bundeshaushalt im 
Jahre 1956 eine weitere Festigung erfahren 
hat. Es war möglich, den außerordentlichen 
Haushalt zu Lasten des ordentlichen Haus- 
halts sehr erheblich zu entlasten. Auf den 
noch im Haushaltsplan 1955 veranschlagten 
nicht unbedenklichen Posten für Einspa- 
rungsmaßnahmen in Höhe von rd. 390 Mio 
DM (einschließlich Nachtragshaushalt) kann 
diesmal vollständig verzichtet werden. Rund 
450 Mio DM können für die Schuldentilgung 
veranschlagt werden. Die vorgesehene Ver- 
ringerung des außerordentlichen Haushalts 
um 546 Mio DM geht allerdings nach Auf- 
fassung des Bundesrates über das hinaus, was 
finanzpolitisch notwendig und den Ländern, 
die für Erhöhungen des ordentlichen Haus- 
halts letzten Endes aufkommen müssen, zu- 
mutbar ist. Die Finanzverfassung der Bundes- 
republik geht von einer Parität zwischen 
Bund und Ländern in der Haushaltswirt- 
schaft aus. Diesem Grundsatz würde es aber 
widersprechen, wenn der Bund seinen außer- 
ordentlichen Haushalt allzusehr — mit 
notwendiger Auswirkung auf die Länder — 
entlasten würde. Angesichts der Lage der 
Länderhaushalte sieht der Bundesrat die 
Übertragung etwa der Hälfte der von der 
Bundesregierung hierfür vorgesehenen Aus- 
gaben vom außerordentlichen Haushalt auf 
den ordentlichen Haushalt für ausreichend 
und den Ländern finanziell zumutbar an. 
Dies erscheint um so mehr berechtigt, weil es 
sich bei der anderen Hälfte lediglich um 
größere Darlehen an einige öffentliche Stellen 
handelt, die nach guten und bewährten Haus- 
haltsgrundsätzen im außerordentlichen Haus- 
halt zu veranschlagen sind. Der Gesamtbetrag 
der nach Auffassung des Bundesrates auf den 
außerordentlichen Haushalt zurückzuüber- 
tragenden Ansätze beläuft sich auf 285 Mio 
DM. Er setzt sich aus einem Darlehen an die 
Deutsche Bundesbahn (200 Mio DM), der 
Erhöhung von Darlehen für die Förderung 
der ländlichen Siedlung (40 Mio DM) und 
einem Darlehen an das Land Schleswig-Hol- 
stein (einschließlich Helgoland) in Höhe von 
45 Mio DM zusammen. Der Bundesrat hatte 
auch in früheren Jahren die Veranschlagung 
solcher Darlehen im ordentlichen Haushalt 
beanstandet. 


Zu 1: Die Bundesregierung kann die Auf- 
fassung des Bundesrates, daß die vorgesehene 
Entlastung des außerordentlichen Haushalts 
durch Verlagerung von Ausgaben in den 
ordentlichen Haushalt über das finanzpoli- 
tisch notwendige Maß hinausgeht, nicht tei- 
len. Mit rd. 1,1 Milliarden DM ist das Volu- 
men des außerordentlichen Haushalts 1956 
noch sehr hoch, da bei der gegebenen Sach- 
lage wenig Wahrscheinlichkeit zur Auflegung 
einer Bundesanleihe besteht, andererseits aber 
die im außerordentlichen Haushalt vorge- 
sehenen Ausgaben nicht deshalb unterbleiben 
können, weil keine Anleiheerlöse aufkom- 
men. Fast 90 V. H. des Volumens nehmen die 
Ausgaben für den sozialen Wohnungsbau 
ein, die auf f^esetzlicher Verpflichtung be- 
ruhen. Die Ausgaben des außerordentlichen 
Haushalts werden daher mit großer Wahr- 
scheinlichkeit wiederum aus dem ordent- 
lichen Haushalt gedecht werden müssen und 
rechnungsmäßiger Fehlbetrag werden. Eine 
Ausweitung des außerordentlichen Haus- 
halts verbietet sich deshalb von selbst. 

Die Lastenverteilung zwischen Bund und 
Ländern hat sich gegenüber dem Vorjahr 
kaum verändert. Dem Bund sind aber im 
Gegensatz zu den Ländern neue Lasten (im 
wesentlichen sogenannte politische Schulden) 
entstanden mit zum Teil langjährigen Ver- 
pflichtungen von beträchtlicher Höhe. Wei- 
tere Lasten, insbesondere durch die Zuge- 
hörigkeit der Bundesrepublik zur NATO, 
entstehen für die nahe Zukunft. Trotz die- 
ser zusätzlichen Lasten hat die Bundesregie- 
rung es unterlassen, einen höheren Bundes- 
anteil an der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer zu fordern, um auch eine wei- 
tere Konsolidierung der Haushaltswirtschaft 
der Länder zu ermöglichen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


2. Wie zu A. dargelegt, hat der Bundesrat 
den Entwurf des Bundeshaushalts 1956 auch 
unter dem Gesichtspunkt der Konjunktur- 
politik betrachtet. Der Bundesrat stellt in 
diesem Zusammenhang fest, daß die Ansätze 
für Hochbauten des Bundes auch 1956 weiter 
gestiegen sind (1953: 110 Mio DM, 1954: 
147 Mio DM, 1955: 162 Mio DM, 1956: 
174 Mio DM), Der Bundesrat würde begrü- 
ßen, wenn die Bundesregierung — ebenso wie 
es die Länder tun — aus konjunkturpoli- 
tischen Gründen ihre Ausgaben für Hoch- 
bauten (abgesehen von dem sozialen Woh- 
nungsbau) im Rechnungsjahr 1956 einschrän- 
ken würde. Darüber hinaus hält es der Bun- 
desrat für angebracht, den konjunkturpoliti- 
schen Erfordernissen bei der Durchführung 
des Bundeshaushalts 1956 dadurch Rechnung 
zu tragen, daß der Bundesfinanzminister all- 
gemein ermächtigt wird, Investitionsausgaben 
einzuschränken, wenn es die konjunkturelle 
Lage zwingend erfordert. Diesem Gedanken 
entspricht der vom Bundesrat neu eingefügte 
Absatz 4 des § 8 des Haushaltsgesetzes 1956. 
Die aus der Anlage ersichtlichen Sperrver- 
merke bei verschiedenen einzelnen Haushalts- 
ansätzen sollten dann entfallen. 

3. Der Bundesrat hat bei der Beratung frü- 
herer Haushaltspläne häufiger feststellen 
müssen, daß sich der Personalbestand der 
Bundesverwaltungen seiner Ansicht nach zu 
stark erhöhte. Demgegenüber halten sich die 
für das Jahr 1956 vorgeschlagenen Personal- 
veränderungen in verhältnismäßig beschei- 
denem Rahmen. Sie sind durch vermehrten 
Arbeitsanfall und neue Aufgaben bedingt. 
Der Bundesrat erhebt daher grundsätzlich 
gegen die im Haushaltsentwurf 1956 ent- 
haltenen Personalanforderungen keine Be- 
denken. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Zu 2: Die Bundesregierung hat bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplans weitgehend der 
augenblicklichen Konjunkturlage Rechnung 
getragen. Eine Reihe als dringend anerkann- 
ter Projekte wurde nicht in den Regierungs- 
entwurf aufgenommen. Wenn das Gesamt- 
programm der Hochbauten gegenüber 1955 
trotzdem nicht vermindert werden konnte, 
liegen hierfür dringendste Gründe vor. Bei 
den vorgesehenen Mitteln handelt es sich 
zum Teil um die Restfinanzierung von Bau- 
maßnahmen, die schon seit längerer Zeit be- 
gonnen sind. Eine Stillegung dieser Bauten 
kann nicht vertreten werden. Auf eine ge- 
wisse Anzahl von Neubaumaßnahmen, die 
vornehmlich im Grenzgebiet beabsichtigt 
sind, kann aus Gründen anderer Art nicht 
verzichtet werden. Die Bundesregierung 
bleibt aber bemüht, diese Fälle auf das unbe- 
dingt notwendige Maß zu beschränken, und 
wird ihre endgültige Entscheidung von der 
weiteren Entwicklung der konjunkturpoli- 
tischen Lage abhängig machen. 

Im übrigen wird auf die Stellungnahme der 
Bundesregierung zu § 8 Abs. 3 des Haushalts- 
gesetzes hingewiesen. 

Zu 3: Die Bundesregierung nimmt von den 
Ausführungen mit Befriedigung Kenntnis. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Stellungnahme der Bundesregierung 


C. Bemerkungen zu den Einzelplänen 


Einzelplan 06 — Geschäftsbereich des Bundesministers 

des Innern — 


Kap. 0601 — Bundesministerium des Innern — 
Tit. 218 — Kosten für Sachverständige — 


Der Ansatz ist um 15 000 DM zu kürzen 
und in den Erläuterungen ist der Veranschla- 
gungshinweis unter c) zu streichen. 

Der in den Erläuterungen unter c) angeführte 
Sachverständigenausschuß wird nicht für er- 
forderlidi erachtet, da der Bund auf dem 
Gebiet des Staatsangehörigkeitsredits sich die 
Erfahrungen der zuständigen beamteten 
Sachkenner in den Ländern zunutze machen 
kann. 


Die Aufgliederung in den Erläuterungen ist 
nicht bindend. Der Gesamtansatz wird für 
erforderlich gehalten. 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 


Kap. 0602 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 311 — Beitrag des Bundes an die Stiftung „Preußischer Kulturbesitz** — 


Der Bundesrat hat den Entwurf des Gesetzes 
zur Errichtung der Stiftung „Preußischer 
Kulturbesitz** im ersten Durchgang abgelehnt 
und darauf hingewiesen, daß eine zufrieden- 
stellende Regelung im Wege einer Verwal- 
tungsvereinbarung der Länder zu erreichen 
ist (Bundestagsdrucksache 1670 Anlage 3). 
Diese Verwaltungs Vereinbarung ist inzwi- 
schen von den preußischen Nachfolgeländern 
abpschlossen worden. Der Bundesrat stimmt 
daher dem Ansatz von 25 000 DM mit der 
Maßgabe zu, daß dieser Betrag unter ent- 
sprediender Änderung der Zweckbestimmung 
und der Erläuterungen als Beitrag für den 
Fall des Beitritts des Bundes zu der Verwal- 
tungsvereinbarung über die vorläufige Rege- 
lung der Verwaltung des preußischen Kultur- 
besitzes verwendet wird. 


Der Entwurf des Gesetzes zur Errichtung der 
Stiftung „Preußischer Kulturbesitz** wird 
noch vom Bundestag beraten. Dieser Be- 
ratung kann nicht vorgegriffen werden. Die 
Regierungsvorlage wird aufrechterhalten. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


Tit. 610 — Zuschuß für die Hochschule für Verwaltungswissenschaften 

in Speyer — 


Der Ansatz ist auf 120 000 DM zu erhöhen. 

Die Zunahme der Hörerzahl und die durch 
den Neubau des Hochschulgebäudes verur- 
sachte stärkere Belastung des Landes lassen 
eine Erhöhung des Ansatzes geboten er- 
scheinen. 


Der Vorjahrsansatz ist bereits mit Rücksicht 
auf die Steigerung der Verwaltungskosten er- 
höht. Eine weitere Erhöhung wird abgelehnt 
und sachlich nicht für notwendig gehalten. 


Tit. 611 — Zuschuß für den Bundesverband Deutscher Verwaltungs- und 
Wirtschaftsakademien — 

Tit. 615 — Zuschuß für die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
in Bad Godesberg — 


In den Erläuterungen zu den oben aufgeführ- 
ten Titeln sind die mit einem Sternchen ge- 
kennzeichneten, auf die Verwendung von 
Mehreinnahmen bezüglichen Zusätze zu strei- 
chen. 

Bei Einrichtungen, die sowohl vom Bund als 
auch von den Ländern getragen werden und 
zusätzlich nicht vorhersehbare Mittel von 
dritter Seite erhalten, erscheint es wünschens- 
wert, daß der Bund einen angesetzten Bun- 
deszuschuß in voller Höhe leistet, damit 
zusätzliche Mittel von dritter Seite voll zur 
Auswirkung kommen. 


Dem Vorschlag des Bundesrates kann nicht 
gefolgt werden. Es bestehen aber keine Be- 
denken dagegen, dem mit einem Sternchen 
gekennzeichneten Vermerk in den Erläute- 
rungen folgende Fassung zu geben: 

„Mehreinnahmen gegenüber den veranschlag- 
ten Beträgen, soweit sie nicht durchlaufend 
sind oder eine Rechtsverpflichtung zur Ver- 
ausgabung besteht, sind zur anteiligen Sen- 
kung der Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln 
zu verwenden.“ 


Tit. 616 — Förderung der deutschen wissenschaftlichen Forschung — 


Absatz 1 der Erläuterung ist um folgenden 
Satz zu ergänzen: 

„Von dem Ansatz entfallen 50 000 DM auf 
das George-Washington-Institut.“ 

Das George-Washington-Institut In Stuttgart 
dient als selbständiges Forschungsinstitut der 
Förderung der deutsch-amerikanischen Bezie- 
hungen unter Betonung vergleichender sozial- 
wissenschaftlicher Gesichtspunkte. Es ist her- 
vorgegangen aus der George Washington 
Memorial Library, einer Gründung des ame- 
rikanischen Generalkonsuls In Stuttgart im 
Jahre 1932. 


Die vor geschlagene Ergänzung der Erläute- 
rungen ist nicht erforderlich, da die Bundes- 
regierung auch ohne Änderung der Erläute- 
rungen in der Lage ist, das George- 
Washington-Institut zu unterstützen. 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


Das Land Baden-Württemberg hat bis jetzt 
einen Zuschuß von 65 000DM (1953: 15 000, 
1954: 25 000, 1955: 25 000 DM) geleistet. Die 
gleichen Leistungen wurden von der Stadt 
Stuttgart erbracht. Die badisch-württember- 
gische Industrie hat bis jetzt 150 000 DM für 
das Institut aufgebracht. Für den Weiter- 
bestand des Instituts ist, wie in den Jahren 
1954 und 1955, ein weiterer jährlicher Bun- 
desbeitrag von 50 000 DM aus Kap. 06 02 
Tit. 616 erforderlich, weil sich der Landtag 
von Baden-Württemberg und damit auch die 
Stadt Stuttgart nach dem Vorgang des Staats- 
haushaltsplans 1955 nur unter dieser Voraus- 
setzung zu weiteren Beiträgen von je 25 000 
DM bereit finden werden. Die laufende Be- 
teiligung des Bundes ist durch die außen- 
politische Bedeutung des Instituts, das in den 
USA starkem Interesse begegnet, gerecht- 
fertigt. Auch sind Mittel der Wirtschaft nur 
bei einer angernessenen Beteiligung der öf- 
fentlichen Hand zu erwarten. 


Tit. 619 — Zuschuß an das Institut für Zeitgeschichte in München — 


In den Erläuterungen zu den oben aufgeführ- 
ten Titeln sind die mit einem Sternchen ge- 
kennzeichneten, auf die Verwendung von 
Mehreinnahmen bezüglichen Zusätze zu strei- 
chen. 

Bei Einrichtungen, die sowohl vom Bund als 
auch von den Ländern getragen werden und 
zusätzlich nicht vorhersehbare Mittel von 
dritter Seite erhalten, erscheint es wünschens- 
wert, daß der Bund einen angesetzten Bun- 
deszuschuß in voller Höhe leistet, damit zu- 
sätzliche Mittel von dritter Seite voll zur 
Auswirkung kommen. 

Der Sperrvermerk ist zu streichen. 

Auch dieser Teil des Bundeszuschusses wird 
für das Institut nach seinen Aufgaben und 
Zielen für erforderlich gehalten. 


siehe Stellungnahme zu Tit. 611 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


Tit. 623 — Zur Förderung der ideellen Bestrebungen der deutschen Studenten 
und des Austausches von Studenten — 


Die Erläuterungen sind wie folgt zu fassen: 

„Der Betrag dient dazu, den Studentenaus- 
tausch zwisdien Berlin und der Bundesrepu- 
blik zu fördern; ferner dazu, ..." 

Die Änderung soll bewirken, daß die gesamt- 
deutschen Anliegen in erster Linie und in 
großzügiger Weise berücksichtigt werden. 


Der Vorschlag enthält keine sachliche Ände- 
rung. Einer besonderen Stellungnahme be- 
darf es deshalb nicht. 


Tit. 627 — Zuschuß für den Deutschen Ausschuß für das Erziehungs- 
und Bildungswesen — 

In den Erläuterungen zu den oben aufgeführ- siehe Stellungnahme zu Tit. 611 
ten Titeln sind die mit einem Sternchen ge- 
kennzeichneten, auf die Verwendung von 
Mehreinnahmen bezüglichen Zusätze zu strei- 
chen. 

Bei Einrichtungen, die sowohl vom Bund als 
auch von den Ländern getragen werden und 
zusätzlich nicht vorhersehbare Mittel von 
dritter Seite erhalten, erscheint es wünschens- 
wert, daß der Bund einen angesetzten Bun- 
deszuschuß in voller Höhe leistet, damit zu- 
sätzliche Mittel von dritter Seite voll zur 
Auswirkung kommen. 


Tit. 630 — Zuschuß für das kunsthistorische Institut in Florenz — 

In den Erläuterungen zu den oben aufge- siehe Stellungnahme zu Tit. 611 
führten Titeln sind die mit einem Sternchen 
gekennzeichneten, auf die Verwendung von 
Mehreinnahmen bezüglichen Zusätze zu strei- 
chen. 

Bei Einrichtungen, die sowohl vom Bund als 
auch von den Ländern getragen werden und 
zusätzlich nicht vorhersehbare Mittel von 
dritter Seite erhalten, erscheint es wünschens- 
wert, daß der Bund einen angesetzten Bun- 
deszuschuß in voller Höhe leistet, damit zu- 
sätzliche Mittel von dritter Seite voll zur 
Auswirkung kommen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Die unter der angegebenen Zweckbestim- 
mung vorgesehenen Ansätze sind an dieser 
Stelle zu streichen und an entsprechender 
Stelle im Einzelplan 05 einzufügen. 

siehe Begründung zu Kap. 06 30 


Stellungnahme der Bundesregierung 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
Die Angelegenheit fällt in die Organisations- 
gewalt der Bundesregierung. 


Tit. 631 — Zuschüsse für den Austausch deutscher und ausländischer Forscher 
und für internationale wissenschaftliche Kongresse im Inland im 
Interesse der wissenschaftlichen Beziehungen mit dem Ausland — 


In der Zweckbestimmung des Titels sind die 
Worte: 

„für den Austausch deutscher und ausländi- 
scher Forscher und“ 

zu streichen, der Ansatz um 50 000 DM zu 
kürzen und der im Einzelplan 05 bei Kap. 
05 02 unter Tit. 302 vorgesehene Ansatz um 
diesen Kürzungsbetrag zu erhöhen. 

Die Zuständigkeit des Bundesministeriums 
des Innern erscheint insoweit nicht gegeben. 


Auch dieser Vorschlag des Bundesrates be- 
rührt eine die Organisationsgewalt der Bun- 
desregierung betreffende Frage. 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 


Tit. 636 — Förderung der Arbeit der Deutschen UNESCO-Kommission 

in Köln — 


In den Erläuterungen ist der mit einem 
Sternchen gekennzeichnete, auf die Verwen- 
dung von Mehreinnahmen bezügliche Zusatz 
zu streichen. 

Bei Einrichtungen, die sowohl vom Bund als 
auch von den Ländern getragen werden und 
zusätzlich nicht vorhersehbare Mittel von 
dritter Seite erhalten, erscheint es wünschens- 
wert, daß der Bund einen angesetzten Bun- 
deszuschuß in voller Höhe leistet, damit 
zusätzliche Mittel von dritter Seite voll zur 
Auswirkung kommen. 

In der Hauptversammlung der Deutschen 
UNESCO-Kommission am 27. Oktober 1955 
wurde darauf hingewiesen, daß diese ihre 
wichtigen und immer noch wachsenden Auf- 
gaben, darunter insbesondere die vom Schul- 
buchausschuß betriebene Schulbuchbereini- 
gung, mit den vorhandenen Mitteln nicht 
erfüllen könne. Da dieser Schulbuchbereini- 
gung gerade jetzt ganz besondere Bedeutung 


siehe Stellungnahme zu Tit. 611 


Der Anregung wird entsprochen, die Frage 
wird geprüft werden. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


beizumessen ist, wird die Bundesregierung 
gebeten, zu prüfen, ob für diese wichtige 
Aufgabe nicht weitere Mittel bereitgestellt 
werden können. 


Tit. 638 — Zusdiuß für das Freie Deutsche Hochstift — 

Tit. 639 — Zuschuß für die Deutsche Sdiillergesellschaft in Marbach am Neckar — 

Tit. 640 — Beitrag für die Deutsche Bibliothek in Frankfurt (Main) 

Tit. 645 — Zuschuß zur Unterstützung und Förderung der Arbeit des 
Deutsdien Roten Kreuzes — 

In den Erläuterungen zu den oben aufge- siehe Stellungnahme zu Tit. 611 

führten Titeln sind die mit einem Sternchen 

gekennzeichneten, auf die Verwendung von 

Mehreinnahmen bezüglidien Zusätze zu strei- 

dien. 

Bei Einrichtungen, die sowohl vom Bund als 
auch von den Ländern getragen werden und 
zusätzlich nidit vorhersehbare Mittel von 
dritter Seite erhalten, erscheint es wünschens- 
wert, daß der Bund einen angesetzten Bun- 
deszuschuß in voller Höhe leistet, damit zu- 
sätzliche Mittel von dritter Seite voll zur 
Auswirkung kommen. 


Tit. 952 (neu) — Zuschuß für die Wiedererrichtung des zerstörten Denkmals 
Gustav Stresemanns in Mainz — 


Als Tit. 952 (neu) ist ein Leertitel unter der 
Zweckbestimmung „Zuschuß für die Wieder- 
errichtung des zerstörten Denkmals Gustav 
Stresemanns in Mainz'* einzufügen. 

Es ist geplant, die Ruine des Zeughauses in 
Mainz zu einer Erinnerungsstätte für Gustav 
Stresemann und den europäischen Gedanken 
auszubauen. Die Beteiligung des Bundes an 
der Finanzierung dieses Vorhabens erscheint 
erwünscht. 


Die Einrichtung eines Leertitels für diesen 
Zweck ist nicht erforderlich. Die Bundesregie- 
rung hat erklärt, daß sie bereit ist, einen an- 
gemessenen Beitrag zu leisten, sofern das 
Projekt auf die Wiedererrichtung des Denk- 
mals beschränkt wird. 

Die Höhe des Beitrages ist von den weiteren 
Feststellungen abhängig. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


Tit. 960 — Beitrag des Bundes zu den Kosten des Internationalen Kongresses 
für Herz- und Lungenkrankheiten Köln 1956 — 

Absatz 2 und 3 der Erläuterungen sind wie An der Regierungsvorlage wird festgehalten, 
folgt neu zu fassen: 

„Die Gesamtunkosten sind auf etwa 410 000 
DM veranschlagt worden, die wie folgt auf- 


gebracht werden sollen: 

Teilnehmergebühren . . . 170 000 DM 

Stadt Köln 30 000 DM 

Land Nordrhein-Westfalen . 50 000 DM 

Bund 160 000 DM.“ 


Die Änderung ist das Ergebnis einer am 
10. November 1955 gepflogenen Besprechung 
zwischen Vertretern des Landes Nordrhein- 
Westfalen, der Stadt Köln und des Bundes- 
ministeriums des Innern. 


Kap. 0615 — Bundesstelle für Verwaltungsangelegenheiten des Bundesmmisters 


des Innern 

Der Bundesrat begrüßt an sich die in der 
Herausnahme von Verwaltungsaufgaben aus 
dem Bundesministerium des Innern und ihrer 
organisatorischen Zusammenfassung liegen- 
den Bestrebungen zur Vereinfachung und 
Verbilligung der Verwaltung. Er ist jedoch 
der Auffassung, daß es sich hierbei tatsächlich 
um die Schaffung einer neuen Bundesober- 
behörde handelt, die nur auf dem Wege über 
Art. 87 Abs. 3 GG errichtet werden könne. 


In Köln — 

Von der Stellungnahme des Bundesrates wird 
Kenntnis genommen. 


Kap. 0620 — Allgemeine Bewilligungen 

Alle diejenigen Stellen in der Vorbemerkung 
und den Erläuterungen, in denen ausgeführt 
ist, welchen Anteil Bund, Länder und Ge- 
meinden zu tragen haben, sind zu streichen. 
Eine etwaige Erhöhung des Bundesanteiles ist 
der Regelung im Bundesluftschutzgesetz vor- 
zubehalten. 


für Zwecke des zivilen Luftsdiutzes — 

Die Regierungsvorlage wird aufrechterhalten. 
Der Vorschlag des Bundesrates würde Finanz- 
und Verwaltune-skompetenz auseinanderf al- 
len lassen, ferner eine nicht ausreichende 
Interessenquote festsetzen und den Beratun- 
gen des Luftschutzgesetzes im Bundesrat vor- 
greifen. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


Kap. 0620 — Allgemeine Bewilligungen für Zwecke des zivilen Luftschutzes — 

Kap. 0621 — Luftsdiutzwarndienst — 

Die Ansätze bei den Kap. 06 20 und 06 21 An der Regierungsvorlage wird festgehalten, 
sind insgesamt um 120 Mio DM zu erhöhen. Siehe auch Stellungnahme zu Kap. 06 20. 

Der Bundesrat hat für § 31 Abs. 1 Satz 1 des 
Entwurfs des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des zivilen Luftschutzes eine 
Neufassung vorgeschlagen (siehe BR-Druck- 
sache Nr. 368/55 — Beschluß — ). 

Die Erhöhung der Ansätze folgt aus dieser 
Neufassung. 


Kap. 0625 — Bundesgrenzschutz — 


Der Ansatz ist um 40 Mio DM auf 
167 833 200 DM herabzusetzen. 

Die Erhöhung des Zuschusses um rund 
28 Mio DM erscheint mit Rücksicht auf die 
erkennbare Absicht von Bundesregierung und 
Bundestag hinsichtlich der Aufgaben und 
Organisation des Bundesgrenzschutzes und 
der Deutschen Verteidigungsstreitkräfte nicht 
erforderlich. Es ist im Gegenteil eine Vermin- 
derung der Ausgaben um mindestens 12 Mio 
DM möglich. 


Die Regierungsvorlage geht von den be- 
stehenden gesetzlichen Grundlagen aus und 
muß, solange über das weitere Schicksal des 
Bundesgrenzschutzes noch, nicht entschieden 
ist, aufrechterhalten bleiben. 


Kap. 0629 — Deutsches Archäologisches Institut in Berlin — 


Die in diesem Kapitel vorgesehenen Ansätze 
sind an dieser Stelle zu streichen und an 
entsprechender Stelle im Einzelplan 05 ein- 
zufügen. 

vgl. die Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu Kap. 06 30 


Die von dem Bundesrat gegebene Anregung 
berührt die Organisationsgewalt der Bundes- 
regierung. 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 


Kap. 0630 — Deutsches Historisdies Institut In Rom — 

Die in diesem Kapitel vorgesehenen Ansätze wie zu Kap. 06 29 
sind an dieser Stelle zu streichen und an ent- 
sprechender Stelle im Einzelplan 05 einzu- 
fügen. 
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Lediglich die Verwaltungszuständigkeiten des 
Bundes auf dem Gebiet der auswärtigen An- 
gelegenheiten könnte es verfassungsrechtlich 
rechtfertigen, daß die unter Kap. 06 29 und 
06 30 aufgeführten Institute als Bestandteile 
der Bundesverwaltung geführt und der Bund 
in der Erläuterung zu Kap. 06 02 Tit. 630 als 
finanzieller Träger des dort aufgeführten 
Instituts bezeichnet wird. Hinzu kommt, daß 
auch im Einzelplan des Auswärtigen Amtes 
Mittel für die Errichtung und Unterhaltung 
deutscher Kulturinstitute im Ausland aus- 
gebradit sind (siehe Erläuterung zu Kap. 
05 02 Tit. 302). Eine Verwaltung durch die 
Kulturabteilung des Auswärtigen Amtes, die 
eigene Abteilungen bei den auswärtigen Ver- 
tretungen der Bundesrepublik unterhält, 
würde auch einer Verbilligung und Verein- 
fachung der Verwaltung dienen. 


Einzelplan 08 — Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen — 


Kap, 0804 — Bundesfinanzverwaltung — 

Tit. 101 — Dienstbezüge der planmäßigen Beamten — 


In dem Haushaltsvermerk zu Bes. -Gr. B 6 
— Oberfinanzpräsidenten — ist der letzte 
Satz zu streichen. 

Nach § 11 des Gesetzes über die Finanz- 
verwaltung werden die Bezüge der Ober- 
finanzpräsidenten vom Bund und vom Land 
je zur Hälfte getragen. Bei der Dienstauf- 
wandsentschädigung der Oberfinanzpräsiden- 
ten ist streitig, ob der Bund seine Erstattungs- 
pflicht einem Land gegenüber der Höhe nach 
begrenzen kann. Nach Ansicht des Bundes- 
rates kann diese Streitfrage nicht im Haus- 
haltsplan entschieden werden. Der letzte Satz 
des Haushaltsvermerks ist daher zu streichen. 

Tit. 350 — 


Die Bundesregierung teilt die Ansicht, daß 
die Frage außerhalb des Haushaltsplans ent- 
schieden werden muß. 


Leistungen auf Grund der Rechtsvorschriften über die Rück- 
erstattung feststellbarer Vermögenswerte — 


Der Ansatz ist um 50 000 000 DM auf Nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Rege- 
100 000 000 DM zu senken. lung der rückerstattungsrechtlichen Geldver- 
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Das Ausführungsgesetz nach Artikel 4 des 
Dritten Teils des Vertrages zur Regelung aus 
Krieg und Besetzung entstandener Fragen 
wird voraussichtlich erst im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1956 in Kraft treten. Da über- 
dies die Entwicklung auf Grund der künf- 
tigen Regelung abgewartet werden muß, 
erscheint eine Erhöhung des Vorjahresansat- 
zes auf das Fünffache nicht gerechtfertigt. 
Der Bundesrat ist daher der Auffassung, daß 
ein Ansatz von 100 000 000 DM dem Bedarf 
des Rechnungsjahres 1956 voll entspricht. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


bindlichkeiten des Deutschen Reiches sind 
sämtliche Ansprüche aus diesem Gesetz 
grundsätzlich bis zum Ablauf des Rechnungs- 
jahres 1962 zu befriedigen, so daß auf das 
einzelne Fvechnungsjahr bei einem Gesamt- 
bedarf von 1,5 Mio DM 215 Mio DM ent- 
fallen. Nach dem Entwurf des Gesetzes wer- 
den für die Rechnungsjahre 1956 und 1957 
Zahlungen an die Individualberechtigten in 
Höhe von mindestens 300 Mio DM fällig ge- 
stellt. Dazu treten in diesem Zeitraum Lei- 
stungen an die Nachfolgeorganisationen und 
deren Rechtsnachfolger mit rd. 60 Mio DM. 
Von dem auf zwei Rechnungsjahre entfallen- 
den Gesamtbetrag von 360 Mio DM (= 180 
Mio DM jährlich) ist unter Berücksichtigung 
der Anlaufzeit des Gesetzes für das Rech- 
nungsjahr 1956 ein Ansatz von 150 Mio DM 
erforderlich. Der vorgeschlagenen Herab- 
setzung auf 100 Mio DM widerspricht des- 
halb die Bundesregierung. 


Einzelplan 09 — Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft — 

Kap. 0901 — Bundesministerium für Wirtschaft — 

Tit. 101 — Amtsbezüge des Ministers und Dienstbezüge der planmäßigen 

Beamten — 


Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die 
Verbindungsstelle des Bundesministeriums für 
Wirtschaft bei der Beschaffungsstelle des Bun- 
desministeriums für Verteidigung in Koblenz 
personell zu schwach besetzt ist. Nach dem 
Personaletat des Bundesministeriums für 
Wirtschaft für 1956 soll mit der Wahrneh- 
mung der Aufgaben des Leiters der Verbin- 
dungsstelle ein Unterabteilungsleiter (Bes.- 
Gr. B 7 a) unter Beibehaltung seiner Funktion 
im Bundeswirtschaftsministerium beauftragt 
werden. Daneben soll als sein ständiger haupt- 
amtlicher Vertreter in der Verbindungsstelle 
ein Oberregierungsrat (Bes.-Gr. A 2 b) mit 
dem erforderlichen Hilfspersonal tätig sein. 
Diese Besetzung der Verbindungsstelle ent- 
spricht nicht der Bedeutung, die ihr durch die 
Vereinbarungen zwischen dem Bundesmfnister 
für Wirtschaft und dem Bundesminister für 


Es handelt sich um eine neue Aufgabe, deren 
weitere Entwicklung abgewartet werden 
muß. Von der Empfehlung kann deshalb nur 
Kenntnis genommen werden. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


Verteidigung einerseits und den Wirtschafts- 
ministern und -Senatoren der Länder anderer- 
seits beigelegt worden ist. Die Verbindungs- 
stelle hat die Aufgabe, durch eine Koordinie- 
rung mit der Beschaffungsstelle des Bundes- 
ministeriums für Verteidigung sicherzustellen, 
daß bei der Vergabe der einzelnen Aufträge 
die wirtschaftlichen Erfordernisse in ausrei- 
chendem Maße berücksichtigt werden. Dieser 
wirtschaftspolitisch sehr bedeutsamen Auf- 
gabe kann nur ein Beauftragter gerecht wer- 
den, der rangmäßig in entsprechender Weise 
eingestuft ist und sich ständig am Sitz der 
Beschaffungsstelle aufhält. 

Der Bundesrat hält es deshalb für erforder- 
lich, daß vom Bundesministerium für Wirt- 
schaft ein dem Leiter der Beschaffungsstelle 
gleichrangiger hauptamtlicher Beauftragter 
mit dem Sitz bei der Beschaffungsstelle ent- 
sandt wird. Falls die Zahl der vorhandenen 
Planstellen eine derartige Abstellung nicht 
zuläßt, muß im Personaletat des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft eine entspre- 
chende neue Planstelle ausgebracht werden. 


Kap, 0902 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 306 — Kosten des Getränkeschankanlagen- Ausschusses beim Bundes- 
ministerium für Wirtschaft — 


Der Ansatz ist zu streichen. 

Eine Zuständigkeit des Bundes für die Prü- 
fung und Zulassung von Schankanlageteilen 
kann nicht anerkannt werden. Die Über- 
nahme der anteiligen Personal- und Sachaus- 
gaben für die mit der Prüfung und Zulassung 
beauftragten Kräfte durch den Bund ist daher 
nicht angebracht. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Frage, in welchem Umfange es sich bei 
den veranschlagten Kosten um solche für 
Bundesaufgaben handelt, wird noch geprüft. 
Bis zur Klärung dieser Angelegenheit sind die 
Mittel gesperrt. 


Tit. 602 — Beiträge zu den Kosten der deutschen Beteiligung an ausländischen 

Messen — 


Der Ansatz von 2 500 000 DM ist auf 
4 000 000 DM zu erhöhen. 

Der Betrag von 2,5 Mio DM reicht nicht aus, 
um angemessene Beiträge zu den in der 


An der Regierungsvorlage wird zunächst 
festgehalten. 

Ob die ausgeworfenen Mittel von 2,5 
Mio DM im Rahmen der sogenannten klassi- 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


Zweckbestimmung genannten Kosten zu er- sehen Exportförderung um etwa 1 Mio DM 

möglichen. Wie in den Erläuterungen dieses erhöht werden können, ist noch nicht geklärt. 

Titels ausgeführt wird, ist die Beteiligung 
deutscher Firmen an Messen im Ausland eines 
der wirksamsten Mittel zur Steigerung der 
Ausfuhr. Der immer stärker werdende Wett- 
bewerb auf den Auslandsmärkten zwingt 
dazu, den Förderungsbetrag zu erhöhen, um 
so die Möglichkeit zu schaffen, die Ausfuhr 
in dem bisherigen Umfang aufrechtzuerhalten 
und neue Absatzmärkte zu erschließen. Dies 
ist um so mehr nötig, weil in Zukunft die 
steuerlichen Maßnahmen zur Ausfuhrförde- 
rung abgebaut werden sollen. 

Tit. 604 — Förderung der Rationalisierung, Normung und Formgebung — 


Der Sperrvermerk ist zu streichen. 

Die zur Zeit laufende Überprüfung der Ge- 
schäftsführung des RKW durch den Bundes- 
rechnungshof stellt keinen ausreichenden 
Grund dar, von dem Planansatz 850 000 DM 
zu sperren. Dadurch würde ein Mißverhältnis 
zwischen den Leistungen des Bundes und denen 
der Länder entstehen, die ihre Zuschüsse in vol- 
ler Höhe wie bisher gewähren, zum Teil sogar 
erhöht haben. Außerdem wirkt sich ein Sperr- 
vermerk psychologisch ungünstig auf die An- 
gestellten des Rationalisierungskuratoriums 
aus. Ein dadurch bedingter Verlust von hoch- 
qualifizierten Mitarbeitern könnte schwer 
ersetzt werden. 


Die Aufhebung des Sperrvermerks muß von 
dem Ergebnis der unmittelbar bevorstehen- 
den erneuten Überprüfung des RKW durch 
den Bundesrechnungshof abhängig gemacht 
werden. 


Die Bundesregierung wird gebeten, für die 
Förderung der zivilen Luftfahrtindustrie 
möglichst bald Haushaltsmittel zur Verfü- 
gung zu stellen, und zwar entweder im Bun- 
deshaushaltsplan 1956 oder in einem Nach- 
trag hierzu. 

Der Aufbau der bisher verbotenen zivilen 
Luftfahrtindustrie kann finanziell nicht allein 
von den beteiligten Wirtschaftskreisen getra- 
gen werden. Es liegt im überregionalen Inter- 
esse, das Anlaufen dieses Industriezweiges zu 
fördern. Es ist deshalb erforderlich, daß der 
Bund’ durch Bereitstellung von Haushalts- 
mitteln zu einer Überwindung der Anlauf- 
schwierigkeiten der zivilen Luftfahrtindustrie 
beiträgt, zumal auch von einigen Ländern 
öffentlidie Mittel für diese Zwecke zur Ver- 
fügung gestellt werden. 


Die Bundesregierung ist zur Zeit mit der 
Prüfung von Fragen des Aufbaus der Luft- 
fahrtindustrie befaßt. Ob und für welche 
Zwecke und in welcher Art öffentliche Mittel 
einzusetzen sind, steht dahin. 
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Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

Kap. 1002 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 531 — Darlehen zur Förderung der ländlichen Siedlung — 

Der Bundesrat empfiehlt — entsprechend den Die Bundesregierung bleibt schon aus haus- 

Ausführungen unter B. Allgemeine Berner- haltsrechtlichen Gründen bei ihrer Vorlage, 

kungen — , den Betrag von 40 Mio DM (Er- Der Betrag von 40 000 000 DM dient zur 

höhungsbetrag gegenüber 1955) in den außer- Deckung einer Haushaltsüberschreitung bei 

ordentlichen Haushalt zu übertragen. diesem Titel im Rechnungsjahr 1955 (Vor- 

griff) gemäß § 30 Abs. 3 RHO. 


Darlehen zur Förderung der Umlegung (Flurbereinigung) — 


Tit. 532 — 

In den Erläuterungen ist der Satz 

„Die Länder sollen sich für diese Zwecke an- 
gemessen an der Aufbringung der Finanzie- 
rungsmittel beteiligen“ 

zu streichen. 

In dem Satz wird eine Einflußnahme des 
Bundes auf die Länderhaushalte gesehen; die 
Koppelung kann für finanzschwache Länder 
zu einem völligen Ausfall der Bundesbeteili- 
gung führen. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 
Die vom Bund gegebenen Zuschüsse treten 
den Finanzierungsmitteln der Länder, denen 
die Flurbereinigung obliegt, hinzu. Die Fas- 
sung der Erläuterungen trägt dieser Lage 
Rechnung. Die Finanzlage der Länder wird 
durch den Hinweis auf die Angemessenheit 
berücksichtigt. 


Tit. 545 — Darlehen zur Förderung der Fischerei — 


Der Ansatz ist von 1,2 Mio DM auf 1,040 
Mio DM herabzusetzen. Der Kürzungsbetrag 
von 160 000 DM ist auf den Tit. 956 — Zu- 
schüsse zur Verbilligung von Zinsen für Dar- 
lehen zur Förderung vordringlicher agrar- 
und ernährungswirtschaftlicher Maßnahmen 
— zu übertragen. 

In Zeile 5 der Erläuterungen sind die Worte 
„der Großen Heringsfischerei sowie“ zu strei- 
chen. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 
Im übrigen vgl. zu Tit. 956. 


/ 
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In Zeile 11 der Erläuterungen ist der Betrag 
„900 000 DM" durch den Betrag „740 000 
DM" zu ersetzen. 

In Absatz 2 der Erläuterungen ist der letzte 
Satz zu streichen. 

Die vom Bund geforderten Neubaumaßnah- 
men der Großen Heringsfischerei werden nur 
dann voll wirksam, wenn auch die Land- 
anlagen (Kühlhäuser, Packereien, Netzstricke- 
reien u. ä.) entsprechend erneuert werden 
können. Nur so kann die Wettbewerbsfähig- 
keit der Loggerfischerei mit dem Ausland 
wiederhergestellt werden. Es erscheint daher 
zweckmäßig, den im Tit. 545 vorgesehenen 
Betrag von 160 000 DM für Darlehen an 
Betriebe der Loggerfischerei im Rahmen des 
Tit. 956 für Zinszuschüsse zur Rationalisie- 
rung ihrer Landanlagen zu verwenden. 


Tit. 600 — Zuschüsse zur Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung und 
Unterstützung wissenschaftlicher, technischer und sonstiger all- 
gemeiner Bestrebungen auf dem Gebiete der Landwirtschaft, Er- 
nährungswirtschaft sowie Forst- und Holzwirtschaft, soweit nicht 
dafür in den nachfolgenden Titeln und Kapiteln besondere Mittel 
vorgesehen sind — 


In den Erläuterungen sind die Leertitel zu 
streichen. Die Streichung dient der Klar- 
stellung. 

In den Erläuterungen sind die auf die Ver- 
wendung von Mehreinnahmen bezüglichen 
Zusätze zu streichen. 

vgl. Begründung zu Einzelplan 06 Kap. 06 02 
Tit. 611 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 
Der Vermerk ist sachlich gerechtfertigt; die 
Bedenken des Bundesrates werden nicht ge- 
teilt. 


Tit. 601 — Kosten des Land- und Forstwirtschaftlichen Forschungsrates in Bad Godesberg — 

In den Erläuterungen sind die Leertitel zu Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage, 
streichen. 

Die Streichung dient der Klarstellung. 
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Tit. 603 — Zuschüsse zur Förderung der Beratung und Fachausbildung auf 

dem Lande — 


In den Erläuterungen sind die Sätze: 

„Die Länder sollen sich in angemessenem Um- 
fang an der Aufbringung der Finanzierungs- 
mittel beteiligen. Die Aufhebung der Sperre 
von 1 Mio DM hängt davon ab, daß die 
Länder sich im Durchschnitt mit mehr als 
40 V. H. der aufgewendeten Bundesmittel be- 
teiligen.“ 

zu streichen. 


siehe Begründung zu Tit. 532 

Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 
Die vom Bund gegebenen Zuschüsse treten 
den Finanzierungsmitteln der Länder, denen 
die Beratung und Fachausbildung auf dem 
Lande obliegt, hinzu. Die Fassung der Erläu- 
terungen trägt dieser Lage Redmung. Die 
Finanzlage der Länder wird durch den Hin- 
weis auf die Angemessenheit berücksichtigt. 


Tit. 604 (neu) — Zuschuß an den Verein Naturschutzpark eV — 


In Kap. 10 02 ist folgender Titel neu einzu- 
fügen: 

„Tit. 604 Zuschuß an den Verein Naturschutz- 
park eV 

Betrag für 1956 100 000 DM“ 

Der Verein Naturschutzpark eV, Sitz Stutt- 
gart, mit Geschäftsstellen in Stuttgart und 
Hamburg, wurde 1909 gegründet zur Schaf- 
fung großer deutscher Naturschutzparks nach 
ausländischen Vorbildern. 

Er betreut heute den Kern des 20 000 ha gro- 
ßen Naturschutzgebietes in der Lüneburger 
Heide. Das Naturschutzgebiet Lüneburger 
Heide ist der einzige mit ausländischen Vor- 
bildern vergleichbare große deutsche Natur- 
schutzpark und ein einzigartiges Wander- und 
Erholungsgebiet insbesondere für die umlie- 
genden Großstädte Hamburg, Bremen, Han- 
nover und Berlin. 

Aufgabe des Vereins ist es vor allem, den in 
seinem Besitz befindlichen größten Teil der 
Heideflächen und die zum Landschaftsbild 
gehörenden parkeigenen Bauten zu erhalten 
sowie für die notwendige Ordnung und die 
sanitären Einrichtungen im Parkgebiet zu 
sorgen. Die wesentlichen Aufgaben konnten 
in den Kriegs- und Nachkriegsjahren erklär- 
licherweise nicht in dem erforderlichen Um- 
fange durchgeführt werden, so daß ein starker 
Nadiholbedarf entstanden ist, dessen Aus- 
gleich sich über mehrere Jahre erstrecken 
wird. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 

Es handelt sich um eine Angelegenheit der 
Länder. 
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Die Aufwendungen für Unterhaltung und 
Verwaltung des Naturschutzparkes Lünebur- 
ger Heide wurden in den letzten Jahren fast 
ganz aus Mitgliederbeiträgen und Pachtein- 
nahmen bestritten. In früheren Jahrzehnten 
erhielt der Verein zur Unterstützung seiner 
dem allgemeinen Wohle dienenden Aufgabe 
laufend erhebliche öffentliche Zuschüsse, und 
zwar vom Reich in den Jahren 1927 bis 1943 
insgesamt 555 000 RM zuzüglich 165 000 RM 
Zuwendungen aus Lotterien. 

Die Zuschußzahlungen wurden nach dem 
Kriege eingestellt. Erst im Jahre 1954 konnte 
der Verein seine Werbetätigkeit im starken 
Umfange wieder aufnehmen. Die Jahres- 
abrechnung für 1954 wies zum ersten Male 
seit Kriegsende wieder erhebliche Privatspen- 
den in Höhe von etwa 50 000 DM auf. 

Gestützt auf den erneuten Mitgliederzuwachs 
und die sehr hohen Spenden aus der Privat- 
wirtschaft wurden vom Verein bei den Län- 
dern Hamburg, Niedersachsen und Bremen 
im Jahre 1955 Anträge auf erhöhte Zuwen- 
dungen im Interesse der Erhaltung des Natur- 
schutzparks gestellt. Hamburg erhöhte ab 
1. April 1955 seinen jährlichen Zuschuß von 
bisher 5000 DM zunächst einmalig auf 50 000 
DM, während die Länder Bremen und Nie- 
dersachsen ihre jährlichen Zuschußzahlungen 
auf je 10 000 DM heraufsetzten. 

Die Kulturbehörde Hamburgs beabsichtigt, 
auch für das Rechnungsjahr 1956 einen Zu- 
schuß in Höhe von 50 000 DM vorzusehen, 
weil es dem Verein nicht zuzumuten ist, die 
überwiegend im öffentlichen Interesse liegen- 
den Unterhaltungsmaßnahmen (vor allem die 
teuere Unterhaltung der denkmalschutzwür- 
digen Bauernhäuser) aus seinen Mitteln auf- 
zubringen. 

Im Interesse der Erhaltung und Pflege von 
Naturschutzgebieten erscheint es im Hinblick 
auf die erheblichen Zuschüsse des Reiches 
' in früheren Jahren geboten, daß auch der 
Bund in der vorgeschlagenen Höhe von 
100 000 DM dem Verein einen Zuschuß leistet. 
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Tit. 609 — Zuschüsse zur Förderung des Saatgutwesens — 


Der Ansatz wird um 325 000 DM auf 
3 251 000 DM erhöht. 

In den Erläuterungen wird in Nr. 1 Buch- 
stabe a der Ansatz auf 2 325 000 DM und 
entsprechend die Endsumme auf 3 251 000 
DM erhöht. 

Die deutschen Futter- und Grassamenzucht- 
betriebe stehen infolge der verschärften Aus- 
landskonkurrenz, die erhebliche Subventionen 
erhält, vor großen Schwierigkeiten. Diese sind 
durch die Ausdehnung des Grassamenbaues 
von 1954 bis 1955 um mehr als 2000 ha und 
durch das erneute Absinken der Preise für 
Auslandssaatgut noch größer geworden. Eine 
Erhöhung der Förderungsbeihilfen auf den 
Stand des Haushalts 1954 erscheint unum- 
gänglich. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 


Tit. 614 — Zuschüsse zur Bekämpfung der pflanzlichen und tierischen Schäd- 
linge einschließlich der Reblaus — 

Der Ansatz wird auf 3 000 000 DM erhöht. Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 

In den Erläuterungen wird der Ansatz der 
Nr. 4 und 5 wie folgt erhöht: 

Nr. 4 2 415 000 DM, 

Nr. 5 84 000 DM. 

Dementsprechend erhöht sich die Endsumme 
auf 3 000 000 DM. 

Die hier vorgesehenen Schutzmaßnahmen er- 
fordern zum mindesten die gleichen Mittel 
wie im Haushalt 1955, da die Gefährdung 
durch Pflanzen- und Forstschädlinge usw. 
nicht geringer geworden ist als im Vorjahr. 


Tit. 615 — Zuschüsse zur Bekämpfung der Tierseuchen — 

Der Ansatz wird von 10 Mio auf 20 Mio DM Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage, 
erhöht. 

In den Erläuterungen wird der Ansatz der 
Nr. 1 auf 19 770 000 DM und dementspre- 
chend die Endsumme der Nr. .1 und 2 auf 
20 000 000 DM erhöht. 
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Die eingeleiteten Maßnahmen zur Tbc-Be- 
kämpfung betreffen in zunehmendem Maße 
die stark verseuchten Gebiete, daher ist, wenn 
die bereits erzielten beachtlichen Erfolge nicht 
gefährdet werden sollen, eine wesentliche Er- 
höhung der Haushaltsmittel unumgänglich. 

In den Erläuterungen zu Nr. 1 Abs. 2 ist der 
Satz 

„Die Länder sollen sich angemessen, in der 
Regel mindestens in Höhe der Bundeshaus- 
haltsmittel an der Aufbringung der Finan- 
zierungsmittel beteiligen.“ 

zu streichen. 

siehe Begründung zu Tit. 532 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die vom Bund gegebenen Zuschüsse treten 
den Finanzierungsmitteln der Länder, denen 
die Bekämpfung der Tierseuchen obliegt, 
hinzu. Die Fassung der Erläuterungen trägt 
dieser Lage Rechnung. Die Finanzlage der 
Länder wird durch den Hinweis auf die An- 
gemessenheit berücksichtigt. 


Tit. 616 — Zuschüsse zur Förderung der Landtedinik und des landwirtschaft- 
lichen Bauwesens — 


In den Erläuterungen sind die Sätze 

„Mehreinnahmen gegenüber den veranschlag- 
ten Beträgen, soweit sie nicht durchlaufend 
sind oder eine Rechtsverpflichtung zur Ver- 
ausgabung besteht, sind zur Senkung des 
Bundeszuschusses zu verwenden.“ 

zu streichen. 

Es besteht keine Notwendigkeit, derartige 
Mehreinnahmen zur Senkung des Bundes- 
zuschusses zu verwenden, zumal dadurch die 
Gefahr heraufbeschworen wird, daß Dritte 
bei Kenntnis eines derartigen Sachverhalts 
von der Leistung von Zuschüssen abgehalten 
werden. 

In den Erläuterungen sind die Leertitel zu 
streichen. 

Die Streichung dient der Klarstellung. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 

Der Vermerk ist sachlich gerechtfertigt; die 
Bedenken des Bundesrates werden nicht ge- 
teilt. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 


Tit. 634 — Zuschüsse an ernährungswirtschaftliche Forschungseinrichtungen — 
Tit. 640 — Zuschüsse zur Förderung der Forst- und Holzwirtschaft — 


In den Erläuterungen sind dife Sätze 

„Mehreinnahmen gegenüber den veranschlag- 
ten Beträgen, soweit sie nicht durchlaufend 
sind oder eine Rechtsverpflichtung zur Ver- 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 

Die Erläuterungen in der Regierungsvorlage 
sind sachlich gerechtfertigt; die Bedenken des 
Bundesrates werden nicht geteilt. 
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ausgabung besteht, sind zur Senkung des 
Bundeszuschusses zu verwenden.“ 

zu streichen. 

siehe Begründung zu Tit. 616 

In den Erläuterungen sind die Leertitel zu Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage, 
streichen. 

Die Streichung dient der Klarstellung. 


Tit. 661 — Zuschüsse zur Erschließung des Emslandes — 


In den Erläuterungen ist der Satz 

„In dem gesperrten Betrag sind 5 Mio DM 
enthalten, . . . . “ bis „ . . , . Emsland GmbH 
leitet.“ 

zu streichen. 

Auf die Begründung zu Tit. 532 wird ver- 
wiesen. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 

Eine der erhöhten Bundesleistung ent- 
sprechende Beteiligung def Landes Nieder- 
sachsen zwecks Angleich der eingetretenen 
Kostensteigerung ist notwendig und ent- 
spricht dem Charakter der Gemeinschafts- 
aufgabe. 

Der Zweck der GmbH und die paritätische 
Behandlung der Bundes- und Landesmittel 
machen es notwendig, auch die Landesmittel 
in die GmbH zu leiten. 


Tit. 664 — Zuschüsse zur Förderung agrarsoziologischer und agrarsozialer 

Maßnahmen — 


In den Erläuterungen ist der Satz 

„Mehreinnahmen gegenüber den veranschlag- 
ten Beträgen, soweit sie nicht durchlaufend 
sind oder eine Rechtsverpflichtung zur Ver- 
ausgabung besteht, sind zur Senkung des 
Bundeszuschusses zu verwenden.“ 

zu streichen. 

siehe Begründung zu Tit. 616 

In den Erläuterungen sind die Leertitel zu 
streichen. 

Die Streichung dient der Klarstellung. 


Die Bundesreeierung bleibt bei ihrer Vorlage. 
Die Erläuterungen in der Regierungsvorlage 
sind sachlich serechtfertigt; die Bedenken des 
Bundesrates werden nicht geteilt. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 
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Tit. 956 — Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für Darlehen zur För- 
derung vordringlicher agrar- und ernährungswirtschaftlicher Mal?nahmen — 


Der Ansatz wird von 31 460 000 DM um 

a) . 4 000 000 DM und 

b) 160 000 DM auf 

35 620 000 DM erhöht. 

Die Erläuterungen werden wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 tritt an die Stelle von 
1 5 Mio pM ein Betrag von 19160 000 DM, 

b) in Nr. 6 tritt an die Stelle von 6 Mio DM 
ein Betrag von 10 Mio DM, 

c) es wird folgende neue Nr. 8 eingefügt: 

„8. Rationalisierung der Landanlagen der 
Loggerfisdierei . . . 160 000 DM“, 

d) die Summe der Beträge unter Nr. 1 bis 8 
erhöht sich dementsprechend auf 

19 160 000 DM, 

e) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„Insgesamt werden im Rechnungsjahr 
1956 an Bundesmitteln benötigt: 

zur Deckung der in den 
Rechnungsjahren 1954 
und 1955 eingegangenen 
Verpflichtungen .... 29 800 000 DM 

für die Zinsverbilligungs- 
aktion 1956 1 9 160 000 DM 

zusammen: 48 960 000 DM. 

Aus den Vorjahren ste- 
hen übertragbare Reste 
in Höhe von 13 340 000 DM 

zur Verfügung, so daß 

hier nur 35 620 000 DM 

zu veranschlagen sind. 

Die tatsächliche Entwicklung hat gezeigt, daß 
für landwirtschaftliche Um- und Neubauten 
und die sonstigen in Nr. 6 der Erläuterungen 
bezeichneten Maßnahmen ein wesentlich hö- 
herer Bedarf an Zinsverbilligungsmitteln be- 
steht als sie im Haushalt für 1955 veranschlagt 
waren und auch im Haushalt 1956 veran- 
schlagt sind. Der Ansatz in Höhe von 6 Mio 
DM für 1955 war Mitte November bereits 
in einem so starken Maße verausgabt oder 
vorausverfügt, daß das Bundesernährungs- 
ministerium Anträgen auf Gewährung von 
Zinsverbilligungszuschüssen für den Rest des 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 

Angesichts der langfristigen Belastung des 
Haushalts kann einer weiteren Erhöhung der 
Zinsverbilligungszuschüsse nicht zugestimmt 
werden. 
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Haushaltsjahres 1955 — auch unter Berück- 
sichtigung der Austauschbarkeit im Rahmen 
des Titels 956 — nicht oder jedenfalls nicht 
in ausreichendem Maße nachzukommen im- 
stande ist. Unter diesen Umständen erscheint 
die beantragte Erhöhung unbedingt erforder- 
lich. 

Der Betrag von 160 000 DM soll von Tit. 545 
hierher übergeführt werden; vgl. im übrigen 
die Begründung zu Tit. 545. 


Tit. 962 (neu) — Maßnahmen auf Grund des § 6 des Landwirtschaftsgesetzes — (Leertitel) 


Nach Tit. 961 wird folgender neuer Titel 962 
eingesetzt: 

„962 — Maßnahmen auf Grund des § 6 des 
Landwirtschaftsgesetzes — (Leertitel)“. 

Nach § 6 des Landwirtschaftsgesetzes sind, 
soweit zur Durchführung der nach § 5 be- 
absichtigten Maßnahmen Bundesmittel erfor- 
derlich werden, die notwendigen Beträge 
vorsorglich in den Haushalt einzustellen. 

Da der Bericht über die Lage der Landwirt- 
schaft erstmalig am 15. Februar 1956 zu 
erstatten ist, muß dieser Titel einstweilen als 
Leertitel ausgebracht werden. 


Die Bundesregierung hält die Einsetzung 
eines Leertitels zunächst nicht für notwendig. 


Kap. 1012 — Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Hamburg — 
Tit. 713 — Neubau eines Dienstgebäudes in Hamburg, 1. Teilbetrag — 


In den Erläuterungen ist hinter Nr. 1 ein- 
zufügen: 

„Die zur Bundesforschungsanstalt für Fische- 
rei in Hamburg gehörenden Institute und die 
Kopfstation der Biologischen Anstalt Helgo- 
land sind in Hamburg zur Zeit noch verstreut 
und zum Teil unzureichend bzw. sogar be- 
helfsmäßig untergebracht. Im Interesse einer 
wünschenswerten Zusammenarbeit der Insti- 
tute und einer rationellen Ausnutzung der 
gemeinsamen Einrichtungen ist beabsiditigt, 
die Institute in einem bundeseigenen Gebäude 
zu konzentrieren. Hamburg hat für das Ge- 
samtvorhaben ein Grundstück zur Verfügung 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 

Eine Notwendigkeit, die Erläuterungen in 
der beantragten Form zu ergänzen, ist nicht 
gegeben. 
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gestellt und benötigt außerdem den bisher 
von drei Instituten benutzten Raum für 
eigene Zwecke. Die Kosten für den Gesamt- 
komplex werden nach dem gegenwärtigen 
Preisstand auf 4 200 000 DM geschätzt.“ 


Kap. A 1002 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 532 (neu) — Darlehen für den Weiterbau der Okertalsperre, 

5. Teilbetrag — 


Vor Tit. 890 wird folgender neuer Tit 532 
eingefügt; 

„532 — Darlehen für den Weiterbau der 
Okertalsperre, 5. Teilbetrag — 2 500 000 DM“. 

Die Okertalsperre ist ein agrarpolitisdies Vor- 
haben von großer Bedeutung. Sie hat die 
Aufgabe, durdi Ausgleich der Wasserführung 
für ein Gebiet von rd. 30 000 ha am Unter- 
lauf der Oker Wasser für die Bewässerung 
und zur Anreicherung des Grundwassers zu 
liefern. Sie dient dabei gleichzeitig dem Hoch- 
wasserschutz. Bisher hat das vorbezeichnete 
Gebiet aufs stärkste unter Hochwasser- und 
den damit verbundenen Schwemmschäden 
gelitten. Andererseits bestand in Zeiten der 
Trockenheit keinerlei Möglichkeit, den Grund- 
wasserspiegel in dem erforderlichen Umfang 
anzuheben. Nachdem der erste und zweite 
Bauabschnitt von 1939 ab Aufwendungen von 
rd. 13 Mio RM/DM erfordert hatten, wurde 
der dritte Bauabschnitt 1950 mit 19 Mio DM 
veranschlagt. Auf dieser Grundlage hat der 
Bund ein Darlehen von 10 Mio DM in vier 
Jahresraten 1952 bis 1955 bereitgestellt. 
Durch Lohn- und Materialpreissteigerungen, 
durdi unvorhergesehene Bauarbeiten bei der 
Gründung der Sperrmauer und durch not- 
wendig gewordene baulidie Ergänzungen er- 
höhen sich die Kosten des dritten Bauab- 
schnitts um rd. 9 650 000 DM auf 25 950 000 
DM. 

Die Mehrkosten setzen sich aus folgenden 
Beträgen zusammen: 

a) Mehrkosten der Baumaßnahmen, die im 
Kostenanschlag 1950 für den dritten Bau- 
absdinitt vorgesehen waren: 

1 . Lohn- und Materialpreis- 
steigerungen einsdil. Ko- 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 

Der Bund hat entsprechend den Verein- 
barungen mit dem Lande Niedersadisen in 
den Rechnungsjahren 1952 bis 1955 je 
2 500 000 DM = 10 000 000 DM als unver- 
zinsliche Darlehen zur Verfügung gestellt. 

Eine Heranziehung des Bundes zu den Mehr- 
kosten in Höhe von 6 950 000 DM, von 
denen 4 950 000 DM auf Bauarbeiten entfal- 
len, die ohne seine Mitwirkung über die 
ursprüngliche Planung hinaus später einge- 
setzt worden sind, ist nicht gerechtfertigt. 
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sten der Bauzeitverlänge- 
rung rd 2 000 000 DM 

2. Zusätzliche Bauarbeiten 
(geologisch bedingter grö- 
ßerer Felsaushub, größere 
Maße der Sperrmauer, bei 
der Planfeststellung auf- 
erlegter stärkerer Ausbau 
der Straßen und Wege 
u. a.) rd 2 200 000 DM 

zu übertragen rd. 4 200 000 DM 

b) Kosten der baulichen Er- 
gänzungen: 

1. Einrichtungen des Entnah- 
mestollens für eine evtl, 
spätere Entnahme von 
Trinkwasser und Brauch- 
wasser (vorsorglich) und 
zur Ableitung von Kraft- 
wasser zwecks Erfüllung 
der im Darlehensvertrage 
vom Bunde auferlegten 
Bedingung zur wirtschaft- 
lichen Ausnutzung der 

Talsperre rd 1 100 000 DM 

2. Kosten einer Vorsperre, 
die notwendig ist, um 
das Entstehen einer — bei 
den starken bis zu 30 Me- 
tern betragenden Stau- 
spiegelschwankungen 
sonst unvermeidbaren — 
Sumpflandschaft unter- 
halb des Kurortes Al- 
tenau zu verhindern rd. 1 650 000 DM 

zusammen; rd. 6 950 000 DM. 

Von diesen Mehrkosten kann ein Betrag von 
800 000 DM durch Darlehensmittel, welche 
bei der Ausführung eines Teils der Arbeiten 
als Notstandsmaßnahmen anfallen, gedeckt 
werden. Die Harzwasserwerke vermögen im 
äußersten Falle Ihre Eigenleistung um 1 Mio 
DM zu erhöhen. Das Land Niedersachsen be- 
absichtigt, sich an der Finanzierung der Mehr- 
kosten mit einem Zuschuß von 2 650 000 DM 
zu beteiligen. Zur Fertigstellung der Talsperre 
und zur vollen Finanzierung der Baukosten 
Ist die Bereitstellung eines weiteren Darlehens 
von 2,5 Mio DM mithin erforderlich. 
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Einzelplan 12 — Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Verkehr — 

Kap. 1202 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 531 — Liquiditätshilfe für die Deutsche Bundesbahn — 


Wie im Vorjahre hat der Bund für die Bun- 
desbahn im ordentlichen Haushalt eine „Liqui- 
ditätshilfe“ in Höhe von 200 Mio DM neben 
einem „Darlehen für Investitionen“ im 
außerordentlichen Haushalt diesmal in Höhe 
von 50 Mio DM ausgebracht. Dazu kommen 
zweckgebundene Einnahmen aus dem Ver- 
kehrsfinanzgesetz (145 Mio DM), die wie- 
derum gestundete Beförderungsteuer (290 
Mio DM) und Leistungen aus dem ERP-Son- 
der vermögen (rd. 179 Mio DM). Ob die 
Liquiditätshilfe im Vollzug einer späteren 
Abrechnung des Bundes mit der Bundesbahn 
über alle in den letzten Jahren gegebenen 
Hilfen endgültig als Schuld der Bundesbahn 
belastet bleibt, ist ungewiß. 

Der Ansatz ist, dem Vorschlag des Bundes- 
rates in den Jahren 1954 und 1955 folgend, 
in den außerordentlichen Haushalt zu über- 
nehmen. 


Die Bundesregierung hält an ihrer Vorlage 
fest. 

Der Vorschlag des Bundesrates erscheint der 
Bundesregierung weder sachlich vertretbar 
noch haushaltsrechtlich durchführbar. Die 
Liquiditätshilfe soll nicht nur die Zahlungs- 
fähigkeit der Deutschen Bundesbahn im 
Rechnungsjahr 1956 sicherstellen, sondern 
auch einen Teilausgleich. ihres Defizits aus den 
Vorjahren ermöglichen. 

Angesichts der Finanzlage der Deutschen 
Bundesbahn kann mit der Rückzahlung des 
Betrages durch die Bundesbahn sowie mit 
einer werbenden Verwertung der Liquiditäts- 
hilfe mit Sicherheit nicht gerechnet werden. 
Da es notwendig ist, diese Hilfe rechtzeitig 
zur Verfügung zu stellen, muß es bei der 
jetzigen Veranschlagung bleiben. 


Tit 607 — Zuschüsse an 


a) die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen, 

b) das Institut für Luftrecht, 

c) die Wissenschaftliche Gesellschaft für Luftfahrt — 


Der Ansatz ist von 122 000 DM auf 
152 000 DM zu erhöhen und dement- 
sprechend in den Erläuterungen unter a) der 
Zuschuß an die Arbeitsgemeinschaft Deut- 
scher Verkehrsflughäfen eV von 15 000 DM 
auf 45 000 DM festzusetzen. 

Eine Kürzung des bisherigen Zuschusses des 
Bundes an die Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Verkehrsflughäfen von 45 000 DM auf 
15 000 DM ist nicht gerechtfertigt. Zur Wei- 
terführung der anerkannten beratenden und 
gutachtlichen Tätigkeit der Arbeitsgemein- 
schaft für das Bundesverkehrsministerium, 
die im überregionalen Interesse liegt, ist die 
Gewährung eines Zuschusses in der bisherigen 
Höhe erforderlich. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bun- 
destages sowie der Bundesrechnungshof drän- 
gen auf den Abbau von Bundeszuschüssen zu 
den Verwaltungskosten wissenschaftlicher 
Gesellschaften, Institute, Arbeitsgemein- 
schaften usw. Im vorliegenden Falle beteiligt 
sich der Bund als Gesellschafter von Flug- 
hafengesellschaften mittelbar an den Verwal- 
tungskosten der Arbeitsgemeinschaft Deut- 
scher Verkehrsflughäfen. 


V. 
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Tit. 614 — Durchführung notwendiger Maßnahmen auf dem Gebiet der 

Berufsausbildung der Seeleute — 


Der Ansatz ist auf 580 000 DM zu erhöhen 
und in die Erläuterungen ist folgender neuer 
Buchstabe d einzufügen: 

„d) Zuschüsse für Landausbildungsstätten für 
den seemännischen Nachwuchs 200 000 DM‘'. 

Zur Hebung des Ausbildungsstandes des see- 
männischen Nachwuchses ist es erforderlich, 
daß der Bund nicht nur Zuschüsse zur Aus- 
bildung an Bord gibt, sondern sich auch an 
der finanziellen Förderung der sogen, vorsee- 
männischen Ausbildung in den Landausbil- 
dungsstätten beteiligt. Es handelt sich hier 
um eine überregionale Aufgabe, weil die vor- 
seemännische Ausbildung im wesentlichen aus 
Gründen der Schiffssicherheit erfolgen muß. 
Der Bund hat durch den Beitritt zum Inter- 
nationalen Schiffssicherheitsvertrag 1948 eine 
entsprechende Verpflichtung übernommen. 
Die vorseemännische Ausbildung geht 
wesentlich über die Aufgaben der Berufs- 
schulen hinaus, deren Träger die Länder sind. 
Sie kann deshalb nicht allein zu Lasten der 
Länder gehen. Vielmehr muß sich der Bund 
mit einem angemessenen Beitrag, der im 
wesentlichen den Kosten der Internatsunter- 
bringung entspricht, beteiligen. Das würde 
auch der Aufgabenstellung nach dem Gesetz 
über die Aufgabe des Bundes auf dem Gebiet 
der Seeschiffahrt vom 22. November 1950 
entsprechen. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Bundesregierung vertritt den Stand- 
punkt, daß die vorseemännische Ausbildung 
des seemännischen Nachwuchses Aufgabe der 
Länder im Rahmen ihrer Verantwortlichkeit 
für das Berufsschulwesen ist. Das Gesetz über 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zum Internationalen Schiffssicherheitsvertrag 
London 1948 (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 603) 
ermächtigt den Bundesminister für Verkehr, 
Vorschriften über die der Unterstützung der 
Seeschiffahrt dienenden Einrichtungen und 
Dienste auf See und an Land zu erlassen. 
Hieraus kann eine Verpflichtung zur Über- 
nahme von Kosten für die vorseemännische 
Ausbildung durch den Bund nicht hergelei- 
tet werden. 


Kap. 1203 — Binnenwasserstraßenverwaltung — 

Tit. 726 — Ausbau der Nordstrecke des Dortmund-Ems-Kanals von Berges- 
hövede bis Emden, 6. Teilbetrag — 


Die Erläuterungen, vorletzter Absatz, sind 
wie folgt zu fassen: 

„Um die angestrebte Tauchtiefe zu dem tech- 
nisch möglichen frühesten Termin — voraus- 
sichtlich 1957 — zu erreichen, soll der Deut- 
schen Gesellschaft für öffentliche Arbeiten 
(öffa) die Durchführung der hierzu erforder- 
lichen Bauarbeiten, soweit sie nicht aus den 


Die Bundesregierung hat einem beschleunig- 
ten Ausbau des Dortmund-Ems-Kanals be- 
reits dadurch Rechnung getragen, daß sie sich 
verpflichtet hat, die Kosten für eine Vor- 
finanzierung von 24 Mio DM zu überneh- 
men, damit die angestrebte Tauchtiefe bis 
zum Ende des Rechnungsjahres 1958 erreicht 
wird. 
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verfügbaren Haushaltsmitteln bestritten wer- 
den können, übertragen werden. Die öffa 
wird sich die Mittel auf dem Geldmarkt be- 
schaffen. Das Land Nordrhein-Westfalen hat 
die etwa erforderlich werdende Refinanzie- 
rung und Bürgschaft zugesagt." 

In den Erläuterungen zu Kapitel A 12 03 
Titel 726 des Haushaltsplans 1955 war be- 
reits vorgesehen, daß die Deutsche Gesell- 
schaft für Öffentliche Arbeiten mit der 
Durchführung von Bauaufträgen über zu- 
sammen 24 Mio DM beauftragt werden 
sollte. Die Erläuterungen waren jedoch so 
gefaßt, daß der Auftrag an die öffa auf jähr- 
lich 6 Mio DM begrenzt wurde. Diese Be- 
grenzung hat dazu geführt, daß die Abwick- 
lung des Bauprogramms im Jahre 1955 nach 
den Erklärungen des Bundesministers für 
Verkehr nicht in der technisch zweckmäßigen 
Weise erfolgen konnte. Um derartige Schwie- 
rigkeiten für die Zukunft zu verhindern, ist 
es erforderlich, daß der Bund den Auftrags- 
umfang durch die öffa nach den gegebenen 
technischen Möglichkeiten ohne Bindung an 
bestimmte Jahresraten steuern läßt. Haus- 
haltsmäßige Auswirkungen treten dadurch 
nicht ein. Auch kassenmäßige Folgen für den 
Bund oder die öffa können sich nicht er- 
geben, weil eine Refinanzierungszusage des 
Landes Nordrhein-Westfalen vorliegt. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Einer weiteren Vorverlegung des Bauab- 
schlusses auf das Jahr 1957 stehen folgende 
Einwände entgegen: 

a) Dieses Bauziel läßt sich technisch bis zu 
diesem Zeitpunkt nicht mehr erreichen. 

b) Die konjunkturelle Lage auf dem Bau- 
sektor läßt die angestrebte Vorfinanzie- 
rung aus Geldmarktmitteln nicht als ver- 
tretbar erscheinen. 

c) Durch die beantragte Verkürzung der 
Bauzeit würden erhebliche Mehrkosten 
erwachsen, da im Falle der geforderten 
Forcierung der Arbeiten auf einen wirt- 
schaftlichen Baufortschritt verzichtet wer- 
den müßte. Die Behauptung, daß haus- 
haltsmäßige Auswirkungen nicht eintre- 
ten, übersieht diesen Sachverhalt. 


Kap. 1204 — Seewasserstraßenverwaltung — 


Tit. 745 — Bau eines Kreuzungsbauwerkes über den Nord-Ostsee-Kanal bei 

Rendsburg, 1. Teilbetrag — 


In der Zweckbestimmung sind die Worte 
„Kreuzungsbauwerkes über den" zu ersetzen 
durch die, Worte „Tunnels unter dem". 

Die Berichtigung ist erforderlich, nachdem 
nunmehr über die Art des Bauwerkes ent- 
schieden worden ist. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Bundesregierung hat über die Art der 
Durchführung des Kreuzungsbauwerkes noch 
keinen Beschluß gefaßt. 
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Tit. 955 — Vorarbeiten für Radar-Landanlagen und UKW-Betriebsfunk an 

Elbe und Weser — 


Die Zweckbestimmung ist wie folgt zu 
fassen: 

„Bau von Radar-Landanlagen und UKW- 
Betriebsfunk an Elbe und Weser“. 

Der Ansatz ist von 210 000 auf 500 000 DM 
zu erhöhen. 

Der erste Absatz der Erläuterungen ist durch 
folgende Fassung zu ersetzen: 

„Zur Sicherung der Schiffahrt zu den deut- 
schen Seehäfen ist wie in den großen euro- 
päischen Nachbarhäfen die Einrichtung land- 
fester Radar-Anlagen mit UKW-Funk erfor- 
derlich. Bisherige Vorarbeiten in den Haus- 
haltsjahren 1953 und 1954 haben erwiesen, 
daß derartige Anlagen eine wichtige Hilfe für 
die Schiffahrt sind. 

Im Haushalt 1956 soll der bisherige Ver- 
suchsbetrieb, besonders mit der UKW-Über- 
tragung, in Zusammenarbeit mit der Schiff- 
fahrt fortgesetzt werden. Die Beschaffung 
der hierfür erforderlichen tragbaren UKW- 
Geräte, die nicht angemietet werden können, 
ist bei Kap. 12 04 Tit. 723 veranschlagt. Der 
Versuchsbetrieb mit ermieteten landfesten 
Radar-Anlagen muß daher im Rechnungsjahr 
1956 in gleicher Höhe wie im Vorjahre fort- 
gesetzt werden. 

Darüber hinaus soll auf Grund der bisher 
— auch in den großen Seehäfen anderer 
europäischer Länder — gesammelten Erfah- 
rungen mit dem Bau von Radargeleitstraßen 
auf der Elbe bis Brunsbüttelkoog und auf der 
Weser bis Bremerhaven begonnen werden. 
Die Gesamtsumme ist auf 12,3 Mio DM ver- 
anschlagt, erste Baurate 500 000 DM.“ 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Bundesregierung verkennt keineswegs die 
Vorteile, die sich für die Seeschiffahrt durch 
Einrichtung von Radar-Landanlagen und 
UKW-Betriebsfunk ergeben. 

Die Einrichtungen erfordern jedoch einen 
Kanitalaufwand von rd. 12,5 Mio DM, ohne 
daß hierin die Betriebs- und Personalkosten 
berücksichtigt sind. 

Die bisher durchgeführten Versuche bieten 
keine ausreichenden Unterlagen, um bereits 
im gegenwärtigen Zeitpunkt Investitionen 
im geforderten Umfang mit den zusätzlich 
erforderlichen Betriebs- und Personalkosten 
durchzuführen. 

Zur Durchführung von Versuchen sind bei 
Kap. 12 04 Tit. 723 weitere 300 000 DM zur 
Beschaffung von 100 tragbaren UKW-Funk- 
sprechgeräten veranschlagt, die auch für den 
späteren Betrieb Verwendung finden sollen. 


Kap. 1214 — Deutscher Wetterdienst In Frankfurt (Main) — 

Tit. 101 — Dienstbezüge der planmäßigen Beamten — 

Tit. 103 — Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte — 

Tit. 104 — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — 

An Stelle des im Entwurf vorgesehenen Stel- An der Regierungsvorlage wird festgehalten, 
lenplans des Deutschen Wetterdienstes in Bundesregierung ist der Überzeugung, 

Frankfurt (Main) ist der im Haushalt 1955 Belange aller am Wetterdienst inter- 
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ausgebrachte Stellenplan in den Haushalts- 
plan 1956 unverändert zu übernehmen. 

Der vorgelegte Entwurf zum Haushalt des 
Deutschen Wetterdienstes ist im wesentlichen 
offenbar zurückzuführen auf das Gutachten 
des Bundesbeauftragten für die Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung, das weniger nach 
fachlich-meteorologischen als nach verwal- 
tungsmäßigen Gesichtspunkten erstellt 
wurde. Nach diesem Gutachten soll der ge- 
samte Personalbestand des Deutschen Wet- 
terdienstes kaum verändert werden. Er 
bringt im wesentlichen organisatorische 
Änderungen, wobei ein Personalabbau vor- 
wiegend bei den Wetterämtern, insbesondere 
in Bremen, Freiburg, Neustadt und Schles- 
wig, zugunsten einer Personalvermehrung bei 
gewissen Zentralstellen geplant ist. 

Gegen diese Umorganisation bestehen erheb- 
liche Bedenken rechtlicher und fachlicher Art: 

1. Der Aufbau des Deutschen Wetterdien- 
stes ist nach ^ 4 Abs. 4 des Gesetzes über 
den Deutschen Wetterdienst vom 11. No- 
vember 1952 durch die vom Bundes- 
minister für Verkehr zu erlassende Ver- 
waltungsordnung für den Deutschen Wet- 
terdienst zu regeln. 

Der vorliegende Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans — Einzelplan 12 
Kap. 12 14 — nimmt diese Regelung vor- 
weg, obwohl die Verwaltungordnung bis- 
her nicht erlassen wurde. Auch die in § 4 
Abs. 4 des genannten Gesetzes vorge- 
schriebene Anhörung des Verwaltungs- 
beirates ist bisher nicht erfolgt. 

2. Es ist noch nicht abzusehen, welche Auf- 
gaben dem Deutschen Wetterdienst im 
Rahmen der Verteidigungsaufgaben des 
Bundes und bei der Überwachung der 
radioaktiven Verseuchung der Luft zu- 
fallen werden. 

3. Die von den vorgesehenen Einschränkun- 
gen betroffenen Wetterämter könnten die 
ihnen bisher obliegenden Aufgaben, z. B. 
auf dem Gebiet der Versorgung der Be- 
völkerung, der Wirtschaft, der Landwirt- 
schaft, des Verkehrs, des Fremdenver- 
kehrs und der Behörden mit wetter- 
dienstlichen Nachrichten nicht mehr in 
dem erforderlichen Umfange erfüllen. 
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essierten Kreise durch das Gutachten des 
Bundesbeauftragten für die Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung nicht geschmälert 
sind. 

Die vorgesehene Neuorganisation wird den 
Aufgaben des Deutschen Wetterdienstes in 
vollem Umfang gerecht. 

Es wird insbesondere vorgesehen: 

a) eine Umschichtung der vorhandenen 
Kräfte zugunsten der heute wichtigsten 
Dienstzweige des Wetterdienstes; 

b) eine wirksame Vereinfachung des Arbeits- 
verfahrens sowie eine zweckmäßige Ände- 
rung der Verwaltungszuständigkeit. 

Die Bundesregierung hält daher an dem vor- 
gesehenen Stellenplan fest. 
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Dieser Vorschlag führt nicht zu einer finan- 
ziellen Mehrbelastung, weil im ganzen keine 
Stellenvermehrung damit verbunden ist. 

1. Der Bundesrat erwartet, daß die im Bun- 
deshaushalt eingestellten Mittel für Ver- 
kehrsbauten im vollen Umfange zur Ver- 
fügung gestellt werden, weil nach seiner 
Ansicht eine Beschränkung aus konjunk- 
turellen Gründen in diesen Fällen nicht 
vertretbar ist. 

2. Abgesehen davon sind die Sperrvermerke 
sämtlidaer Titel, deren Mittel aus dem 
Verkehrsfinanzgesetz fließen, zu streichen. 

Das Verkehrsfinanzgesetz ist u. a. zu dem 
Zweck erlassen worden, für die Finanzierung 
des Baues von Bundesautobahnen und des 
Ausbaues der Bundesstraßen, für die Finan- 
zierung der Erneuerung von Anlagen der 
Bundesbahn sowie für eine Finanzierungs- 
hilfe für nichtbundeseigene Eisenbahnen Mit- 
tel aus dem Aufkommen dieses Gesetzes zur 
Verfügung zu stellen. Es würde der Absicht 
des Gesetzgebers widersprechen, wenn die 
Verwendung der Mittel im Haushaltsplan 
von der Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen abhängig gemacht würde. Aus 
verkehrspolitischen Gründen ist es dringend 
notwendig, diese Mittel auf Grund der vor- 
genommenen Planungen beschleunigt und 
ohne Erschwernisse dem vom Verkehrs- 
finanzgesetz verfolgten Zweck zuzuführen. 
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Die Bundesregierung, die an ihrer Vorlage 
festhält, nimmt von der Entschließung und 
dem Streichungsvorschlag Kenntnis. Sie wird 
die für die Konjunkturlage nötigen Maßnah- 
men zu gegebener Zeit treffen. 


Kap. A 1202 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 530 — Gewährung von Darlehen für den Bau von Handelsschiffen auf 
deutschen Werften und den Erwerb von Handelsschiffen im Aus- 
land nach Maßgabe gesetzlicher Bestimmungen und unter sonstigen 

Bedingungen — 

Der Entwurf des Haushaltsplans für das Die Bundesregierung hat von der Entschlie- 

Rechnungsjahr 1956 — Einzelplan 12 — ent- ßung des Bundesrates Kenntnis genommen, 

hält keine Mittel für Darlehen nadi dem Ge- 
setz vom 27. September 1950 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 684) für den Bau von Fahrgast- 
schiffen. 

Der Bundesrat behält sich vor, hierauf ge- 
legentlich des weiteren Gesetzgebungsverfah- 
rens zurückzukommen, sobald die Unter- 
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suchungen abgeschlossen sein werden, die der 
Bundesminister für Verkehr in seiner Ant- 
wort vom 22. September 1955 auf die Große 
Anfrage — Drucksache 1476 — erwähnt hat. 


Tit. 536 — Darlehen an die Deutsche Bundesbahn für Investitionen — 


Der Ansatz ist von 50 Mio DM auf 100 
Mio DM zu erhöhen mit der Maßgabe, da- 
von 20 Mio DM zum Schutz und für die Be- 
seitigung von schienengleichen Übergängen 
zu binden. 

Der Ansatz für Investitionsdarlehen an die 
Bundesbahn kann gegenüber dem Haushalts- 
jahr 1955 nicht gekürzt werden, weil die 
Bundesbahn nach wie vor nicht in der Lage 
ist, ihren Geldbedarf zur Wiederherstellung 
ihrer Leistungsfähigkeit und Betriebssicher- 
heit aus eigenen Mitteln oder durch die Auf- 
nahme von Krediten zu decken. Es ist des- 
halb eine Erhöhung des Ansatzes um 50 
Mio DM erforderlich. Aus Gründen der Be- 
triebssicherheit der Bundesbahn einerseits 
und der allgemeinen Verkehrssicherheit ande- 
rerseits empfiehlt es sich, die Verwendung 
eines Teils des Investitionsdarlehens in Höhe 
von 20 Mio DM für die Vorhaben vorzu- 
sehen, die in der vorgeschlagenen Ergänzung 
der Zweckbestimmung erwähnt sind. 


Die Bundesregierung hält an ihrer Vorlage 
fest. 

Sie prüft gegenwärtig die Möglichheit einer 
Erhöhung des Ansatzes; die Prüfung ist noch 
nicht abgeschlossen. 


Einzelplan 25 — Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wohnungsbau — 

Kap. 2502 — Allgemeine Bewilligungen — 

Die Bundesregierung wird gebeten, 30 Mio Die Bundesregierung behält sich eine Stel- 
DM Darlehen zur nachrangigen Finanzierung lungnahme vor. 
von Ersatzwohnungen zur verstärkten Räu- 
mung von Lagern und Notunterkünften der 
Vertriebenen, Flüchtlinge, Kriegsgeschädigten 
und heimatvertriebenen Ausländer einzu- 
setzen. 

In der Bundesrepublik leben noch mehr als 
250 000 Menschen in Barackenlagern, Bun- 
kern und ähnlichen Notunterkünften. Diese 
Notstände, die sich in bestimmten Gebieten 
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und Großstädten häufen, können von den 
betroffenen Bundesländern mit den allge- 
meinen Wohnungsbaumitteln in absehbarer 
Zeit nicht beseitigt werden. Die kurzfristige 
Beseitigung dieser Zustände ist jedoch aus 
sozialpolitischen und allgemein menschlichen 
Gründen dringend geboten. Hierbei ist eine 
erhebliche zusätzlidie Hilfe des Bundes außer- 
halb der gesetzlichen J^indestverpfliditung 
zur Bereitstellung von Wohnungsbaumitteln 
erforderlich. 

Die Bundesregierung wird gebeten. 14 Mio 
DM zur Vergabe als Darlehen bzw. Zuschüsse 
zur Fortführung der Maßnahmen zur Instand- 
setzung von Wohngebäuden des Althaus- 
besitzes einzusetzen. 

Der aufgestaute Reparaturbedarf ist noch 
sehr groß. Eine Verweisung der Hauseigen- 
tümer ausschließlich auf den Kapitalmarkt ist 
zur Zeit noch nicht angängig, da sich die 
steuerfreie Instandsetzungsrücklage für drei 
Jahre und das Bundesmietengesetz noch nicht 
entsprechend ausgewirkt haben. Die Bereit- 
stellung öffentlicher Mittel ist daher min- 
destens noch für das Jahr 1956 in etwa glei- 
chem Umfange wie 1955 erforderlich; die 
Ausweitung durch Mittel der Länder und des 
Kapitalmarktes wird wie bisher erfolgen und 
damit zu der dringend erforderlichen Breiten- 
wirkung beitragen. 

Der Althausbesitz hat in den schweren Jahren 
nach dem Zusammenbruch in besonderem 
Maße für die Unterbringung der Heimatver- 
triebenen, Flüchtlinge und Kriegssachgeschä- 
digten herangezogen werden müssen. Die 
damit verbundene, bis an die äußerste Grenze 
gehende Ausnutzung der Räume des Althaus- 
besitzes macht die Instandsetzung des Alt- 
hausbestandes zur volkswirtschaftlichen Not- 
wendigkeit. 


Die Bundesregierung kann dem Vorschlag 
des Bundesrates nicht zustimmen. Die In- 
standsetzungsarbeiten an Altwohngebäuden 
werden aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 
regelmäßig im Winter durchgeführt. Wenn 
sich auch clie steuerfreie Instandsetzungsrück- 
lage für drei Jahre und das Bundesmietengesetz 
bis zum Winterhalbjahr 1956/57 noch nicht 
voll ausgewirkt haben werden, wird doch der 
Hausbesitz bis dahin eine gewisse Bewegungs- 
freiheit erhalten haben, die es jedenfalls 
rechtfertigt, die zusätzliche bundesseitige 
Förderung bereits mit den für das Winter- 
halbjahr 1955/56 zur Verfügung gestellten 
Mitteln auslaufen zu lassen. 


Tit. 600 — Grundsteuerbeihilfen für Arbeiterwohnstätten ■ — 

Der Ansatz ist auf 17 000 000 DM herab- Die Bundesregierung stimmt der Herab- 
zusetzen. Setzung des Ansatzes zu. 
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Tit. 895 — Erwerb von Beteiligungen an wohnungswirtschaftlichen 
Unternehmen des privaten Rechts (§ 48 RHO) — 


Der Ansatz ist auf 2 500 000 DM herabzu- 
setzen. 

In den Erläuterungen zu Tit. 895 sind im 
letzten Satz des ersten Absatzes die Worte 
„Betrag bis zu 3 000 000 DM‘* durch die 
Worte „Betrag bis zu 1 000 000 DM"‘ zu er- 
setzen. 

In den Erläuterungen zu Tit. 895 ist der 
vorletzte Satz in Absatz 1 zu streichen. 


Die Bundesregierung ist mit den Vorschlägen 
einverstanden. 


Kap. 2503 — Förderung des Wohnungsbaues — 

Tit. 533 — Darlehen zur sonstigen Förderung von Maßnahmen zugunsten des 

sozialen Wohnungsbaues 


Der Ansatz ist auf 54 699 000 DM zu erhöhen. 

In der Haushalts- Anmerkung sind die Worte 
„Betrag von 20 000 000 DM“ durch die Worte 
„Betrag von 20 500 000 DM“ und die Worte 
„Betrag von 16 000 000 DM“ durch die Worte 
„Betrag von 14 000 000 DM“ zu ersetzen. 

In der Erläuterung zu Tit. 533 sind unter 
Nr. 1 der Betrag von 32 199 000 DM“ durch 
„29 699 000 DM“, unter Nr. 2 im Text an 
beiden Stellen der Betrag von „20 000 000 
DM“ durch „25 000 000 DM“ und in der 
Schlußsumme der Betrag von „52 199 000 
DM“ durch „54 699 000 DM“ zu ersetzen. 

Durch die Leistungen aus dem Wohnungs- 
bauprämiengesetz werden einzelne Länder in 
überdurchschnittlicher Weise beansprucht. 
Die im Haushaltsplan bei Kap. 25 03 
Tit. 533 eingesetzten Gesamtmittel in Hohe 
von 52 199 000 DM, unterteilt u. a. in 20 
Mio DM zur etwa erforderlichen Überbrük- 
kung eines vorübergehend höheren Finan- 
zierungsbedarfs einzelner Länder in den 
Rechnungsjahren 1956 und 1957, erscheinen 
nicht ausreichend. Aus diesem Grunde ist 
unter Einsparung von insgesamt 5 Mio DM 
bei den oben bezeichneten Kapiteln der 
ursprünglich angesetzte Betrag von 20 
Mio DM auf 25 Mio DM zu erhöhen und die 
Erläuterung mit einer ausdrücklichen Anmer- 
kung zu versehen, daß die aus diesem Titel 


Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen 
mit der Maßgabe zu, daß bei den Erläuterun- 
gen der Zusatz zu Nr. 2 „Der allgemeine 
Verteilungsschlüssel findet keine Anwen- 
dung“ als ausreichend angesehen wird. 
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zu zahlenden Beträge nur den Ländern zu- 
gute kommen sollen, die durch Prämienzah- 
lung überdurchsdinittlidi belastet sind und 
daß die Verteilung dementsprechend nicht 
nach dem allgemeinen Verteilungsschlüssel 
für Wohnungsbaumittel erfolgt. 

Nach den Erklärungen der Vertreter der 
Länder im Ausschuß für Wiederaufbau und 
Wohnungswesen sind Beteiligungen des Bun- 
des an der Badischen Heimstätte, der Rheini- 
schen Heimstätte und der Westfälischen 
Heimstätte nicht vorgesehen. 


Einzelplan 30 — Bundesminister für besondere Aufgaben — 


Der Bundesrat nimmt zu diesem Einzelplan 
im ersten Durchgang nicht Stellung, da dieser 
Plan infolge der Umwandlung eines Sonder- 
ministeriums in ein Fachministerium und In- 
folge voraussichtlichen Fortfalls eines weite- 
ren Sonderministeriums einer Umarbeitung 
bedarf. Bei dieser Gelegenheit wäre auch der 
Fehler im Änderungsblatt — fehlende Mehr- 
beträge für die Stellenanhebungen von 
A 4 b 1 nach A 3 b — zu berichtigen. 

Hinsichtlich der einmaligen Ausgaben In 
Kap. 30 01 Tit. 950 und 951 wird die Bun- 
desregierung gebeten, zu prüfen, ob Im Hin- 
blick auf die Einmaligkeit der Aufgaben nicht 
eine Verminderung der in den Beträgen ent- 
haltenen Personalkosten (46 700 bzw. 
115 400 DM) möglich ist. Insbesondere er- 
scheint in Tit. 951 der Ansatz von 
53 200 DM für 3 von anderen Ministerien 
abzuordnende Beamte prüfenswert, da diese 
Beamten wahrscheinlich bereits in den An- 
sätzen bei den obordnenden Ministerien be- 
rücksichtigt sind. 

Im übrigen hält der Bundesrat die Anhebung 
der Kablnettsreferenten-Stellen von Alb 
nach A 1 a im Hinblick auf vergleichbare Stel- 
len in den Länderministerien für ungerecht- 
fertigt. In den verbleibenden Sonderministe- 
rien sind diese Stellen als A 1 b-Stellen anzu- 
setzen. 


Der Einzelplan 30 bedarf unter Umständen 
infolge der seit Aufstellung des Entwurfs ein- 
getretenen Umstände (Ernennung des Bun- 
desministers für besondere Aufgaben Strauß 
zum Bundesminister für Atomfragen und 
Ableben des Bundesministers für besondere 
Aufgaben Dr. Tillmanns) der Umarbeitung. 
Die Bundesregierung wird gegebenenfalls 
Vorschläge für eine Neufassung dieses Einzel- 
plans machen. 

Die Bundesregierung wird prüfen, ob und 
inwieweit eine Verminderung der in den An- 
sätzen bei Kap. 30 01 Tit. 950 und 951 ent- 
haltenen Personalkosten oder eine diesen 
Personalkosten entsprechende Einsparung bei 
den Personalausgaben anderer Ressorts mög- 
lich ist. 

An der Hebung der Stellen der Kabinetts- 
referenten der Bundesminister für besondere 
Aufgaben von Bes.-Gr. Alb nach Bes.-Gr. 
Ala wird festgehalten, da die Tätigkeit der 
Referenten die Hebung rechtfertigt. 
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Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

Kap. 3205 — Verzinsung — 

Tit. 681 — Verzinsung der zur vorübergehenden Verstärkung der Betriebs- 
mittel der Bundeshauptkasse aufgenommenen Mittel — 


Der Ansatz von - 33 808 700 DM ist um 
45 000 000 DM auf - 78 808 700 DM zu 
erhöhen. 

Der Kassenbestand des Bundes wird im Rech- 
nungsjahr 1956 zwischen 4 und 5 Milliarden 
betragen. Der Bund wird daher einerseits 
nicht genötigt sein, Mittel zuf vorübergehen- 
den Verstärkung der Betriebsmittel der Bun- 
deshauptkasse aufzunehmen. Andererseits hat 
der Bund die Möglichkeit, von diesem Kassen- 
bestand mindestens 2,6 Milliarden mit 3 v. H. 
verzinslich anzulegen. — Das Bundesnoten- 
bankgesetz, welches diese Möglichkeit be- 
schränken soll, ist z. Z. noch nicht vom Bun- 
deskabinett beschlossen und wird nach Ansicht 
des Bundesrates in der geplanten Fassung im 
Rechnungsjahr 1956 nicht in Kraft treten. — 
Diese Anlage wird dem Bunde eine Einnahme 
von rd. 78 Mio DM gewähren. Diese Erwar- 
tung erscheint dem Bundesrat um so berech- 
tigter, als das Istergebnis 1954 — bei wesent- 
lich geringerem Kassenbestand — 78,5 Mio 
DM betragen hat. 


Die Bundesregierung widerspricht dem An- 
trag des Bundesrates auf Erhöhung des An- 
satzes um - 45 Mio DM und hält an ihrem 
Vorschlag fest. 

Einmal ist die Entwicklung der Kassen- 
bestände im Rechnungsjahr 1956 durchaus 
unsicher. Mit größeren Ausgaben, die aus den 
Kassenguthaben zu bestreiten sind, muß im 
Laufe des Rechnungsjahres gerechnet werden, 
so daß sich die Zinseinnahmen schon aus die- 
sem Grunde gegen das Vorjahr verringern. 
Andererseits ist in dem in Vorbereitung be- 
findlichen Bundesbankgesetz vorgesehen, daß 
die Kassenguthaben des Bundes völlig zinslos 
bleiben. Es ist deshalb damit zu rechnen, daß 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes keine Zins- 
einnahmen mehr anfallen. Die Vorbereitung 
dieses Gesetzentwurfs ist bereits soweit ge- 
diehen, daß der Entwurf demnächst dem 
Kabinett vorgeleet wird. Mit der Verabschie- 
dung dieses Gesetzes ist im Laufe des Rech- 
nungsjahres zu rechnen. Sollte sich die Ver- 
abschiedung wider Erwarten verzögern, so 
wird voraussichtlich durch ein Änderungs- 
gesetz zum Gesetz über die Errichtung der 
Bank deutscher Länder eine entsprechende 
Regelung getroffen werden. Es muß deshalb 
bei dem veranschlagter! Betrag verbleiben. 


Einzelplan 33 — Versorgung — 

Kap. 3307 — Versorgung von verdrängten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes und von Angehörigen aufgelöster Dienststellen sowie 
ihrer Hinterbliebenen — 

Tit. 150/153 — Ruhegehälter, Kapitalabfindungen auf Ruhegehälter, Witwen- 
und Waisengelder, Übergangsgehälter — 

Die Höhe der Ansätze wird weitgehend durch Die Bundesregierung hat von den Darlegun- 

Nachzahlungsverpflichtungen mitbestimmt. gen des Bundesrates Kenntnis genommen. 

Sie ergeben sich aus den wiederholten Rechts- 
änderungen, die die Verwaltung bei der Kom- 
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pliziertheit der Rechtsmaterie vor schwer zu 
lösende Aufgaben stellt. Die Länder können 
diesen Schwierigkeiten nur durch eine fort- 
währende Verstärkung des Verwaltungsappa- 
rates zu begegnen versuchen. 


Kap. 3308 — Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht und der 
berufsmäßigen Angehörigen des früheren Reichsarbeitsdienstes 
sowie ihrer Hinterbliebenen — 

Tit. 150/153 — Ruhegehälter, Kapitalabfindungen auf Ruhegehälter, Witwen- 
und Waisengelder, Übergangsgehälter — 

siehe Bemerkungen zu Kap. 33 07 Auch von diesen Darlegungen nimmt die 

Bundesregierung Kenntnis. 


Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt nichtdeutscher Streitkräfte — 

Kap. 3511 a — Verteidigungsaufwand, der im unmittelbaren Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt nichtdeutsdier Streitkräfte im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes entsteht — 

Tit. 350 (neu) — Entmunitionierung — 10 000 000 DM 


Die Durchführung von Entmunitionierungs- 
maßnahmen ist als Kriegsfolgelast, solange 
keine anderweitige gesetzliche Regelung ge- 
troffen wird, wie bisher aus Bundesmitteln 
zu finanzieren. 


Die Bundesregierung vermag dem Antrag 
nicht zu entsprechen. Nach Art. 120 GG 
trägt der Bund u. a. die Aufwendungen für 
Besatzungskosten und die sonstigen inneren 
und äußeren Kriegsfolgelasten „nach näherer 
Bestimmung eines Bundesgesetzes'*. Dieses 
Bundesgesetz ist in Form der vier Überlei- 
tungsgesetze ergangen. Nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 
des Ersten Überleitungsgesetzes in der Fas- 
sung des Vierten Überleitungsgesetzes vom 
28. April 1955 (BGBl. I S. 193) gehen mit 
Wirkung vom 1. April 1950 die Aufwendun- 
gen zur Durchführung der Entmilitarisierung 
auf den Bund über, jedoch nur insoweit, als 
die Aufwendungen durch Anordnungen der 
Besatzungmächte verursacht sind (§ 6 Abs. 2 
a. a. O.). Der Bund hat auf Grund einer Ver- 
waltungsvorschrift, nämlich des BMF-Rund- 
schreibens vom 12. Februar 1951 — II C 
Bes. 4035 — 469/51 — für die Zeit vom 
1. April 1950 ab im Rahmen der Aufwen- 
dungen zur Durchführung der Entmilitarisie- 
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rung auch die Kosten der Entmunitionierung 
getragen (Nr. 8 des Rundschreibens). 

Nach Art. 2 Nr. 1 des Protokolls über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in der 
Bundesrepublik Deutschland vom 23. Okto- 
ber 1954 (BGBl. 1955 II S. 216) standen den 
Drei Mächten die Rechte auf dem Gebiet der 
Entmilitarisierung bis zum Inkrafttreten der 
Abmachungen über den deutschen Verteidi- 
gungsbeitrag zu. Seit dem Beitritt der Bun- 
desrepublik zur Atlantikpaktorganisation be- 
stehen diese Rechte nicht mehr. § 6 Abs. 1 
Nr. 2 des Ersten Überleitungsgesetzes in der 
Fassung vom 28. April 1955 ist daher gegen- 
standslos geworden. Eine Verpflichtung des 
Bundes zur weiteren Tragung der Aufwen- 
dungen zur Durchführung der Entmunitio- 
nierung im Rechnungsjahr 1956 besteht da- 
her nicht mehr. Auch zu dem Erlaß einer 
Rechtsverordnung gemäß § 6 Abs. 4 a. a. O. ist 
auf dem Gebiet der Entmunitionierung seit 
dem Wegfall der in Abs. 2 a. a. O. gesetzlich 
festgelegten Voraussetzung kein Raum mehr. 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

Kap. 4009 — Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen — 


Tit. 13 — Erstattung von Versorgungsbezügen — 


Dieser Ansatz wird entscheidend beeinflußt 
durch die Entscheidung über den vom Bun- 
desrat beschlossenen Initiativentwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Versorgung der Opfer des Krieges (Bundes- 
versorgungsgesetz) in der Fassung vom 
/.August 1953 (Bundestags-Drucksache 1003). 
Es besteht deshalb auch aus diesem Grunde 
ein Interesse an einer alsbaldigen Beschluß- 
fassung über den Entwurf. 


Die Bundesregierung nimmt von den Dar- 
legungen des Bundesrates Kenntnis. Der Ini- 
tiativentwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundesversorgungsgesetzes (Bundestags- 
Drucksache 1003) liegt zur Zeit dem feder- 
führenden Haushaltsausschuß des Bundes- 
tages zur Beratung vor. 
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Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Kap. 6001 — Steuern und Abgaben — 


In Tit. St 9 verringert sich der Anteil des 
Bundes an der Einkommensteuer und Kör- 
perschaftsteuer den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates entsprechend. 


Da die Bundesregierung den Vorschlägen des 
Bundesrates im einzelnen nicht gefolgt ist, 
kann sie die vor geschlagene Verringerung des 
Ansatzes bei Tit. St 9 nicht anerkennen. An 
der Veranschlagung eines Bundesanteils an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer bei 
Kap. 60 01 Tit. St 9 in Höhe von 4500 Mil- 
lionen DM wird daher festgehalten. Dieser 
Betrag entspricht einem Bundesanteil von 
35 V. H., wie er in dem vom Bundestag bereits 
gebilligten Vorschlag des Vermittlungsaus- 
schusses zum Finanzverfassungsgesetz vorge- 
sehen ist. 


Kap. 6002 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 531 — Darlehen zur Steigerung der Wirtschaftskraft und für wirtschafts- 
fördernde öffentliche Investitionen im Lande Schleswig-Holstein — 

Tit. 532 — Darlehen für den Wiederaufbau der Insel Helgoland — 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Gegen die Ausbringung der Ansätze im 
ordentlichen Haushalt kann vom Stand- 
punkt där Erachtung finanzwirtschaftlicher 
Grundsätze aus nichts eingewendet werden. 
Im übrigen wird auf die Stellungnahme zu 
den Allgemeinen Bemerkungen des Bundes- 
rates Bezug genommen. 


Die Ansätze sind — ebenso wie im Rech- 
nungsjahr 1955 — in den außerordentlichen 
Haushalt zu übernehmen. 


Kap. 6004 — Sonderleistungen des Bundes — 


Tit. 311 — Leistungen des Bundes nach dem Bundesergänzungsgesetz zur Entschädigung für die 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung (BEG) — 


Der Ansatz wird um 73 000 000 DM auf 
473 000 000 DM erhöht. 

Nach dem Beschluß des Bundesrates vom 
11. November 1955 zur Dritten Novelle zum 
BEG hat der Bund die Entschädigungslasten 
im Lande Berlin zu 90 v. H. zu tragen. Zur 


Der Bedarf für die Leistungen des Bundes 
nach dem Bundesergänzungsgesetz ist ent- 
sprechend der neuen Lastenverteilung gemäß 
§ 77 der Dritten Novelle zum Bundesergän- 
zungsgesetz errechnet und veranschlagt 
worden. 
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Deckung dieser Mehraufwendungen ist die 
beantragte Erhöhung des Ansatzes erforder- 
lich. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung hat der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Änderung des Regierungs- 
entwurfs zu § 77 des Bundesergänzungs- 
gesetzes ausdrücklich widersprochen. Sie hält 
daher, was die haushaltsmäßigen Auswirkun- 
gen angeht, an den von ihr gebilligten An- 
sätzen fest, da diese Ansätze der Stellung- 
nahme der Bundesregierung entsprechen. 


Anlage 

zu den Allgemeinen Bemerkungen des 
Bundesrates zum Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans 1956 


Verzeichnis 

der im Hinblick auf den vorgeschlagenen Abs. 4 des § 8 
zu streichenden Sperrvermerke 


1. Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 

Kap. 0902 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 605 und 611 

2. Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

a) Kap. 1202 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 535 und 623 

b) Kap. 1203 — Binnenwasserstraßenverwaltung — 

Tit. 710, 711, 714, 719, 725, 726, 731, 733, 735, 

738, 741, 746, 747, 748, 752, 760, 762, 770, 

772, 950, 954, 955 

c) Kap. 1204 — Seewasserstraßenverwaltung — 

Tit. 710, 712, 713, 717, 718, 719, 721, 724, 727, 

728, 730, 731, 732, 735, 738, 743, 744, 745, 

858, 860 

d) Kap. 1210 — Bundesfernstraßen — 

Tit. 600, 602, 710, 711, 712, 713, 714, 721, 723, 
753, 754, 755a, 760, 769, 770, 772, 780, 781, 
784, 802, 829 
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